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Alter Bunker, neuer Krieg 

Vor den Raketen der Kiewer Regierung suchen 
die Einwohner von Petrowski Schutz in einem 
sowjetischen Atombunker. Eine Reportage 
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Thema der Woche 


Widerstand gegen TTIP 

Lesen Sie dazu auch in dieser UZ: 

Offene Verhandlungen und offener Wider¬ 
stand! Die CDU ködert mit leeren Verspre¬ 
chungen - die SPD eiert herum. 
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Mehr Jobs, mehr Flexibilität, mehr Wohl¬ 
stand? Wenn das so wäre, warum wird 
denn dann geheim verhandelt? 
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Selbst die löchrige Mietpreisbremse ist in 
Gefahr. DKP-Stadtrat Reinhard Püschel be¬ 
nennt Auswirkungen für die Kommunen. 
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Stadt soll sich gegen TTIP und wei¬ 
tere Freihandelsabkommen wenden. 

Kurz und knapp forderte am 
25. März der Rat der Stadt Erkrath 
die Bundesregierung auf, sich gegen 
die transatlantischen Freihandelsab¬ 
kommen zwischen der EU und Kana¬ 
da und den USA auszusprechen. 

In Köln ging am 24. März ein 
Ratsbeschluss gegen TTIP, TiSA und 
CETA über die Bühne, der an Deut¬ 
lichkeit wenig zu wünschen übrig 
lässt. Anlass war ein Bürgerantrag 
von Christine Reinicke, der vom Köl¬ 
ner Bündnis No-TTIP gestützt wur¬ 
de. Die Spannbreite der Unterstützer 
reicht vom KAB über den DGB, At- 
tac, Grüne bis zur DKP. 

Mittlerweile haben sich 133 Kom¬ 
munen in der Republik zu TTIP ge¬ 
äußert. Es werden täglich mehr. In 
Frankreich läuft eine Kampagne 
„10 000 Kommunen gegen TTIP“. 

Noch am 20. September wurde 
versucht, die DGB-Gewerkschaften 
zur Aufgabe ihres Widerstands gegen 
TTIP zu bewegen. Der SPD-Partei- 
konvent beschloss: „Zu einem Abbau 
von wirtschaftlichen, sozialen oder 
kulturellen Standards darf es durch 
ein transatlantisches Freihandelsab¬ 
kommen nicht kommen. Es muss sei¬ 
nen Wert umgekehrt darin beweisen, 
dass es zu Fortschritten beim Schutz 
von Arbeitnehmerrechten, dem Ver¬ 
braucherschutz und nachhaltigem 
Wirtschaften im globalen Maßstab 
beiträgt.“ Auch ein gemeinsames Pa¬ 
pier von DGB und SPD hat nicht ver¬ 
mocht, die Kritik zu ersticken. Im Ge¬ 
genteil, jetzt scheint die Stimmung in 
der SPD zu kippen. 

KlausStein 


M angelnde Kaufkraft bremst 
Produktion und Handel. 
Das Freihandelsabkommen 
TTIP soll Handelshemmnisse besei¬ 
tigen. Aus Sicht der Konzerne fallen 
darunter hohe Löhne, Bestimmungen 
über die Arbeitssicherheit, gewerk¬ 
schaftliche Rechte, Umweltauflagen 
und Verbraucherschutz. Seit zwei 
Jahren konferieren EU und USA ge¬ 
heim über das geplante Abkommen. 
Dennoch sickern Einzelheiten durch. 
Vorgesehen ist ein transatlantischer 
„Regulierungsrat“ von Konzernver¬ 
tretern, der Gesetze vor ihrer Verab¬ 
schiedung begutachtet. Und danach 
können Konzerne mittels Sonderkla¬ 
gerechten privaten Schiedsgerichten 
ihre Gewinnerwartungen anvertrau¬ 
en. Das geschieht gegenwärtig schon. 
Der Energiekonzern Vattenfall ver¬ 
klagt die Bundesregierung auf Ent¬ 
schädigung für entgangene Gewinne 
aus dem Atomgeschäft in Höhe von 
4,7 Milliarden Euro. 

Aktionstage bündeln die Proteste 
gegen TTIP. Europaweit am vergan¬ 
genen 11. Oktober, weltweit am kom¬ 
menden Samstag, 18. April. 

Mittlerweile wurden gegen TTIP 
über 1,6 Millionen Unterschriften ge¬ 
sammelt. Der Lissabon-Vertrag {Arti¬ 
kel 11,4) bietet die Möglichkeit einer 
Europäischen Bürgerinitiative. Danach 
darf die Mindestmenge von einer Mil¬ 
lion Einwohnern aus sieben EU-Mit- 
gliedsstaaten der Europäischen Kom¬ 
mission Vorschläge machen und sie 
„auffordern“, diese umzusetzen. Die 
geballte Wucht dieser huldvoll gewähr¬ 
ten Möglichkeit einer „Aufforderung“ 
wird indes von der Europäischen Kom¬ 
mission blockiert. Für deren Generalse¬ 


kreta¬ 
riat 
teilte 
Catheri¬ 
ne Day im 
September 
mit, wir hät¬ 
ten nicht das 
Recht, laufende 
Verhandlungen 
über ein Handels¬ 
abkommen in Frage zu 
stellen. Aus diesem Grund 
ist die Europäische Bürgeriniti¬ 
ative, die von über 300 europäischen 
Organisationen getragen wird, mit dem 
Adjektiv „selbstorganisiert“ versehen. 
Das Quorum aber ist allemal erreicht. 
Und die Proteste schwellen weiter an. 

In den Städten und Gemeinden 
werden Verheerungen der Daseins¬ 
vorsorge befürchtet. Aber die Stel¬ 
lungnahme der kommunalen Spit¬ 
zenverbände vom Oktober ist weder 
Fisch noch Fleisch. Einerseits legen 
sie Wert auf Mitsprache und behar¬ 
ren auf kommunaler Organisations¬ 
freiheit bei der Daseinsvorsorge. Sie 
lehnen auch die Schiedsgerichte ab. 
Andererseits unterstützen sie „das mit 
den Abkommen verfolgte Ziel, durch 


den Abbau 
von Handels¬ 
hemmnissen und die 
Verbesserung der Investitionsbedin¬ 
gungen die Schaffung von Arbeits¬ 
plätzen zu befördern.“ Aber dieses 
Arbeitsplatz-Versprechen ist soziale 
Demagogie. Erst Ende März hatte die 
Verbraucherorganisation Foodwatch 
den Verband der Automobilhersteller 
(VDA) veranlassen können, Falsch¬ 
darstellungen über die wirtschaftli¬ 
chen Vorteile von TTIP zurückzuzie¬ 
hen. Ebenso mussten der Bundesver¬ 
band der Deutschen Industrie (BDI) 
und die „Initiative Neue Soziale 


Markt¬ 
wirtschaft“ 
(INSM) ihre 
Propaganda¬ 
sprüche korri¬ 
gieren. 

Am 22. Ok¬ 
tober knüpfte 
die Stadt Aachen 
per Ratsbeschluss 
ihre Zustimmung zu 
Freihandelsabkom¬ 
men an Bedingungen, 
von denen schon bei den 
kommunalen Spitzenver¬ 
bänden die Rede war. Am 
5. Februar hielt sich auch der 
Düsseldorfer Stadtrat an diesen 
Rahmen. Nur ganz knapp konnte die 
Zustimmung zum Antrag der Links¬ 
partei verhindert werden, der verlang¬ 
te: „Der Rat der Stadt Düsseldorf setzt 
sich uneingeschränkt für die kommu¬ 
nale Selbstverwaltung, für den Schutz 
und Fortbestand der kommunalen 
Daseinsvorsorge und der kommuna¬ 
len Kultur-, Umwelt-, Verbraucher¬ 
schutz- sowie Sozial- und Bildungs¬ 
politik ein. Daher spricht sich der Rat 
gegen TTIP, CETA und TiSA aus.“ 
Die Krefelder Gewerkschaften 
sammeln seit November Unterschrif¬ 
ten unter einen Bürgerantrag. Die 
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Castkolumne von Olaf Harms 

Offene Verhandlungen und 
offener Widerstand! 



Streik im Krankenhaus? Das geht. 

Interview mit Stephan Gummert, 44 Jahre, Krankenpfleger an der Berliner 
Charite, Mitglied im Personalrat, Tarifkommission, Betriebsgruppenleitung 


Mehr Arbeitsplätze, mehr Einkom¬ 
men, billigere Waren... die CDU 
weiß einiges zu verkünden, wenn es 
um die Effekte von Freihandelsab¬ 
kommen wie TTIP geht. Aber selbst 
Sigmar Gabriel glaubt nicht mehr an 
die segensreichen Auswirkungen des 
geplanten Freihandelsabkommens 
mit den USA, zumindest nicht für die 
lohnabhängige Bevölkerung und erst 
recht nicht, wenn er als SPD-Vorsit- 
zender auftritt. Denn in der SPD regt 
sich schon lange Unmut über das, was 
mit TTIP vereinbart werden soll. 

Als Wirtschaftsminister wirbt Ga¬ 
briel dagegen ohne Wenn und Aber 
für den Freihandel, so zum Beispiel 
in der BIFD-Zeitung: „Niemand 
muss Angst vor diesen Freihandels¬ 
abkommen haben.“ Das klingt nach 
„Niemanden wird es schlechter ge¬ 
hen“ und bedeutet das genaue Ge¬ 
genteil. 

Denn es gibt Erfahrungen mit 
Freihandelsabkommen, die eine ein¬ 
deutige Sprache sprechen: So hat das 
1994 in Kraft getretene Nordameri¬ 
kanische Freihandelsabkommen 
NAFTA in den USA bis zu einer 
Million Arbeitsplätze gekostet. Bei 
Veröffentlichungen, die etwas ande¬ 
res aussagen, stellt sich nun nach und 
nach heraus, dass diese gefälscht oder 
zumindest bis zum Äußersten schön 
gerechnet sind. 

Ziel der Freihandelsabkommen, 
zu denen auch CETA (EU-Kana- 
da) und TiSA (Abkommen über den 
Handel mit Dienstleistungen) gehö¬ 
ren, ist nicht die Schaffung von Ar¬ 
beitsplätzen, es geht noch nicht ein¬ 
mal per se um Wirtschaftswachstum. 
TTIP ist ein Projekt der Monopole, 
das wesentlich zum Ziel hat, die Pro¬ 
fite der größten Unternehmen des 
europäischen und US-amerikani¬ 
schen Wirtschaftsraums zu erhöhen. 
Das darf dann ruhig auf Kosten ande¬ 
rer geschehen, dafür braucht es kein 
Wachstum. 

Zu diesem Zweck sind im Ab¬ 
kommen vor allem zwei Hebel vor¬ 
gesehen: Abbau von Regulierung 


Am vergangenen Montag fand in Erfurt 
eine durch die Rosa-Luxemburg-Stiftung 
organisierte Fachtagung zum Streikrecht, 
genauer zum geplanten Tarifeinheitsge¬ 
setz der Bundesregierung statt. Dr. R. 
Göhner, Hauptgeschäftsführer der BDA, 
skizzierte kurz aus Sicht der Arbeitge¬ 
ber, weshalb ein solches Gesetz nötig sei. 
Es sollen „Exzesse“ vermieden werden, 
die dadurch entstehen, dass nur kleine 
Gruppen von Beschäftigten ein ganzes 
Unternehmen und ihre Belegschaft mit 
ihren Forderungen und Kampfmaßna¬ 
men lahmlegten. Deshalb sei es richtig, 
dass ein Gesetz den Rahmen zugunsten 
einer Mehrheitsgewerkschaft und den 
Umgang mit Tarifkollisionen regelt. 
Prof. Wolfgang Däubler, Herausgeber 
mehrerer Kommentare zum Arbeits¬ 
recht, wies unter anderem auf die politi¬ 
schen Folgen eines Tarifeinheitsgesetzes 
hin. Denn dieses würde zu einer weite¬ 
ren Durchlöcherung und Infragestellung 
des Flächentarifvertrages führen sowie 
gerade das Gegenteil dessen erzeugen, 
was es eigentlich beabsichtigt. Es käme 
gerade nicht zu mehr Tarifgemeinschaf¬ 
ten, sondern eher zu weniger. Denn die 
Mehrheitsgewerkschaften würden dann 
nicht mehr auf Augenhöhe mit den Min¬ 
derheitsgewerkschaften agieren. 

Bodo Ramelow, Ministerpräsident Thü¬ 
ringens, begrüßte die Fachtagung und 
wies darauf hin, dass es lediglich Bran¬ 
denburg und Thüringen waren, die im 
Sozialausschuss des Bundesrates ver¬ 
sucht hätten, Einfluss gegen das Gesetz 
zu nehmen. 

Dr. Reinhard Bispinck vom Wirtschafts¬ 
und Sozialwissenschaftlichen Institut 


(„Nichttariffäre Handelshemmnis¬ 
se“) und Sicherung von zu erwarten¬ 
den Profiten („Investitionsschutz“). 
Das geht soweit, dass selbst Gesetz¬ 
gebungsverfahren zukünftig auf den 
Prüfstand sollen, wenn sie möglichen 
Profiten der Konzerne im Wege ste¬ 
hen. 

Hemmnis zukünftiger Profite ist 
beispielsweise die Verteidigung und 
der mögliche Ausbau der öffent¬ 
lichen Daseinsvorsorge (also Ver¬ 
kehr, Gas-, Wasser-, und Elektrizi¬ 
tätsversorgung, Müllabfuhr, Bildung 
und Kultur, Krankenhäuser, ...). In 
diesen Bereichen sind vor allem in 
Städten und Gemeinden eindeuti¬ 
ge Erfahrungen mit den negativen 
Auswirkungen durch Privatisierung 
kommunalen Eigentums gesammelt 
worden. 

Private Daseinsvorsorge heißt: 
Öffentliche Gelder aufbringen, um 
private Profite in Bereichen der 
Grundversorgung zu sichern. Bürge¬ 
rinnen zahlen darüber hinaus höhere 
Gebühren bei schlechterer Qualität 
der erbrachten Leistungen, Beschäf¬ 
tigte sind einem höheren Arbeits¬ 
druck bei niedrigerer Entlohnung 
ausgesetzt. 

Weil die Sachlage so eindeutig ist, 
wird TTIP hinter verschlossenen Tü¬ 
ren verhandelt. Nur so kann behaup¬ 
tet werden, TTIP übe ja gar keinen 
Privatisierungsdruck aus (so z.B. Ga¬ 
briel in BILD). 

Deshalb gehören die Inhalte der 
Freihandelsabkommen vollständig 
veröffentlicht. Denn erst dann kann 
eine ernsthafte Debatte über die In¬ 
halte stattfinden. Der Widerstand ge¬ 
gen TTIP soll durch die Geheimver¬ 
handlungen zwar diffus gehalten und 
geschwächt werden, die undemokra¬ 
tische Vorgehensweise sollte aber für 
uns Grund genug sein, die Verhand¬ 
lungen prinzipiell abzulehnen. 

Die Regierungskoalition aus 
CDU/CSU und SPD wird uns jeden¬ 
falls vor keinem der Übel bewahren, 
die in diesem Abkommen stecken. 
Das müssen wir schon selber tun. 


der Hans-Böckler-Stiftung wies in sei¬ 
nem Beitrag auf die Rolle der Berufs- 
und Spartengewerkschaften hin. Die 
Notwendigkeit eines Tarifeinheits-Ge- 
setzes sei überzogen, insbesondere, da 
es nur einen Fall, nämlich die Kollision 
mehrerer Tarifverträge in einem Betrieb 
regelt. Dazu präsentierte er nüchtern ei¬ 
nige Zahlen. Von den rund 47 000 Ur¬ 
sprungs-Tarifverträgen seien lediglich 1,2 
Prozent, also ca. 600, durch Berufs- bzw. 
Spartengewerkschaften abgeschlossen 
worden. Insgesamt gäbe es bisher oh¬ 
nehin nur sechs solcher Organisationen, 
nämlich den Marburger Bund, GDL, 
UFO, VC, GDF und DJV, die insgesamt 
rund 220 000 Mitglieder hätten, im Ver¬ 
gleich zu den DGB-Gewerkschaften mit 
rund 6,2 Millionen Mitgliedern. 

Eine die Fachtagung abschließende Po¬ 
diumsdiskussion mit Vertreterinnen von 
EVG, ver.di, LiMA, Marburger Bund 
und GDL versuchte, sich dem Thema 
vor dem Hintergrund aktueller Ausein¬ 
andersetzungen zu nähern. Alle Betei¬ 
ligten waren sich schließlich darin einig, 
dass,sollte es tatsächlich ein Gesetz ge¬ 
ben, ein Gang zum Bundesverfassungs¬ 
gericht erfolgreich wäre. 

Doch zuvor sollte mittels Unterschrif¬ 
tensammlung weiterhin versucht wer¬ 
den, den Gesetzentwurf zu kippen. Die 
Gewerkschaften GEW, NGG und ver. 
di sammeln weiterhin Unterschriften 
(www.verdi.de), und möglicherweise - so 
die auf der Fachtagung geäußerte Hoff¬ 
nung des Berichterstatters - schließt sich 
die große IG Metall mit eigenen Aktio¬ 
nen an. Denn dann könnte es tatsächlich 
gelingen, das Gesetz zu verhindern. OH 


UZ: Im letzten Jahr hat die Ankündi¬ 
gung, dass an der Charite 80 Pflegekräf¬ 
te zusätzlich eingestellt werden sollen, 
für Furore gesorgt. Eine paritätisch be¬ 
setzte Kommission sollte bis Ende 2014 
überwachen und auswerten, wo diese 
Einstellungen vorgenommen werden 
sollen und wie sich diese Einstellungen 
auswirken. Wie sieht es damit aus, hat 
die Aufstockung etwas gebracht? 

Stephan Gummert: Bei der verein¬ 
barten Einstellung der 80 Pflegekräf¬ 
te handelte es sich um einen Schlich¬ 
tungskompromiss. 2014 haben wir im 
März zu einem Warnstreik zu dieser 
Thematik aufgerufen. Die Schlichtung 
wurde dann angerufen, d.h. wir gerie¬ 
ten in einen wochenlangen Schlich¬ 
tungsprozess und als Ergebnis stand 
dann dieser Kompromiss: Die Cha¬ 
rite verpflichtete sich, im Pflege- und 
Funktionsdienst 80 Einstellungen vor¬ 
zunehmen. Die von Dir erwähnte pa¬ 
ritätisch besetzte Kommission, in der 
ich bis Anfang Dezember den Vorsitz 
übernommen hatte, hatte dann genau 
diese Aufgabe der Überwachung und 
Empfehlungen auszusprechen, soge¬ 
nannte Brennpunkte zu ermitteln, wo 
dann die neuen Kräfte eingesetzt wer¬ 
den sollten. 

UZ: Und wie ist das dann gelaufen? 
Was ist Dein Fazit? 

Stephan Gummert: Nun, es gab im 
Zeitraum von Ende November bis 
Anfang Dezember den Tarifvertrag 
selbst, eine mehrgliedrige Vereinba¬ 
rung. Die Tarifvertragsparteien sollten 
demnach gemeinsam darauf schauen 
und entscheiden, ob die Einstellungen 
erfolgreich waren, bzw. wie erfolgreich 
sie waren. Anschließend sollte dies in 
weitere Verhandlungen münden, um 
den Umfang weiterer Einstellungen 
festzulegen. Die Vertragsparteien ka¬ 
men dann zu unterschiedlichen An¬ 
sichten, um es mal so zu formulieren. 
Die Charite hätte das gerne so fortge¬ 
führt, ver.di kam zu dem Ergebnis, dass 
das Modell gescheitert ist. Das ist nun 
auch offiziell, dass dieser Weg nichts 
bringt und entsprechend auch nicht 
weiter gegangen wird. 

Wir befinden uns jetzt im Rück¬ 
kopplungsprozess mit der Basis, um 
Wege jenseits des Verhandlungstisches 
zu beschreiten, d.h. Arbeitskämpfe, 
Warnstreiks sind nicht ausgeschlossen. 
Da befinden wir uns jetzt. 

UZ: Wieso seid ihr, warum ist ver.di, zu 
dieser Einschätzung gekommen, dass 
die auf diesem Weg vorgenommenen 
Einstellungen nichts gebracht haben? 

Stephan Gummert: Es ist tatsächlich 
zu Einstellungen auf diesem Ticket ge¬ 
kommen, allerdings gab es gleichzeitig 
Fluktuation, sodass Bereiche, die kurz¬ 
fristig profitiert hatten - zumindest auf 
dem Papier - paradoxerweise nach ei¬ 
nem halben Jahr schlechter dastanden 
als zu Tarifvertragsbeginn. Abgänge 
und Ausfälle konnten also noch nicht 


einmal aufgefangen werden, teilweise 
hatte man auch echte Schwierigkeiten, 
überhaupt Bewerber zu bekommen. 
Das hat uns zu dem Schluss geführt, 
dass es keine wirkliche dezentrale Ent¬ 
lastung gebracht hat. Bis auf ein oder 
zwei Ausnahmen wurden die Bereiche 
also nicht entlastet. Die vereinbarte 
Zahl von 80 Kräften war nach unserer 
Bewertung auch nur ein Tropfen auf 
dem heißen Stein. 

Wir wollen an diesem Modell nicht 
weiter festhalten, sondern wollen eine 
wirkliche Bemessung von Leistung zu 
vorgehaltenem Personal, dazu gehört 
zum Beispiel eine Quotierung, also: 
Wie viele Pflegekräfte versorgen wie 
viele Patienten. Das Verhältnis zwi¬ 
schen Pflegekräften und Patienten 
muss einfach spürbar besser werden. 

UZ: Du hast davon gesprochen, dass 
ihr mit der Basis rückkoppelt, wie es 
weitergehen soll. Was sind eure Forde¬ 
rungen? 

Stephan Gummert: Wir sagen inzwi¬ 
schen, dass unsere Kolleginnen und 
Kollegen derart ausgebeutet werden, 
dass wir einen Tarifvertrag für mehr 
Personal, mehr Entlastung unter dem 
Thema Gesundheitsschutz fordern. Ein 
weiterer Anker ist die Ausbildungs¬ 
qualität. Wir fordern im Kern entwe¬ 
der mehr Personal ins Haus oder eine 
Leistungseinschränkung. Wenn gesagt 
wird, dass es mehr Personal nicht ge¬ 
ben kann - aus welchen Gründen auch 
immer - dann muss eben die abgefrag¬ 
te Leistung entsprechend verringert 
werden. Und dann braucht es Konse¬ 
quenz, also dass eine Instanz da ist, die 
Leistung und Personal überwacht und 
Konsequenzen zieht, wenn weder Per¬ 
sonal aufgestockt noch Leistung einge¬ 
schränkt wird. 

UZ: Und wie wollt ihr das durchsetzen? 

Stephan Gummert: Wir haben 2011 
mit dem in unserem Bereich üblichen 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
von mehr oder weniger zehn Prozent 
die anderen unorganisierten 90 Pro¬ 
zent davon überzeugt, dass Streik im 
Krankenhaus sinnvoll ist und dass das 
auch geht und zwar jenseits der tra¬ 
dierten Streikformen. Wir haben da¬ 
mals ja tatsächlich Bettensperrungen 
und Stationsschließungen als Streik¬ 
methoden eingeführt. Auch Hochri¬ 
sikobereiche wie Rettungsstellen und 
Intensivstationen haben wir bestreikt. 

2011 waren wir erfolgreich - so er¬ 
folgreich, dass die Charite ganz schön 
blechen musste. Aber wie das dann so 
ist, wenn man nur diesen Teil des Sys¬ 
tems ankratzt, der Kaufmann fängt 
dann an, das, was er an Gehalt mehr 
ausgibt, das spart er beim Personal 
wieder ein. Das ging ziemlich schnell 
und das war auch nicht zu kaschieren. 
2012 fing es dann an zu eskalieren. Da 
hat die Charite fast 1800 Schichten ab¬ 
gesagt, die allesamt von Leiharbeitern 
abgedeckt wurden - aus Kostengrün¬ 


den. Das hat zu verheerenden Zustän¬ 
den auf den Stationen geführt. 

Das war der Auslöser, dass wir ge¬ 
sagt haben, jetzt müssen wir reagieren 
und haben dann das Tarifprojekt Per¬ 
sonalbemessung aus der Taufe geho¬ 
ben. Das ist die Vorgeschichte. 

UZ: Wie sieht aktuell euer Zeitplan aus, 
welche Aktionen plant ihr? 

Stephan Gummert: Der Stand ist jetzt, 
dass wir, also in diesem Fall die Tarif¬ 
kommission, der Charite mitgeteilt ha¬ 
ben, dass zum letzten Angebot keine 
Verhandlungen mehr nötig sind. Es 
hat etwas gebraucht, bis von der Cha¬ 
rite überhaupt ein Angebot gekom¬ 
men ist und das nun vorliegende ist 
unserer Meinung nach nicht akzepta¬ 
bel. Nun diskutieren wir mit den Mit¬ 
gliedern, mit der Basis, und bereiten 
Warnstreiks vor. In der nächsten Wo¬ 
che gehen wir bereits massiv in den 
Betrieb, um zu mobilisieren. Da kann 
ich natürlich noch keinen konkreten 
Zeitplan nennen. Es gibt nichts mehr 
zu verhandeln, jetzt wird gehandelt - 
bis ein verhandlungsfähiges Angebot 
vorgelegt wird. 

Wir fordern ein Angebot, dass 
konkret bedeutet, dass keine Pflege¬ 
kraft in der Charite zukünftig alleine 
Nachtdienst schieben muss. Wir for¬ 
dern eine Quote von „Eins zu Fünf“ 
auf den „Normalpflegestationen“, das 
bisherige Angebot berücksichtigt nur 
die Intensivpflege. 

Es muss letztendlich ein Angebot 
für alle Beschäftigten der Charite vor¬ 
gelegt werden. Nicht alle kann man 
quotieren, aber wir brauchen Rege¬ 
lungen für alle Beschäftigten. 

UZ: Die Charite ist nicht nur ein be¬ 
sonders großes, sondern auch vom 
Bekanntheitsgrad her ein besonderes 
Haus, an dem auch Tarif verhandlungen 
besonders aufmerksam verfolgt werden. 
Wie geht ihr damit um? 

Stephan Gummert: Das ist richtig. Es 
wird zwar an der Charite nur ein Haus¬ 
tarifvertrag verhandelt, das ragt aller¬ 
dings schon über den betrieblichen Tel¬ 
lerrand hinaus. Das war schon das ers¬ 
te Krankenhaus, was im Rahmen des 
Schlichtungskompromisses ein Perso¬ 
nalproblem eingeräumt hat, das sogar 
aufgeschrieben, und sich vertraglich 
zur Mehreinstellung verpflichtet hat, 
und wenn hier ein Damm bricht, dann 
hat das Auswirkungen auf die ganze 
Republik. Man rührt da schon ein biss¬ 
chen an Systemgrenzen, vor allem an 
dem System der Fallpauschalen. 

Das Ziel muss auch sein - und das 
ist die ver.di-Position - über die Cha¬ 
rite hinaus eine gesetzliche Personal¬ 
bemessung zu erreichen. Die Personal¬ 
bemessung an Krankenhäusern gehört 
einfach der Profitlogik entzogen. Da ist 
der Systemkonflikt ganz klar. Die Pro¬ 
bleme im Gesundheitswesen sind sys¬ 
temimmanent und lassen sich nicht in 
einem Krankenhaus lösen. 

Das Interview führte Lars Mörking 


Besser vorher kippen 

Fachtagung RLS zum Streikrecht in Erfurt 
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Weniger Geld für Infrastruktur 

Regierung plant Eisenbahnregulierungsgesetz 



N ach dem Willen der Bundesre¬ 
gierung soll die Schieneninfra¬ 
struktur in Deutschland einer 
Regulierung unterworfen werden. Das 
war bereits unter der alten CDU/FDP- 
Regierung der Fall. Durch den Wider¬ 
spruch der Verbände und vereinzelter 
organisierter Proteste aus den Gewerk¬ 
schaften konnte es jedoch nicht umge¬ 
setzt werden. Im Koalitionsvertrag von 
SPD und CDU wurde die Neuauflage 
eines Gesetzes mit der Umsetzung der 
„Eisenbahnregulierung nach Augen¬ 
maß“ vereinbart. 

Eine Regulierung von Märkten ist 
vom Prinzip her eine Möglichkeit, Re¬ 
formvorhaben im Rahmen der beste¬ 
henden Gesellschaftsordnung durch¬ 
zuführen. Allerdings sind unter der 
Überschrift „Reform“ seitens der Bun¬ 
desregierung in den letzten Jahrzehnten 
immer Abbaumaßnahmen durchgesetzt 
worden. Auch in diesem Fall verbirgt 
sich hinter dem Eisenbahnregulierungs¬ 
gesetz nichts Gutes. Unter dem Titel 
„Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs 
im Eisenbahnbereich“ hat die CDU/ 
SPD-Koalition einen Entwurf vorgelegt, 
der die Vorgängerregierung noch über¬ 
holt. So soll die Schieneninfrastruktur 
in Deutschland unter die Kontrolle der 
Bundesnetzagentur - also einer von po¬ 
litischen Beschlüssen relativ unabhän¬ 
gigen Behörde - gestellt werden, was in 
der Konsequenz der Zerschlagung des 
Schienenverkehrs dient. Deutlich wird 
dies im Zusammenhang mit der Finan¬ 
zierung des Schienenverkehrs. 

Bilanzpolitik zur Rendite-Sicherung 

Nach dem Grundgesetz ist der Bund für 
die Sicherstellung der Schieneninfra¬ 
struktur verantwortlich, um die Mo¬ 
bilität der Menschen in Deutschland 
zu gewährleisten. Das Schienennetz 
und die Verkehrsstationen befinden 
sich fast ausschließlich in der Hand 
von Tochterunternehmen der DB AG 
und werden, neben der Erhebung von 
Trassen- und Bahnhofsnutzergebüh¬ 
ren, über Investitionsmittel des Bun¬ 
des zum Erhalt des Netzes finanziert. 
Hinzu kommen Investitionsmittel, die 
zur Realisierung für vom Bundestag 
beschlossene Verkehrsprojekte - aktu¬ 
ell für den Ausbau einer Schnellverbin¬ 
dung zwischen Berlin und München - 
dienen. Gewinne dieser Infrastruk¬ 
turunternehmen sind nach kürzlich 


verabschiedeten Verträgen mit der DB 
AG ausschließlich für die Infrastruk¬ 
tur zu verwenden. Hierzu dient ein so 
genannter Finanzierungskreislauf, mit 
dem die Gewinne an den Bund ausge¬ 
schüttet und von diesem wieder in das 
System eingegeben werden. 

Diese eher verwirrende Geldver¬ 
schiebung ist nichts anderes als Bilanz¬ 
politik, die verhindern soll, dass die von 
der DB AG ausgewiesene Rendite im 
positiven Bereich bleibt. Dazu muss 
man wissen, dass nach den Bilanzie¬ 
rungsregeln Investitionen das Anlage¬ 
vermögen - also das eingesetzte Ka¬ 
pital - steigern, welches eine entspre¬ 
chende Verzinsung bringen muss. Da 
die Schieneninfrastruktur derart kos¬ 
tenintensiv ist, würde sich das Unter¬ 
nehmen überhaupt nicht rechnen. Gel¬ 
der von Dritten für Investitionen müs¬ 


sen aber nicht bilanziert werden. Somit 
wird das eingesetzte Kapital künstlich 
niedrig gehalten. 

Alles zusammen macht wiederum 
nur Sinn, wenn weiterhin an einem Ver¬ 
kauf der Deutschen Bahn gedacht ist. 
Denn ein Investor kann nur gewonnen 
werden, wenn er noch eine Rendite auf 
das eingesetzte Kapital erwarten kann. 

Umverteilung zugunsten 
„Privater Bahnen“ 

Ein weiteres Standbein des liberali¬ 
sierten Verkehrsmarktes ist die Fi¬ 
nanzierung des Regionalverkehrs. Die 
Bundesländer erhalten so genannte 
Regionalisierungsmittel, mit denen 
sie Aufträge zur Durchführung des 
Regionalverkehrs ausschreiben. Zum 
Teil werden Ausschreibungen inzwi¬ 
schen so gestaltet, dass die DB AG 


beziehungsweise deren Tochterunter¬ 
nehmen immer nur einen Teil der Aus¬ 
schreibungen erhalten und dadurch 
andere Eisenbahnunternehmen zum 
Zuge kommen. Der gesamte Regio¬ 
nalverkehr ist somit ein attraktives 
Geschäft, in dem Milliardensummen 
von der öffentlichen Hand in die Kas¬ 
sen „privater“ Unternehmen gespült 
werden. Bestandteil der Preiskalkula¬ 
tionen der Bahnen müssen natürlich 
auch die Gebühren sein, die für die 
Nutzung der Trassen- und Bahnhöfe 
erhoben werden. Da die Regionalisie¬ 
rungsmittel aber nur unwesentlich ge¬ 
steigert wurden, können die Bundes¬ 
länder auch nicht mehr aufwenden und 
die Verkehrsunternehmen verdienen 
weniger. Hier kommt nun das geplan¬ 
te Regulierungsgesetz ins Spiel. 

Die Bundesregierung greift die 
Argumentation der Verkehrsunter¬ 
nehmen auf und verkündet, dass die 
Preise für die Nutzung der Schienen¬ 
infrastruktur zu hoch und die Qualität 
zu schlecht sei. Abhilfe schaffen sollen 
Qualitätsvorgaben und insbesondere 
eine „Anreizregulierung“. Das heißt 
nichts anderes, als dass jedes Jahr die 
Infrastruktur um einen Betrag X billi¬ 
ger werden soll und die Nutzungsge¬ 
bühren von der Regulierungsbehörde 
gekürzt werden. Dies bei besonders 
kostenintensiven und seit Jahren un¬ 
terfinanzierten Anlagen vorzusehen, 
bedeutet auf die Quadratur des Krei¬ 
ses zu setzen. Da im Gesetzentwurf 
auch die Bundesinvestitionen dieser 
„Regulierung“ unterstehen, wird die 
Umsetzung politisch gewollter Ver- 
kehrsprojekte verhindert. Verkehrs¬ 
politik wird unmöglich gemacht, In¬ 
vestitionen werden verhindert und der 
Bestand bedroht. Letztlich stellt diese 
Maßnahme nur sicher, dass weiterhin 
Gelder als Regionalisierungsmittel in 
die Kassen von Verkehrsunternehmen 
fließen. 

Besonders schwer wiegt aber ein 
weiteres Detail dieser vermeintlichen 
Regulierung. Gekürzt werden sollen 
nach dem Willen der Regierung alle 
Kosten. Hierunter fallen danach auch 
die Personalkosten. Entscheidungen 
über Lohnerhöhungen lägen damit 
künftig in der Hand einer Behörde. 
Ein weiterer Angriff per Gesetz auf 
die Tarifautonomie ist in Vorbereitung. 

Rainer Perschewski 


Mehr Hormone, mehr Wachstum 

TTIP verstärkt den Trend zur Monopolisierung in der Agrarindustrie 



Beim geplanten Freihandelsabkom¬ 
men zwischen der EU und den USA 
(TTIP) spielt die europäische Land¬ 
wirtschaft eine wesentliche Rolle. Es 
geht unter anderem darum, wer bei so 
vitalen Themen wie Gentechnik, Hor¬ 
monfleisch oder Patente auf Leben in 
Zukunft das Sagen hat. 

In Deutschland und EU sind die 
Zustände in der bäuerlichen Produk¬ 
tion bereits heute alles andere als pa¬ 
radiesisch. Aber noch ist in der EU 
die agroindustrielle Landwirtschaft 
zahlenmäßig in der Minderheit, der 
Export von Produkten in nicht EU- 
Länder nur für eine geringe Zahl der 
Landwirtinnen relevant. 

In der EU gibt es heute rund 13 Mil¬ 
lionen landwirtschaftliche Betriebe mit 
einer durchschnittlichen Größe von 
14 ha. 45 Prozent dieser Betriebe bewirt¬ 
schaften weniger als zwei ha. Anders in 
den USA, dort gibt es über zwei Millio¬ 
nen Betriebe, die durchschnittlich 170ha 
bewirtschaften. TTIP wird die Indus¬ 
trialisierung der Landwirtschaft und 
der Lebensmittelweiterverarbeitung in 
der EU weiter vorantreiben. Hormon¬ 
fleisch und Gentechnik sind die bekann¬ 
testen Beispiele für das, was von TTIP 
im Bereich der Lebensmittelprodukti¬ 
on ausgeht. Die europäische Lebensmit¬ 
tel- und Agrochemieindustrie erhofft 
sich mit TTIP, die bis jetzt noch in der 
Landwirtschaft bestehenden „Hemm¬ 
nisse“ zu schleifen. Doch die EU-Kom- 


mission verspricht Gebetsmühlenartig, 
dass durch TTIP weder Umwelt- noch 
Lebensmittelstandards gesenkt werden 
und dass solche und weitere unappetit¬ 
lichen Produkte keinesfalls auf unseren 
Tellern landen werden. 

US-amerikanische und europäische 
Agrar(chemie)-Konzerne rennen den 
Verhandlerlnnen beiderseits des At¬ 
lantiks aber bereits die Türen ein. Ein 
Blick auf das Abkommen zwischen der 
EU und Kanada (CETA) - die Blau¬ 
pause für TTIP - zeigt, dass es mit Ab¬ 
schluss z.B. zu einer Minimierung der 
„Handelshemmnisse“ für Gentechnik 
kommen wird. 


Greenpeace warnt vor „ausge¬ 
brannten Milchkühen, bankrotten 
Kleinbauern und mehr Schadstoff¬ 
und Klimabelastung als Folgen der 
verfehlten Politik. Verbraucher er¬ 
halten in Zukunft ein billigeres, aber 
schlechteres Milchprodukt.“ Nach Ge¬ 
flügel und Schweinen stehe nun der 
Ausverkauf der bäuerlichen Milch¬ 
viehhaltung an. „Wir werden einen 
massiven Strukturwandel erleben, 
an dessen Ende die Kuh zur Sau ge¬ 
macht wird. Selbst in Süddeutschland 
werden jetzt Massentierhaltungsstäl¬ 
le mit mehr als tausend Kuhplätzen 
gebaut“. Durch den mittels TTIP po¬ 


tenzierten Marktdruck werden viele 
Bauern in diesem unserem Lande zu 
Gunsten größerer Einheiten aufgeben 
müssen. In diesen großen Einheiten, 
ob als GmbH, AG oder KG aufgestellt, 
kann das Großkapital gewinnbringen¬ 
der investieren. Der Agrarmarkt wird 
weiter monopolisiert. Davon „profitie¬ 
ren“ wird das internationale Finanz¬ 
kapital, verlieren werden die Bauern, 
Verbraucher, die Umwelt - in der EU 
und der ganzen Welt. 

Der Schweizer Soziologe Jean 
Ziegler, von 2000 bis 2008 UN-Son- 
derberichterstatter für das Recht auf 
Nahrung, geißelt in seinem neuesten 
Buch „Ändere die Welt - Warum wir 
die kannibalische Weltordnung stür¬ 
zen müssen“ die Folgen „der globalen 
Diktatur der Finanzoligarchie“ und 
kommt zu dem Schluss: „Auch das 
Agrar-Dumping der EU, das die Ent¬ 
sorgung von Überschüssen nach Afri¬ 
ka subventioniert, verschärft das Pro¬ 
blem. Dadurch kann man in Dakar je 
nach Saison deutsches Gemüse um die 
Hälfte billiger kaufen als einheimische 
Produkte, verrückt. Viele afrikanische 
Bauern rackern sich auf ihren Feldern 
ab und haben nicht die geringste Chan¬ 
ce, auf ein Existenzminimum zu kom¬ 
men. So produziert die EU Hunger in 
Afrika. Und wenn die Flüchtlinge dann 
nach Europa kommen, werden sie zu¬ 
rück ins Meer geworfen.“ 

Manfred Dietenberger 


Hauptschülern wird Zugang zu 
Ausbildungsplätzen verwehrt 

Fast zwei Drittel aller Ausbildungs¬ 
plätze in der IHK-online-Lehrstellen- 
börse schließen Hauptschülerinnen 
und Hauptschüler von vornherein von 
Bewerbungen aus. Welch krasser Wi¬ 
derspruch zum Text der Startseite der 
IHK-Lehrstellenbörse: „Willkommen 
in der gemeinsamen Lehrstellenbörse 
der IHKs! Hier findest Du Deinen Aus¬ 
bildungsplatz“. 

Reine Propaganda, enthüllt eine 
DGB-Expertise: Auf 61,6 Prozent der 
angebotenen Ausbildungsplätze brau¬ 
chen sich junge Menschen erst gar nicht 
bewerben, weil sie durch die formalen 
Anforderungen von vornherein ausge¬ 
schlossen werden. 

Die Studie wertete dazu fast 44 000 
offene Ausbildungsplatz-Angebote der 
bundesweiten IHK-Lehrstellenbör- 
se aus. Selbst Hotels und Gaststätten 
grenzen Hauptschüler trotz Bewerber¬ 
mangel von vornherein aus. Die stell¬ 
vertretende DGB-Vorsitzende Elke 
Hannack dazu: Besonders auffällig ist 
„dass insbesondere die Hotel- und Gas¬ 
tronomiebranche, die seit Jahren über 
unbesetzte Ausbildungsplätze klagt, 
noch immer vielfach Jugendliche mit 
Hauptschulabschluss bei der Auswahl 
der Auszubildenden außen vor lässt“. 

Auch im gewerblich-technischen 
Bereich haben Jugendliche mit Haupt¬ 
schulabschluss schlechte Chancen. So 
sind 85,4 Prozent der Ausbildungsplatz¬ 
angebote bei den Mechatronikern, 47,1 
Prozent bei den Zerspanungsmechani¬ 
kern und immerhin noch 22,7 Prozent 
bei den Anlagenmechanikern nicht für 
junge Menschen mit Hauptschulab¬ 
schluss offen. Bei den Bank- und Büro¬ 
berufen liegen die Chancen der Haupt¬ 
schulabsolventen annähernd bei null. 
Konkret beträgt die die Ausschlussquo¬ 
te im Bereich Büromanagement (91,2 
Prozent), im Groß- und Außenhandel 
(93,2 Prozent) sowie bei den Industrie¬ 
kaufleuten (92,8 Prozent) jeweils deut¬ 
lich über 90-Prozent. 

Quellen: Lehrstellenbörse.de, DGB.de 

Weiblich, westlich, „atypisch“ 

In Deutschland waren 2014 rund 39 
Prozent aller abhängig Beschäftigten 
in Teilzeit, Leiharbeit oder Minijobs tä¬ 
tig. Im Vergleich zu 2013 ist der Anteil 
geringfügig gestiegen. Das zeigen neue 
Auswertungen des Wirtschafts- und So¬ 
zialwissenschaftlichen Instituts (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung. „Ins¬ 
besondere die Zahl der Teilzeit- und 
Leiharbeiter hat zugenommen“, sagt 
Dr. Toralf Pusch, Arbeitsmarktexperte 
des WSI. Die Zahl der Minijobber sei 
in etwa konstant geblieben. 

Gerade in westdeutschen Flächen¬ 
ländern sind Minijobs, Teilzeit und 
Leiharbeit weit verbreitet. Schleswig- 
Holstein lag 2014 mit 42,7 Prozent 
vorn, gefolgt von Rheinland-Pfalz mit 
41,8 und Niedersachsen mit 41,6 Pro¬ 
zent. Auf Stadt- und Kreisebene kom¬ 
men Delmenhorst und Landshut mit 
54,1 und 52,9 Prozent auf die höchsten 
Quoten. 

Im Osten liegen die Quoten dieser 
Formen von „atypischer“ Beschäfti¬ 
gung niedriger. Das WSI führt dies vor 
allem auf die „traditionellen Rollen¬ 
bilder gerade auf dem Land sowie an 
fehlenden Möglichkeiten der Kinder¬ 
betreuung“ im Westen zurück. Im Os¬ 
ten gebe es „andere Erwerbsmuster vor 
allem bei Frauen“. Ohne Frage ein Erbe 
der DDR, was vom WSI allerdings nicht 
benannt wird. 

Die vom WSI berechnete Quote 
nutzt die Daten der Bundesagentur 
für Arbeit (BA), erklärt WSI-Arbeits¬ 
marktexperte Pusch. Diese stützen sich 
wiederum auf die Meldungen von Ar¬ 
beitgebern, für die die gesetzliche De¬ 
finition von Teilzeitbeschäftigung gilt. 
Demnach liegt Teilzeitbeschäftigung 
dann vor, wenn die regelmäßige Wo¬ 
chenarbeitszeit eines Arbeitnehmers 
kürzer ist als die einer vergleichbaren 
Vollzeitkraft. Außerdem seien Schüler, 
Studenten und Rentner in der amtli¬ 
chen Beschäftigungsstatistik der Bun¬ 
desagentur berücksichtigt, nur Beam¬ 
te und Selbstständige seien hier nicht 
erfasst. 

Auf der Seite des WSI lassen sich die 
Zahlen nach Kreisen und Bundeslän¬ 
dern aufschlüsseln. 

Mehr dazu unter: www.boeckler.de/wsij 859.htm 
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Zivilisation und Cyber Caliphate 


TV5 Monde wurde gehackt. Der französische PR- 
Sender mit internationaler Reichweite wird zu gut 
drei Vierteln aus der französischen Staatskasse finan¬ 
ziert und ist damit ein wesentlicher Bestandteil des 
offiziellen staatlichen Propagandaapparates. „Ein An¬ 
schlag auf die Meinungsfreiheit“, nach Meinung des 
Premierministers Manuel Valls. 

Die politische Elite des Landes hatte spätestens 
mit Nicolas Sarkozy zu einem aggressiven Menschen¬ 
rechts-Interventionismus gefunden, der sich seither 
in seinem selbstgefällig-missionarischen Eifer, das 
Gute (an der Seite der US-Boys) in die Welt bom¬ 
ben zu wollen, von keinem Tony Blair übertreffen las¬ 
sen will. Intellektuelle wie Bernhard-Henry Levy und 
Aktivisten wie Bernhard Kouchner sind zu militanten 
Missionaren des „droit d 4 ingerence“ des Rechts auf 
Einmischung, verkommen. Hinter diesem staatstra¬ 
genden Bellizismus wollen natürlich auch die franzö¬ 
sischen Sozialisten des Herrn Hollande nicht zurück 
stehen. Afghanistan, Libyen, Syrien, Mali und nun 
auch wieder der Nahe/Mittlere Osten. Es gibt kaum 
einen Konflikt, den die Pariser Scharfmacher nicht 
zum Anlass für ihr „humanitarian bombing“ nehmen 
mögen. Diesmal ist es der IS im Irak, der zum Ziel 
des Flugzeugträgers „Charles de Gaulle“ und weiterer 
Verbände ausgeguckt worden ist. 

Das Kräfteverhältnis ist, wie immer, dramatisch 
asymetrisch. Während der demokratisch-zvilisierte 


Westen alles, was ihm beliebt, in Schutt und Asche 
legen, und jeden, der auf seine kill-list geraten ist, um¬ 
bringen kann - und das auch tut - fehlt den „Terroris¬ 
ten“ dazu jede Möglichkeit. Verfügten sie tatsächlich 
über analoge Fähigkeiten, etwa Paris, London oder 
Washington in eine Trümmerlandschaft, oder die Pa¬ 
riser Peripherique, wie seinerzeit die Straße nach Bas- 
ra, in einen „Highway of Death“ zu verwandeln - es 
würde möglicherweise selbst bei den Grünalternati¬ 
ven die Sorge um ihre Biotomaten für etwas Nach¬ 
denklichkeit sorgen. 

Nun gibt es immerhin das Internet. Zwar sind auch 
hier die „Five Eyes“ drückend überlegen, sie kontrol¬ 
lieren und speichern so in etwa die gesamte globale 
digitale Kommunikation, aber es gelingen findigen 
Hackern doch immer wieder spektakuläre Angriffe 
auf Kernbereiche imperialen Terrains, auf das phy¬ 
sisch vorzudringen es nicht den Hauch einer Chan¬ 
ce gäbe. 

So etwas löst natürlich klammes Unbehagen 
aus. Weltweit jeden Rechner hacken zu dürfen, 
ist schließlich das natürliche Privileg von NSA, 
GCHQ & Co. Was ist noch sicher, wenn ausgerech¬ 
net ein „Cyber Caliphate“ über Stunden die Pro¬ 
grammgestaltung eines Staatssenders übernehmen 
kann, mit dem „droit d’ingerence“ für etwas reale 
Meinungsvielfalt und Meinungsfreiheit sorgt? Was 
wäre, wenn eine ähnliche Truppe im Namen der 


Steuergerechtigkeit die Rechner des Finanzminis¬ 
teriums übernähme? Ist alles vernetzt, wer garan¬ 
tiert dann noch, dass die Kanonen in die „richti¬ 
ge“ Richtung schießen, die Drohnen die „richtigen“ 
Menschen töten? Innenminister Bernard Cazeneu- 
ve bemühte denn auch gleich die „totale Mobilisie¬ 
rung“ seligen Angedenkens. 

Spätestens hier mag der Einwand kommen, beim 
IS (falls der denn hinter „Cyber Caliphate“ steckt) 
handle es sich doch auch um keine sonderlich ap¬ 
petitliche Truppe. Nun, das ist wohl richtig. Aber 
das war sie auch nicht, als sie noch Freiheitskämp¬ 
fer hieß und mit CIA-Hilfe und Petro-Dollar gegen 
denVersuch der Saurrevolution auf gerüstet wurden, 
sich um so etwas wie Aufklärung am Hindukusch zu 
bemühen. Um Aufklärung, Vernunft, Demokratie 
und Selbstbestimmung der Völker aus der Welt zu 
schaffen, hat der Imperialismus seit jeher die fins¬ 
terste und korrupteste Reaktion aufgerüstet (und bei 
Bedarf nachher zusammengeschossen). Allerdings, 
das muss man zugeben - Attentate hin oder her - im 
Vergleich mit den Profis aus den Stäben von Freedom 
and Democracy, allesamt blutige Laien. Wollten IS, 
al-Qaida, al-Nusra & Co. auch nur im entferntesten 
an die „zivilisatorischen“ Leistungen herankommen, 
mit denen der „Westen“ in den letzten Hundert Jah¬ 
ren die Welt beglückt hat, müssten sie aber noch ge¬ 
waltig zulegen. 


Alle Prinzipien über Bord 

Hamburger Koalitionsvertrag steht 



hristoph Braun/wikimedia.rog/CCo i.o 

Macht schon mal auf Merkel - Hamburgs alter und neuer Regierungschef Olaf Scholz (SPD). 


Mumia-Demo, Berlin 

Am Montag vor Ostern brach der seit 
mehr als 33 Jahren wegen angeblichen 
Polizistenmordes inhaftierte afro-ame- 
rikanische Journalist Mumia Abu-Jamal 
bewusstlos in der Krankenstation des 
SCI Mahony Gefängnisses in Frackville, 
Pennsylvania, zusammen. Er wurde dar¬ 
aufhin in die Intensivstation eines nahe 
gelegenen städtischen Krankenhauses 
eingeliefert, wo Diabetes diagnostiziert 
wurde. Trotz seiner schweren Krank¬ 
heit wurde er nach einigen Tagen in das 
Gefängnis-Krankenhaus zurück verlegt. 
Dort erhält er weder eine angemessene 
medizinische Versorgung, noch eine ge¬ 
sunde Schonkost. Angehörige und An¬ 
wälte fordern die Behandlung durch ex¬ 
terne Ärzte ihrer Wahl, die Umstellung 
der Ernährung, uneingeschränktes Be¬ 
suchsrecht sowie die sofortige Freilas¬ 
sung aus humanitären Gründen. 

Zur Unterstützung dieser Forde¬ 
rungen ruft das Berliner Solidaritäts- 
Bündnis für kommenden Samstag zu 
einer Demonstration unter dem Motto 
„Stoppt die Hinrichtung durch medizi¬ 
nische Nichtversorgung!“ auf. Kundge¬ 
bung, Sa. 18.04.15,13.30 Uhr, Weltzeit¬ 
uhr, Berlin-Alexanderplatz 

Flüchtlinge schützen! 

„Polizei, Justiz und Politik sind dringend 
gefordert, dem rassistischen und neofa¬ 
schistischen Treiben im sachsen-anhalti- 
nischen Tröglitz und anderswo endlich 
Einhalt zu gebieten. Rassistisch moti¬ 
vierte Stimmungsmache gegen Flücht¬ 
linge ist ebenso wenig zu dulden, wie 
rechte Gewalttaten. Anstatt aus Sorge 
um den Wirtschaftsstandort Deutsch¬ 
land auf Bundesebene Schönwetter¬ 
reden zu halten, erwarte ich, dass die 
verantwortlichen Politikerinnen und 
Politiker aus den Regierungsfraktio¬ 
nen endlich die vielfach fabulierte Ver¬ 
antwortung wahrnehmen und Flücht¬ 
linge in Deutschland schützen“, erklärt 
Sevim Dagdelen, migrationspolitische 
Sprecherin der der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“ im Bundestag. Dagdelen weiter: 

„Gewalt gegen Flüchtlinge und Mi¬ 
granten gehört mittlerweile zur Norma¬ 
lität in Deutschland und wächst weiter. 
Der Gedanke, Flüchtlinge in Tröglitz 
unterzubringen mit Gefahr für Leib 
und Leben, ist unerträglich und darf 
nicht hingenommen werden. Die für 
Mai erwarteten 40 Flüchtlinge müssen 
unbedingt vor neonazistischer Gewalt, 
Hass und Ausgrenzung geschützt wer¬ 
den. Dass es in Tröglitz genügend Men¬ 
schen gibt, die den Hasskampagnen der 
örtlichen NPD-Vertreter nicht auf den 
Leim gehen, begrüße sich sehr. Eben¬ 
so wie die Flüchtlinge selbst müssen sie 
nun konkrete Unterstützung seitens 
der Politik erhalten. 

Dass es nach den Enthüllungen 
über das mörderische Treiben des neo¬ 
faschistischen Terrornetzwerks Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund 4 (NSU) 
in Deutschland noch immer zum All¬ 
tag gehört, dass rechte Hetzer unge¬ 
stört aufmarschieren und Brandan¬ 
schläge verüben können, entsetzt mich 
zutiefst. Wenn es die Bundesregierung 
nicht einmal vermag, Flüchtlinge in die¬ 
sem Land zu schützen, sollte sie viel¬ 
leicht doch noch einmal nachdenken, 
bevor sie wieder etwas von internatio¬ 
naler Verantwortung faselt.“ 

PKK-Verbot aufheben! 

„Eine Aufhebung des anachronisti¬ 
schen PKK-Verbots gebietet nicht nur 
die Vernunft, sondern auch der An¬ 
stand. Denn wer die Kurden im Nahen 
Osten als Partner im Kampf gegen den 
sogenannten Islamischen Staat um¬ 
wirbt, sollte ihnen auch in Deutsch¬ 
land die Hand reichen. Es stimmt mich 
daher optimistisch, wenn jetzt auch in 
der SPD die Zeichen der Zeit erkannt 
werden. Eine Chance, um für einen 
neuen Umgang mit der PKK einzutre¬ 
ten, bietet sich, wenn unser Antrag zur 
Aufhebung des PKK-Verbots in den 
kommenden Monaten in zweiter Le¬ 
sung im Bundestag beraten wird“, er¬ 
klärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke. 
Die Abgeordnete weiter: „Die jetzige 
Entschuldigung der PKK für Gewalt¬ 
taten ihrer Anhänger vor rund 20 Jah¬ 
ren ist glaubwürdig. Denn seit langem 
geht von kurdischen Demonstrationen 
keine organisierte Gewalt mehr aus.“ 


S echs Wochen nach den Bürger¬ 
schaftswahlen in Hamburg haben 
SPD und Grüne sich auf einen 
Koalitionsvertrag geeinigt. Der bie¬ 
tet wenig Überraschungen, denn dass 
die hanseatischen Grünen für ein paar 
Senatorensessel auf alle wesentlichen 
Forderungen verzichten, ist weder neu 
noch originell. Die Grünen segneten 
den Entwurf am vergangenen Sonntag 
mit Zweidrittel-Mehrheit ab, die Ent¬ 
scheidung der SPD stand bei Redakti¬ 
onsschluss noch aus. 

Das Ergebnis nach sechs Wochen 
Koalitionsverhandlungen ist ein Sena¬ 
torenposten mehr als in der vergan¬ 
genen Legislaturperiode, drei davon 
stellen die Grünen, acht die SPD. Au¬ 
ßerdem verständigten die Koalitions¬ 
parteien sich auf den Verzicht einer 
Neuregelung der juristischen Grundla¬ 
ge für die Verhängung von Gefahren¬ 
gebieten sowie Kennzeichnungspflicht 
für Polizeibeamte. Beides soll „geprüft“ 
werden. Verzichtet wird auch auf Inklu¬ 
sion an Gymnasien, die Auflösung der 
geschlossenen Heime für so genannte 
jugendliche Intensivtäter oder das Blei¬ 
berecht für die Lampedusa-Flüchtlinge. 


Alles Forderungen der Grünen, mit de¬ 
nen sie auf Stimmenfang gegangen sind. 

Dass deren Wahlkampfversprechen 
nicht das Hochglanzpapier wert sind, 
auf dem sie gedruckt werden, ist hin¬ 
länglich bekannt. Schon 1997, bei der 
ersten rot-grünen Landesregierung 
in Hamburg, warfen die Grünen alle 
Prinzipien über Bord. Und stimmten 
u.a. der Zuschüttung des Naturschutz¬ 
gebietes Mühlenberger Loch zu, wo 
dann der Flughafen des Airbus-Wer¬ 
kes und weitere Werkshallen gebaut 
wurden. Später koalierten sie sogar 
mit der CDU. 

Also wäre das alles nicht weiter 
erwähnenswert, wenn nicht andere 
die Zeche für den Geltungsdrang der 
Grünen zahlen müssten. Zum Beispiel 
die Lampedusa-Flüchtlinge, die seit 
mittlerweile zwei Jahren für ein Blei¬ 
berecht in Hamburg kämpfen. Dabei 
handelt es sich um etwa 300 afrikani¬ 
sche Männer, die in Libyen arbeiteten, 
und aufgrund des Krieges über das 
Mittelmeer nach Lampedusa flüchten 
mussten. Von den italienischen Be¬ 
hörden wurden sie mit 50 Euro sowie 
den notwendigen Dokumenten und 


Tickets ausgestattet, und auf die Reise 
in umliegende europäische Staaten ge¬ 
schickt. In Hamburg landeten sie Ende 
2012 zunächst im Winternotprogramm, 
seit April 2013 ist die Mehrzahl von ih¬ 
nen obdachlos. Die meisten von ihnen 
leben tatsächlich seit zwei Jahren auf 
der Straße. Ohne jegliche Unterstüt¬ 
zung. Mit Wissen der Behörden und 
des Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz 
(SPD), der ihnen beharrlich ein Blei¬ 
berecht verwehrt. Einige der Betrof¬ 
fenen haben individuell einen Asylan¬ 
trag gestellt, und befinden sich jetzt in 
den Mühlen der Justiz. Eine größere 
Gruppe hat sich zusammengeschlos¬ 
sen, und fordert ein Kollektiv-Bleibe- 
recht, aus Angst, dass Einzel-Asylan¬ 
träge abgelehnt, und die Antragsteller 
nach Italien abgeschoben werden. Für 
den Fall hat Scholz großzügig ebenfalls 
50 Euro pro Nase als Reisegeld in Aus¬ 
sicht gestellt. 

200 Wohnungen sollen laut Koali¬ 
tionsvertrag für dringend bedürftige 
Wohnungslose zur Verfügung gestellt 
werden. Das deckt vermutlich so eben 
den Bedarf für diejenigen, die in einem 
der Objekte des Winternotprogramms 


einquartiert waren, und nun nach des¬ 
sen Beendigung in Zelten oder unter 
Brücken hausen müssen. Die Con¬ 
tainerlager, die im Winter zur Unter¬ 
bringung von Obdachlosen dienten, 
sollen - zumindest teilweise - Medi¬ 
enberichten zufolge künftig als Touris- 
ten-Herberge vermietet werden. 

250 Arbeitsplätze pro Jahr sollen im 
öffentlichen Dienst abgebaut werden. 
Parallel dazu sollen 1 000 öffentlich 
geförderte Arbeitsplätze für Langzeit- 
Erwerbslose geschaffen werden. Dabei 
gibt es in der Hansestadt 20 000 Men¬ 
schen, die länger als vier Jahre erwerbs¬ 
los sind. Das Problem wird sich also 
voraussichtlich während der nächsten 
Legislaturperiode verschärfen. 

Zwar wird die Schere zwischen arm 
und reich in den nächsten fünf Jahren 
weiter auseinander klaffen, aber dafür 
wird die Elbvertiefung kommen, und 
die Bewerbung um die Ausrichtung der 
olympischen Spiele 2024 wird DAS ge¬ 
meinsame Zukunftsprojekt von SPD 
und Grünen. Die Kosten dafür werden 
vermutlich im zweistelligen Milliarden¬ 
bereich liegen ... 

Birgit Gärtner 
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„Mir jon op Jöck“* 

Sechs Kölner Betriebe blockieren Atomwaffen-Standort Büchel 



S echs Kölner Betriebe machen ei¬ 
nen gemeinsamen Betriebsaus¬ 
flug in die Eifel. Dort wollen sie 
sich am Montag, den 20. April, an einer 
Blockade eines Atomwaffen Standorts 
beteiligen. „Frühlingszeit, Ausflugs¬ 
zeit...“ heißt es in einer verbreiteten 
Einladung: „.. .mir jon op jöck“Hoch¬ 
deutsche Übersetzung: Wir gehen auf 
Reisen. „Kolleginnen und Kollegen aus 
allen Kölner Betrieben“ werden aufge¬ 
fordert, sich anzuschließen. 

„Warum soll man nicht das Schö¬ 
ne mit dem Nützlichen verbinden?“ 
fragt Heinz Weinhausen von der Sozi- 


*„Wir geh'n auf Reisen" 


alistischen Selbsthilfe Köln-Mülheim 
(SSM) und gibt auch gleich die Ant¬ 
wort: „Nützlich finden wir es, dafür 
zu sorgen, dass die Atomwaffen ver¬ 
schrottet werden. Jedenfalls schon mal 
die vor der eigenen Haustür.“ Deshalb 
haben sich sechs selbstverwaltete Be¬ 
triebe aus Köln den Fliegerhorst Bü¬ 
chel, im Landkreis Cochem-Zell, rund 
120 Kilometer südlich von Köln als 
Reiseziel auserkoren. Büchel gilt als 


65-Tage Blockade 

Bereits seit dem 26. März wird der 
Atomwaffenstandort Büchel blo¬ 
ckiert. Die DFG berichtet vom Blo¬ 
ckadealltag: Der AtomwaffenStütz¬ 
punkt Büchel/Eifel wurde am 9. Ap¬ 
ril 2015 erfolgreich von Aktiven der 
DFG-VK Köln und Unterstützerin¬ 
nen blockiert. Bis zur Räumung der 
an zwei Punkten gleichzeitig durch¬ 
geführten Blockade durch die Poli¬ 
zei konnte der reibungslose Betrieb 
der Atomwaffenstellung behindert 
werden. Im Anschluß an die Blocka¬ 
deaktion fand eine Mahnwache am 
Atomwaffenstützpunkt statt. Die 
Aktion war Teil der am 26. März be¬ 
gonnenen 65-Tage Blockade. In den 
kommenden Wochen werden sich 
noch zahlreiche Friedens- und Anti- 
Atomgruppen an dieser Aktion be¬ 
teiligen; immer neue Gruppen kom¬ 
men dazu. 


Blockade am Fliegerhorst Büchel, 

der einzige Standort in Deutschland, 
an dem US-Atomwaffen gelagert wer¬ 
den. 

Zur Motivation erklärt Heinz 
Weinhausen: „Wir wollen nicht nur 
möglichst sinnvoll und selbstbestimmt 
arbeiten, sondern auch für den Frieden 
schaffen und zumindest mal an diesem 
Tag die Friedensbewegung aus den Be¬ 
trieben heraus unterstützen.“ 

„Was wurde vor einiger Zeit in Sy¬ 
rien nicht alles gedroht und verhandelt, 
damit das Assad-Regime die weltweit 
geächteten Chemiewaffen vernichtet“, 
sagt Weinhausen. „Und so geschah und 
geschieht es nun. Aber Atomwaffen 
sind genauso geächtet und ihre Aus¬ 
wirkungen um etliche Dimensionen 
verheerender. Nicht nur für den Au¬ 


genblick des Einsatzes, sondern Jahr¬ 
zehnte später sterben Menschen noch 
an Krebs.“ 

„Der Bundestag hat mit seinem Be¬ 
schluss vom 26. März 2010 ein atom¬ 
waffenfreies Deutschland anvisiert“ 
heißt es im Aufruf der sechs Kölner 
Betriebe. Nicht nur die Mitarbeiter der 
SSM, sondern auch die Belegschaften 
eines Stadtmagazins, einer IT-Firma, 
eines Baukollektivs, eines Cafes und 
eines Verkehrsplanungsbüros for¬ 
dern: Die letzten 20 Atomwaffen, die 
im Fliegerhorst Büchel lagern, sollen 
endlich verschwinden. 

Zum Ablauf ihrer Blockade er¬ 
klären die Betriebe: „Wir werden bei 
unserem zivilen Ungehorsam keine 
körperliche Gewalt gegen Personen 


anwenden oder androhen und auch 
niemanden beschimpfen, verhöhnen 
oder abwerten, sondern unser Gegen¬ 
über (Polizistlnnen, Soldatlnnen, Geg¬ 
nerinnen unserer Aktionen) als Men¬ 
schen achten, auch wenn wir ihr Han¬ 
deln und ihre Rolle kritisieren.“ 

Kai Böhne 


Mitmachen erwünscht! 

Wer sich dem Blockade-Betriebs¬ 
ausflug anschließen möchte, kann 
sich an: Martin Esch, martin.esch@ 
lokotopia.net oder Heinz Weinhau¬ 
sen, Telefon 0170-58 38 900 oder 
www.buechel-atomwaffenfrei.de 
wenden. 


Tröglitz: Bundesdeutscher Alltag 

Rassistische Hetze und rechte Anschlägen nehmen zu. 


Die kontinuierliche Stimmungsmache 
von „Pegida“, neofaschistischen Partei¬ 
en und anderen Rassisten bleibt nicht 
folgenlos. So kam es allein im Januar 
und Februar dieses Jahres zu 98 Angrif¬ 
fen von extremen Rechten, bei denen 
insgesamt 67 Menschen verletzt wur¬ 
den. Für bundesweites Aufsehen sorgte 
vor allem ein Brandanschlag auf eine 
Flüchtlingsunterkunft im sachsen-an- 
haltinischen Tröglitz, der in der Nacht 
zum 4. April verübt wurde. 

Das nur 2 700 Einwohner zählen¬ 
de Städtchen war in den vergangenen 
Wochen mehrfach in die Schlagzeilen 
geraten, weil Neofaschisten aus den 
Reihen der NPD massiv gegen die Un¬ 
terbringung von nur 40 Flüchtlingen in 
Tröglitz mobil gemacht hatten. Letzt¬ 
genannte sollen ab kommenden Mai 
in Tröglitz untergebracht werden. Nur 
wenige Tage vor dem Brandanschlag 
hatten rund 500 Personen an einer 
Bürgerversammlung teilgenommen, 
zu der der zuständige Landrat Götz 
Ulrich (CDU) eingeladen hatte, um 
die Einwohner bezüglich der geplan¬ 
ten Unterbringung der Flüchtlinge zu 
informieren. Unter den Teilnehmerin¬ 
nen und Teilnehmern der Versamm¬ 
lung befand sich auch der ehemalige 
Bürgermeister von Tröglitz, Markus 
Nierth (parteilos). Nierth war vor we¬ 
nigen Wochen von seinem Amt zu¬ 
rückgetreten, da er sich aufgrund sei¬ 
nes Engagements für Flüchtlinge von 
der neofaschistischen NPD bedroht 
gefühlt hatte. So hatten die Neonazis 


zu Protesten vor seiner Privatwohnung 
aufgerufen. Er war daraufhin von sei¬ 
nem Amt zurückgetreten, weil er sich 
nicht genügend vor den Bedrohungen 
der Nazis geschützt gefühlt hatte. In¬ 
folgedessen hatten selbst Bundespo¬ 
litiker aus verschiedenen Parteien ge¬ 
fordert, den Schutz von kommunalen 
Funktionsträgern zu gewährleisten 
und gefordert, Demonstrationen vor 
deren Privatwohnungen und Häusern 
zu verbieten. 

Auch bei der Bürgerversammlung 
hatten die Gegner der Flüchtlingsun- 


Morddrohungen nehmen zu 


terbringung das Geschehen dominiert. 
Jedoch kündigten auch rund 100 Bür¬ 
gerinnen und Bürger an, die Flüchtlin¬ 
ge unterstützen zu wollen und warben 
für den Verein „Miteinander füreinan¬ 
der“. 

Während Sachsen-Anhalts Minis¬ 
terpräsident Reiner Haseloff (CDU) 
mit den Worten „Tröglitz ist überall“ 
vor der ansteigenden Gewalt gegen 
Flüchtlinge und deren Unterkünfte 
warnte, erntete er Widerspruch von sei¬ 
nem Parteifreund Bundesinnenminis¬ 
ter Thomas de Maiziere (CDU). „Mei¬ 
ner Meinung nach ist Tröglitz nicht 
überall“, behauptete de Maiziere, der 
in den letzten Tagen mehrfach den aus- 
ufernden rassistischen Hass und die da¬ 
mit verbundene Gewalt bagatellisierte. 


Bundesaußenminister Frank- 
Walter Steinmeier (SPD) warnte in¬ 
des aufgrund des Brandanschlages 
vor einem Ansehensverlust Deutsch¬ 
lands. Die Ereignisse von Tröglitz sei¬ 
en „eine Schande“. „Wir sollten nicht 
überrascht sein, dass auch bei unseren 
Partnern in der Welt mit großer Sorge 
registriert wird, wenn in Deutschland 
Flüchtlingsunterkünfte brennen, und 
dass genau verfolgt wird, wie die deut¬ 
sche Gesellschaft darauf reagiert“, so 
Steinmeier. 

Kritik an derlei Allgemeinplätzen 
äußerte hingegen Sevim Dagdelen, 
migrationspolitische Sprecherin der 
Linksfraktion im Bundestag. „Wenn 
es die Bundesregierung nicht einmal 
vermag, Flüchtlinge in diesem Land zu 
schützen, sollte sie vielleicht doch noch 
einmal nachdenken, bevor sie wieder 
etwas von internationaler Verantwor¬ 
tung faselt“, kritisierte Dagdelen. 

Polizei, Justiz und Politik seien 
dringend gefordert, „dem rassisti¬ 
schen und neofaschistischen Treiben 
in Tröglitz und anderswo endlich Ein¬ 
halt zu gebieten“. Rassistisch motivier¬ 
te Stimmungsmache gegen Flüchtlinge 
sei ebenso wenig zu dulden, wie rech¬ 
te Gewalttaten. „Anstatt aus Sorge um 
den Wirtschaftsstandort Deutschland 
auf Bundesebene Schönwetterreden 
zu halten, erwarte ich, dass die ver¬ 
antwortlichen Politikerinnen und Po¬ 
litiker aus den Regierungsfraktionen 
endlich die vielfach fabulierte Verant¬ 
wortung wahrnehmen und Flüchtlinge 


in Deutschland schützen“, so Dagdelen 
weiter. 

Dass es nach den Enthüllungen 
über das mörderische Treiben des neo¬ 
faschistischen Terrornetzwerks Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund 4 (NSU) 
in Deutschland noch immer zum All¬ 
tag gehöre, dass rechte Hetzer unge¬ 
stört aufmarschieren und Brandan¬ 
schläge verüben könnten, entsetze sie 
zutiefst, äußerte die Migrationspoliti¬ 
kerin weiter. 

Unterdessen wurde bekannt, dass 
mehrere Bundes- und Landespo¬ 
litiker, die sich für den Schutz von 
Flüchtlingen stark gemacht hatten 
bzw. rechte Gewalt verurteilt hatten, 
in den letzten Tagen und Wochen ver¬ 
stärkt Morddrohungen erhalten ha¬ 
ben. Unter ihnen befindet sich neben 
verschiedenen Politikern mit Migra¬ 
tionshintergrund auch der Thüringer 
Ministerpräsident Bodo Ramelow 
(Linkspartei). Ramelow hatte sich 
schon vor seiner Amtsübernahme 
stets gegen Neofaschismus und Ras¬ 
sismus engagiert. 

Dass es in der Bundesrepublik 
zukünftig verstärkt zu Angriffen auf 
Flüchtlinge und deren Unterstützer 
kommen wird, ist anzunehmen. Außer 
vielleicht für die Masse der Verharm- 
loser und klammheimlichen Unterstüt¬ 
zer des zunehmend verstärkt grassie¬ 
renden Rassismus und der damit ver¬ 
bundenen Gewalt, die sich in Polizei, 
Sicherheitsbehörden und etablierter 
Politik finden lassen. Markus Bernhardt 


Rechter Aufmarsch 
am 1. und 8. Mai? 

Bundesweit soll es am „Tag der Ar¬ 
beit“ und am Tag der Befreiung vom 
Faschismus in mehreren bundesdeut¬ 
schen Städten zu Aufmärschen von 
neofaschistischen und rassistischen 
Parteien kommen. Einen Schwerpunkt 
der diesjährigen Provokationen stellt 
offenbar das bevölkerungsreichste 
Bundesland Nordrhein-Westfalen dar. 
So will allein die neofaschistische Par¬ 
tei „Die Rechte“ am 1. Mai in Duisburg 
und von Essen aus ins benachbarte 
Gelsenkirchen marschieren. Die NPD 
plant hingegen ebenfalls am 1. Mai 
in Mönchengladbach mittels sozialer 
Demagogie und rassistischer Hetze bei 
der Bevölkerung zu punkten. Der dor¬ 
tige Aufmarsch der extremen Rechten 
steht unter dem Motto „Wir arbeiten, 
Fremde kassieren - Asylbetrug macht 
uns arm“. Zugleich mobilisiert die ras¬ 
sistische Partei zu Aufmärschen nach 
Worms, Erfurt und Neubrandenburg. 
Die ebenfalls neofaschistische Kleinst- 
partei „Der III. Weg“ will am 1. Mai im 
thüringischen Saalfeld auftreten. Das 
Motto dort lautet „Arbeit - Zukunft - 
Heimat: Überfremdung stoppen! Kapi¬ 
talismus zerschlagen! Volkstod abwen- 
den!“ Die rassistische Splitterpartei 
„pro NRW“, die in der Öffentlichkeit 
stets bemüht ist, sich ein bürgerliches 
Antlitz zu verleihen, will hingegen am 
„Tag der Arbeit“ in Mülheim (Ruhr) 
und Oberhausen Kundgebungen ab¬ 
halten, um gegen einen von ihr ausge¬ 
machten „Asylbetrug“ zu protestieren. 
Außerdem planen verschiedene rech¬ 
te Splitterparteien auch, am 8. Mai 
aufzumarschieren und so das Geden¬ 
ken an den 70. Jahrestag der Befrei¬ 
ung Deutschlands vom Faschismus 
zu beschmutzen. So will „pro NRW“ 
am 8. Mai in Düsseldorf und Duisburg 
aufmarschieren. In Dortmund mehren 
sich Hinweise darauf, dass „Die Rech¬ 
te“ an diesem Tag ebenfalls neuerliche 
Provokationen durchführen wird. In al¬ 
len Städten, die von den Aufmärschen 
der Nazis und Rassisten betroffen sind, 
haben sich bereits Nazigegner zusam¬ 
mengefunden, um gegen das braune 
Unwesen mobil zu machen und dafür 
zu sorgen, dass die extremen Rechten 
auf entschlossenen Protest stoßen wer¬ 
den. (bern) 


Sparkasse kündigt 
Solidaritätskonto 

Die Sparkasse Saarbrücken hat ein 
von linken Organisationen betriebenes 
Konto, auf dem Spenden zur „Solidari¬ 
tät mit Rojava“ gesammelt wurden, ge¬ 
kündigt. Über 400 Personen, darunter 
viele aus Kunst, Journalismus und Kul¬ 
tur, hatten einen Aufruf zur Unterstüt¬ 
zung der Selbstverteidigungskräfte Ro- 
javas, der im Oktober 2014 durch den 
kurdischen Studentenverband YXK 
und die Interventionistische Linke (IL) 
gestartet wurde, unterstützt. Gleichzei¬ 
tig wurden Spenden für die Selbstver¬ 
teidigungskräfte in Rojava gesammelt. 
Bis Anfang April kamen über 106.000 
Euro zusammen. „Die Spenden sollen 
helfen, das fortschrittliche Projekt Ro¬ 
java zu unterstützen. Sie sind ein klei¬ 
ner Beitrag, über dessen Verwendung 
die Menschen in Rojava selbst ent¬ 
scheiden sollen. Sie wissen am besten, 
was wo benötigt wird“, heißt es in ei¬ 
ner Erklärung, die die IL aufgrund der 
Kontokündigung veröffentlichte. 

Eben dies sei jedoch zugleich der 
Grund gewesen, weshalb die Verant¬ 
wortlichen der Sparkasse Saarbrücken 
die Kündigung des Spendenkontos 
für 31. Mai 2015 veranlasst hätten: Sie 
wüssten nicht, ob von dem Geld nicht 
auch Waffen gekauft werden, berichte¬ 
te die IL weiter und bitte Unterstützer 
bei den Verantwortlichen der Sparkas¬ 
se Saarbrücken Protest gegen die Kün¬ 
digung des Kontos „Solidarität mit Ro¬ 
java“ einzulegen. „Dabei geht es zum 
einen darum, die politische Legitimität 
der Spendensammlung gegen die Bi¬ 
gotterie der Sparkassen-Verwaltung zu 
behaupten. Zum andern aber auch un¬ 
mittelbar um ein Konto, das seit über 
einem halben Jahr bundesweit auf 
Flugblättern, Plakaten und im Internet 
bekannt gemacht wurde, und auf das 
viele hundert verschiedene Personen 
Geld überwiesen haben“, (bern) 
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Milliarden für Atombomben? 

Mehrere Hundert Demonstranten ha¬ 
ben am vergangenen Montag die Mari¬ 
nebasis Faslane in Schottland blockiert, 
wo das britische Atomwaffenarsenal la¬ 
gert. Die Polizei nahm 15 Demonstran- 
tlnnen fest. Einige Aktivistinnen, die 
sich an Tore gekettet hatten, mussten 
mit Schneidegerät losgemacht werden. 
Die „Atomabschreckung“ ist Teil der 
Diskussionen im britischen Wahlkampf. 
Die U-Boote, auf denen die britischen 
Nuklearsprengköpfe lagern, sollen nach 
dem Willen der britischen Regierung 
ersetzt werden. Die Kosten dafür wer¬ 
den mit rund 27 Milliarden Euro ver¬ 
anschlagt. Die Bevölkerung ist einer 
Umfrage des Institutes YouGov zufolge 
mehrheitlich für eine Abschaffung oder 
Verkleinerung des Atomwaffenarsenals. 
Diese Linie vertritt die schottische Nati¬ 
onalpartei SNP, auf die Labour nach der 
Wahl möglicherweise als Bündnispart¬ 
ner angewiesen sein könnte. 

Im Betrieb und landesweit 

In Frankreich gingen am 9. April insge¬ 
samt 300 000 Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter auf die Straße - einem 
Donnerstag. Für mehrere zehntausend 
Beschäftigte verband sich die Teilnah¬ 
me also mit einem mehrstündigen Streik 
oder der vorzeitigen Beendigung der Ar¬ 
beit. Die Aktionen waren von rund 800 
betrieblichen Streikaufrufen begleitet, 
die sich jeweils konkret auf Betriebse¬ 
bene gegen angedrohte Entlassungen, 
Schließungen oder Verschlechterungen 
richteten. „Gegen den Sparkurs, für die 
Löhne, die öffentlichen Dienste, die Ar¬ 
beit und soziale Absicherung“ hieß die 
Losung des Fronttransparentes bei der 
Pariser Demo. 

Der Aufruf ging von dem stärker 
kämpferischen, linken Teil der Gewerk¬ 
schaftsbewegung (CGT, FO, FSU und 
Solidaires) aus, während die eher auf 
sozialpartnerschaftliche Verhandlungen 
mit Unternehmerverbänden und Re¬ 
gierung orientierten „reformistischen“ 
Gewerkschaftsverbände sich nicht be¬ 
teiligten. 

Herausforderung 

Im Zuge ihrer stärkeren strategischen 
Ausrichtung nach Asien wollen die USA 
laut Kriegsminister Carter modernste 
Waffensysteme zuerst in diese Region 
bringen. Als Beispiele nannte er neue 
Tarnkappenbomber, die die USA pro¬ 
duzieren wollen, sowie eine neue Klasse 
von Kriegsschiffen. Die Region sei ein 
„herausfordernder Schauplatz“. 

Pestizide statt Bildung 

„Selbst wenn du zur Schule gehst, arbei¬ 
test du am Schluss trotzdem für die Sied¬ 
lung“, sagt eines der palästinensischen 
Kinder, die die Menschenrechtsorgani¬ 
sation Human Rights Watch (HRW) für 
einen Bericht befragt hat. Der Bericht 
untersucht die Kinderarbeit in landwirt¬ 
schaftlichen Betrieben in den israeli¬ 
schen Siedlungen der West Bank. Hier, 
in den von Israel besetzten palästinensi¬ 
schen Gebieten des Jordantals, kontrol¬ 
lieren die Siedler 86 Prozent des Bodens, 
auch ihr Zugang zu Wasser ist besser als 
der der palästinensischen Landwirte, 
so dass die Familien auch auf den Ver¬ 
dienst der Kinder angewiesen sind. Der 
Bericht beschreibt, wie minderjährige 
Arbeiter auch bei großer Hitze schwere 
körperliche Arbeit verrichten und teil¬ 
weise gefährlichen Pestiziden ausgesetzt 
sind. Von 38 befragten minderjährigen 
palästinenischen Arbeitern gaben 21 
an, die Schule vor Abschluss der zehn¬ 
ten Klasse verlassen zu haben, um ar¬ 
beiten zu gehen. Die geltenden Gesetze 
über die Schulpflicht oder den Jugendar¬ 
beitsschutz werden von den israelischen 
Behörden für diese Beschäftigten nicht 
durchgesetzt. 

Vorwurf: Totschlag 

Kurz nach dem Auftakt im Prozess um 
das schwerste Grubenunglück in der Ge¬ 
schichte der Türkei ist die Verhandlung 
vertagt worden. Bei dem Grubenunglück 
im westtürkischen Soma waren im Mai 
2014 insgesamt 301 Bergleute gestorben. 
Sieben Angeklagte - darunter der Vor¬ 
standsvorsitzende der Betreibergesell¬ 
schaft des Bergwerkes - sitzen in Haft, 
ihnen wird unter anderem Totschlag vor¬ 
geworfen. Der Prozess war mit Tumulten 
und Verspätung gestartet: Angehörige 
der Verstorbenen beschwerten sich, weil 
es im Gerichtssaal im westtürkischen Ak- 
hisar nicht für alle Platz gab. 


Entweihte Heiligtümer 

Ein alter Atombunker und ein neuer Krieg - zu Besuch in Donezk 


W ir halten vor einer ausge¬ 
brannten Kirche. Das ist Pe¬ 
tro wski, eines der Viertel, das 
am schwersten unter dem ukrainischen 
Beschuss gelitten hat. Die Zerstörung 
wirkt völlig zufällig, eine artilleristi¬ 
sche Lotterie, die zwischen unberühr¬ 
ten, makellosen Gebäuden Ruinen 
hinterlässt. Petrowski ist ein Vorort 
aus ebenerdigen roten Ziegelhäusern, 
von grünen Metallzäunen umgeben, 
der sich zwischen Bergwerke, Fabriken 
und Bahnstrecken quetscht. Die gan¬ 
ze Landschaft wird von den Abraum¬ 
hügeln beherrscht, die ein Jahrhundert 
des Bergbaus hinterlassen hat, und die 
noch immer ihr rohes steinernes Ge¬ 
sicht zeigen. 

Was einmal der zentrale Raum 
der Kirche des Stadtteils war, ist jetzt 
eine offene Ruine. Von den klaffen¬ 
den Löchern, einst Fenster, ziehen sich 
schwarze Brandspuren nach unten, und 
der Geruch von verbranntem Holz liegt 
immer noch in der Luft, obwohl das 
Feuer schon vor Wochen gelöscht wur¬ 
de. Das Vordach über dem Eingang gibt 
es noch, aber jetzt ist es ein Dach aus 
Holzkohle. Das ist Donezks kleine Ver¬ 
sion der Coventry Cathedral. Die Trup¬ 
pen der Kiewer Regierung beschossen 
diese Gegend einen ganzen Tag lang 
ununterbrochen, die Menschen in der 
Kirche konnten glücklicherweise noch 
rechtzeitig entkommen. Im Hof hin¬ 
ter der Kirche steht ein Tisch mit einer 
Sammlung verbogener Metallrohre, die 
Überreste der Raketen, die die Kirche 
zerstört haben. Sind das Grad-Rake¬ 
ten? Nein, das ist Uragan, die Grad- 
Raketen sind kleiner ... 

Zwischen Gestrüpp, kleinen Häu¬ 
sern und einem Abraumhügel liegt eine 
kleine Hütte, die sich als Eingang zu 
einem alten sowjetischen Luftschutz¬ 
raum erweist. Hinter zwei schweren 
weißen Stahltüren beginnt eine unter¬ 
irdische Welt voller Betten, Decken, 
Berge von persönlichen Dingen und - 
Menschen. Zwei blondgelockte Mäd¬ 
chen tauchen auf, die jüngere im Arm 
der Älteren; das kleine Mädchen trägt 
ein rosa Kleid und eine silberne Plas¬ 
tikkrone und wird als Prinzessin vorge¬ 
stellt. Die Leute hier kochen auf klei¬ 
nen Elektroplatten auf dem Betonbo¬ 
den, nur wenige Meter vom nächsten 
Bett entfernt, das unter einem Plakat 
steht, auf dem das Schema der längst 
entschwundenen sowjetischen Vertei¬ 
digung dargestellt wird. Unter diesem 
Plakat liegt auf einer Matratze ein zu¬ 
gedeckter Hügel, den nur die herausra¬ 
genden Schuhe als einen schlafenden 
Mann erkennen lassen. 

Unter der Decke des ersten Saals 
verläuft rund herum ein verblassen¬ 
des Wandfries der glorreichen sowjeti¬ 
schen Armee, was dem ganzen Ort die 
Atmosphäre eines entweihten Heilig¬ 
tums der Vergangenheit verleiht, das 
von den Bewohnern der Gegenwart 
besetzt wurde. Es ist ein besonderer 
Zynismus, dass eines dieser einst stol¬ 
zen farbigen Bilder einen Grad-Rake¬ 


tenwerfer zeigt, genau jene Art Waffe, 
vor der sie hier Schutz suchen mussten. 

Im nächsten Raum ist das Fries den 
feindlichen Kräften gewidmet, schwarz¬ 
weiße Zeichnungen von Pershing-Ra¬ 
keten und Tornado-Flugzeugen; in ei¬ 
ner Ecke darunter wurde durch einen 
kleinen Baldachin ein abgegrenzter 
persönlicher Bereich geschaffen, ange¬ 
füllt mit Teddybären und den bunten 
Dosen, die ein Überrest der humanitä¬ 
ren Weihnachtsgeschenke sind. 


Einige der Leute leben hier schon 
seit letztem Sommer. Manche wagen es 
nicht mehr, den Luftschutzraum zu ver¬ 
lassen; sie schmuggeln anderes Leben 
von draußen ein: Einen Wellensittich, 
eine Taube, einen Hund, die ihre ver¬ 
borgene Heimstatt teilen. Die humani¬ 
täre Hilfe wird im Stadtzentrum ver¬ 
teilt, zu weit entfernt für die Menschen 
hier. Ihr Dasein hängt an den Lieferun¬ 
gen freiwilliger Helfer, ein Teil der letz¬ 
ten Lieferung wird gerade auf einem 
Holztisch zu Teigtaschen verarbeitet - 
mit direktem Blick auf den schlafenden 
Mann und das Organigramm der sow¬ 
jetischen Verteidigung. 

Das hier wurde als Atombunker 
gebaut, also gibt es Wasser, Elektrizi¬ 
tät und frische Luft, wenn auch muffige; 
verglichen mit anderen Schutzräumen 
ist das fast luxuriös. Im letzten Som¬ 
mer, als sie hörte, dass die Volksrepub¬ 
lik Donezk Luftschutzkeller vorbereite, 
sagt Olga, meine Übersetzerin, habe sie 
das noch für lächerlich gehalten. Aber 
wer konnte ernstlich einen Bruderkrieg 
erwarten, der die sowjetischen Waffen 
gegen genau jene Menschen richtet, die 
zu beschützen sie einst gebaut wurden? 

Hier will niemand mit uns reden. 
Der Abgeordnete des Parlamentes 
von Noworossija, der uns begleitet, 
wird zum Ziel des Zornausbruchs ei¬ 
nes alten Bergmanns, den Olga bruch¬ 


stückhaft übersetzt, vermutlich um vie¬ 
le Flüche bereinigt: Sie erzählen doch 
nur Lügen über uns. Wir wollen nicht 
mit ihnen reden. Während er seinen 
Zorn auf die westlichen Medien ablädt, 
streichelt eine Frau mittleren Alters mit 
perfekter Frisur und Make-Up die Tau¬ 
be, die an eines der Rohre gebunden ist, 
die im zweiten Saal verlaufen. 

Am späten Nachmittag erreichen 
wir das Stadion von Donezk. Das frisch 
gelandete UFO mit seiner Glasfassade 


wurde durch die Feindseligkeiten an¬ 
gekratzt, aber nicht ernsthaft beschä¬ 
digt. Die Sporthelden, die es auf rie¬ 
sigen Bannern dekorieren, sind längst 
verschwunden; der Klub zog in die 
Westukraine, vermutlich, weil sein Be¬ 
sitzer die Möglichkeit zur Teilnahme an 
der Champions-League nicht verlieren 
wollte, obwohl das für die Fans aus der 
Heimatstadt bedeutet, auf feindliches 
Gebiet wechseln zu müssen, wenn sie 
ein Spiel sehen wollen. Das glitzernde 
Stadion blieb als leere Hülle zurück, 
eingekreist von dem hochentwickelten 
System aus Käfigen und Zäunen, mit 
dem die Noblen der UEFA einen wil¬ 
den proletarischen Mob zu bändigen 
wünschten. Nachts wird es beleuchtet, 
sagt Olga. Das ist schön, es sieht aus wie 
ein Diamant. 

Neben dem Stadion steht ein Mo¬ 
nument des Großen Vaterländischen 
Krieges, eine späte Version aus den 


Der Europäische Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte hat Italien wegen brutaler 
Polizeigewalt gegen Demonstranten 
beim G8-Gipfel 2001 in Genua ver¬ 
urteilt. Anlass war die in Italien abge¬ 
wiesene Klage eines Globalisierungs¬ 
gegners wegen Folterungen durch Po¬ 
lizisten. Ihm wurden jetzt 45 000 Euro 
Schadenersatz zuerkannt. 

Der G8-Gipfel wurde vor 14 Jahren 
von Silvio Berlusconi ausgerichtet. Das 
frühere Mitglied des Dreierdirektori¬ 
ums der faschistischen Putschloge P2 
war an der Spitze seiner rechtsextre¬ 
men Forza Italia (FI) im Bündnis mit 
den Faschisten der Alleanza Naziona- 
le (AN), dem Nachfolger der wieder¬ 
gegründeten Mussolinipartei MSI, im 
Mai 2011 zum zweiten Mal Regierungs¬ 
chef geworden. Er hatte vorher öffent¬ 
lich angekündigt, mit „der Hinterlas¬ 
senschaft der Linken“ „aufzuräumen“, 
um das Land von Kommunisten und 
Ex-Kommunisten (den sozialdemokra¬ 
tischen Linken) „zu befreien“. Genua 
zeigte, was er darunter verstand: Über 
600 Demonstranten wurden festge¬ 
nommen, mehr als 300, darunter vie¬ 
le Ausländer, so auch mehrere Deut¬ 
sche, wurden zum Teil schwer verletzt, 
der Student Carlo Giuliani durch den 


1980ern, ein schwarzes steinernes Drei¬ 
eck gekrönt von zwei großen Statuen 
eines Soldaten und eines Bergmanns; 
auf der Plattform davor stehen Panzer, 
Luftabwehrgeschütze und andere Waf¬ 
fen aus dem zweiten Weltkrieg. Stanis- 
lawa, die ehemalige Floristin und jet¬ 
zige Scharfschützin, klettert auf einen 
alten gepanzerten Personentranspor¬ 
ter und bittet um ein Foto. Der Platz 
daneben ist leer; keiner weiß, ob das 
fehlende Objekt entfernt wurde, um 


es für das kommende Jubiläum des Ta¬ 
ges des Sieges neu zu streichen, oder 
ob es wieder in Dienst gestellt wurde, 
wie das schon anderen dieser Denkmä¬ 
ler geschah. Hierher kommen die Paa¬ 
re nach der Hochzeit, erzählt Olga, das 
ist Tradition hier, um ihre Vorfahren zu 
ehren, die den Faschismus niedergerun¬ 
gen haben. Wie könnten wir je akzep¬ 
tieren, dass unsere Geschichte umge¬ 
schrieben wird? Wie könnten wir je 
eine Herrschaft Banderas hinnehmen? 

Dagmar Henn 

Mit einer von dem in Russland sitzen¬ 
den Onlineportal europaobjektiv.com 
organisierten Pressereise besuchte un¬ 
sere Autorin die Ostukraine. Die größe¬ 
ren Medien schickten keine Reporter, 
die Gruppe bestand überwiegend aus 
freien Journalisten und Bloggern. Die 
Einreise war ihnen nur über Russland 
möglich - aus Sicht der Kiewer Regie¬ 
rung illegal. 


gezielten Kopfschuss eines Carabinie- 
re von einem Jeep aus getötet. In der 
Diaz-Schule, Sitz des Genueser Sozial¬ 
forums, wurden 54 Personen blutüber¬ 
strömt und schwer verletzt abgeführt. 
Sie wurden unter Hitler- und Musso¬ 
lini-Bildern gefoltert und gezwungen, 
„Viva il Duce“ zu rufen. Den Einsatz 
leitete Vizepremier und AN-Chef Gi- 
anfranco Fini persönlich. Viele der im 
faschistischen Geist groß gewordenen 
Polizeioffiziere glaubten, der von der 
MSI jahrzehntelang propagierte „Tag 
X“ der Abrechnung mit den Linken 
sei gekommen. Professor Bodo Zeu- 
ner von der FU Berlin warnte damals, 
wenn die Polizei politisch unliebsame 
Personen überfallen und lebensge¬ 
fährlich verprügeln dürfe, dann sei es 
„zu Folterkellern wie denen der SA 
im Deutschland von 1933 nur noch ein 
Schritt“. 

Diesen faschistischen Hintergrund 
haben die Straßburger Richter völlig 
ignoriert. Das verwundert nicht, wenn 
man sich erinnert, dass AN-Führer Fini 
2002 unwidersprochen in den Reform¬ 
konvent der EU einziehen und Berlus¬ 
coni zwei Jahre nach Genua den halb¬ 
jährigen Rats Vorsitz der EU antreten 
konnte. Gerhard Feldbauer 


Planung steht, Geld fehlt 

Unterstützt die antifaschistische Karawane in den Donbass 

Vom 6. bis n. Mai wird die zweite antifaschistische Karawane der italienischen 
Ska-Punk Band Banda Bassotti in den Donbass stattfinden. Mehr als 100 Teil¬ 
nehmer aus ganz Europa werden in der umkämpften Region in der Ukraine ein 
Zeichen der antifaschistischen Solidarität setzen und an den Feierlichkeiten zum 
70. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus teilnehmen. 

Sinn der Karawane ist es aber nicht nur der Bevölkerung des Donbass vor 
Ort unsere Solidarität auszudrücken. Ziel ist es vor allem, die Mauer des Schwei¬ 
gens über die wahren Zustände und Hintergründe des Konfliktes in Europa zu 
brechen. Die Teilnehmer werden in ihren Heimatländern berichten und aufzu¬ 
klären, um die Solidarität mit der Bevölkerung im Kriegsgebiet auszubauen. 

Um in der UZ zu berichten, wird der UZ-Redakteur Olaf Matthes an der Ka¬ 
rawane teilnehmen und anschließend fürVeranstaltungen zumThema zurVer- 
fügung stehen. Auf dem Festival der Jugend werden voraussichtlich auch zwei 
Mitglieder von Banda Bassotti über ihre Erfahrungen im Donbass berichten. 

Die Planung der Karawane ist inzwischen weit vorangeschritten, die Reise¬ 
route ist festgelegt, die Teilnehmer stehen fest. Was noch fehlt ist Geld. 

Die DKP sammelt weiterhin Spenden um die praktische Solidarität mit 
dem Donbass zu finanzieren. Spenden können auf folgendes Konto überwie¬ 
sen werden: DKP-Parteivorstand, Kontonr.: 4 002 487 502, BLZ: 43 060 967 ,1 BAN: 
DE36430609674 002 487 502, BIC: GENODEMiGLS, Stichwort: Kampffonds/Ban¬ 
da Bassotti. 


Warten auf „Tag X“ 

Folter verurteilt, Hintergrund ignoriert 



Uragan-Raketenwerfer bei einer Militärparade in Kiew. In den 70er Jahren in der Sowjetunion entwickelt, setzt die 
Putschistenregierung diese Waffe heute gegen die Bevölkerung im Osten der Ukraine ein. 
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Unsere Ideen verteidigen 

Kuba kämpft - gegen die Blockade und um jede Minute Redezeit 



Der Handschlag zwischen Castro und Obama beim OAS-Gipfel. Obama behaup¬ 
tete, mit seiner neuen Kuba-Politik wolle er „absichern, dass das kubanische Volk 
in Wohlstand lebt und Beziehungen mit dem Rest der Welt unterhält“. 


Gesicht zeigen gegen EU-Technokraten 

Trotz Kritik an Reformismus: Partei der Arbeit der Schweiz bleibt Mitglied der Europäischen Linkspartei 


Acht Minuten Redezeit waren für Raul 
Castro eingeplant. Aber von den vergan¬ 
genen sechs Gipfeltreffen der Organi¬ 
sation Amerikanischer Staaten (OAS) 
war Kuba ausgeschlossen worden. Am 
Ende sprach der kubanische Präsident 
fast eine Stunde zu den versammelten 
amerikanischen Staats- und Regierungs¬ 
chefs auf dem VII. Gipfel der OAS am 
11. April in Panama. UZ dokumentiert 
seine Rede in Auszügen: 

E s wurde Zeit, dass ich hier im Na¬ 
men von Kuba spreche. (...) Es 
hieß, ich dürfe eine Rede von acht 
Minuten halten. Ich habe mich zwar 
zusammen mit meinem Außenminis¬ 
ter sehr bemüht, sie auf acht Minu¬ 
ten zu reduzieren, aber da man mir ja 
sechs Gipfel schuldet, von denen man 
uns ausgeschlossen hat, 6 mal 8 macht 
48 (Lachen und Beifall), habe ich Prä¬ 
sident Varela wenige Augenblicke vor 
Eintritt in diesen prächtigen Saal ge¬ 
beten, mir ein paar Minuten mehr zu 
gewähren, (...) 

Im Jahr 1961 fand der Angriff auf 
die Schweinebucht statt, eine Söld¬ 
nerinvasion, die von den Vereinigten 
Staaten organisiert und finanziert wur¬ 
de (...). Als wir schon den Sozialismus 
verkündet hatten und das Volk ihn in 
der Schweinebucht kämpfend vertei¬ 
digte, wurde Präsident Kennedy (...) 
ermordet, genau in dem Moment, an 
dem Tag, an dem der Führer der kuba¬ 
nischen Revolution Fidel Castro eine 
Nachricht von ihm - John Kennedy - 
erhielt, in der dieser seine Absicht mit¬ 
teilte, einen Dialog zu beginnen. (...) 


UZ: Im vergangenen Jahr habt ihr eu¬ 
ren 70. Gründungstag begangen und 
dazu eine internationale Podiumsdis¬ 
kussion mit dem Thema „ Europäische 
Union“gemacht. Ist eine Mitgliedschaft 
der Schweiz in der EU ein gesellschaft¬ 
liches Thema? 

Alexander Eniline: Man könnte er¬ 
warten, dass die Frage der EU-Mit- 
gliedschaft der Schweiz kein aktuelles 
Thema ist, denn die Schweiz gehört 
nicht zur EU, da das Schweizer Volk 
die EU-Mitgliedschaft mit einer kla¬ 
ren Mehrheit abgelehnt hat. Außer¬ 
dem hat der Bundesrat den Schweizer 
EU-Mitgliedschaftsantrag zurückgezo¬ 
gen, denn es ist offensichtlich, dass er 
heute niemals bei einer Volksabstim¬ 
mung durchkommen würde. Trotzdem 
handelt es sich um eine sehr wichtige 
Frage in der Schweiz, genauso inner¬ 
halb der Partei der Arbeit der Schweiz 
(PdAS). Auch wenn die Schweiz nicht 
Teil der EU ist, ist sie trotz alledem 
nicht komplett außen vor, denn sie hat 
mit der EU eine Reihe wichtiger bila¬ 
teraler Verträge geschlossen, die eine 
recht weitgehende Anwendung von 
Gemeinschaftsrecht durch den Bund 
vorsehen. Man kann deswegen verste¬ 
hen, dass die Beziehungen mit der EU 
in der Schweiz von brennender Aktu¬ 
alität sind. Die rechtsnationalistische 
SVP widmet einen großen Teil ihrer 
Propaganda dem „schleichender An¬ 
schluss“ an die EU, den sie in dieser 
Art von Verträgen und dem damit ver¬ 
bundenen Verlust nationaler Souverä¬ 
nität erkennt, die traditionelle Rech¬ 
te und die Unternehmer bestehen auf 
dem vorgeblichen Erfolg des bilatera¬ 
len Weges, während die Sozialdemo¬ 
kraten weiter den Anschluss im Na¬ 
men eines stark europaseligen Diskur¬ 
ses predigen. Nur die PdAS verteidigt 
eine Position, die wirklich im Sinne der 
Arbeiter der Schweiz ist: Wir verurtei¬ 
len auch diese „Halb-Mitgliedschaft“, 
die die fast komplette Übernahme des 
Gemeinschaftsrechts darstellt - nicht 
aus nationalistischen Gründen, son¬ 
dern wegen des neoliberalen und an¬ 
tidemokratischen Charakters der EU 
und ihrer Gesetze, die sich gegen die 
Interessen der Arbeiter richten. 


UZ: Wie stellt sich die Krise des Kapi¬ 
talismus in der Schweiz dar? Reichtum 
und Armut sind voneinander abhängig , 
und der Kampf um einen Mindestlohn 
ist ja zunächst gescheitert... 

Alexander Eniline: Die Auswirkungen 
der Krise des Kapitalismus sind in der 
Schweiz zweifelsohne weniger sichtbar 
als in anderen Ländern, zumindest im 
Moment. Aber man muss sehen, dass 
die Systemkrise, die der Kapitalismus 
gegenwärtig durchmacht, und die Maß¬ 
nahmen, die die EU dagegen eingelei¬ 
tet hat, das Schweizer Wirtschaftsmodell 
in Frage stellen, das auf den Finanzen, 
Steuerhinterziehung und einer unfai¬ 
ren Steuerkonkurrenz beruht. Dieses 
Entwicklungsmodell ist in der Tat al¬ 
les andere als nachhaltig und kann je¬ 
den Moment zusammenbrechen, wenn 
sich die Bedingungen verschlechtern. 
Die Stellung der Schweizer Banken im 
internationalen Wettbewerb wurde be¬ 
reits durch die Maßnahmen der USA 
gegen die Steuerhinterziehung stark 
geschwächt, auch wenn diese Maßnah¬ 
men in erster Linie zum Ziel hatten, die 
Interessen der amerikanischen Banken 
zu schützen. Das System skandalös re¬ 
duzierter Steuersätze für internationale 
Konzerne, das die Mehrzahl der Schwei¬ 
zer Kantone praktiziert, wird jetzt von 
der EU als unlauter in Frage gestellt, als 
klar nicht im Einklang mit bestehenden 
Abkommen, und muss rasch abgeschafft 
werden. Die Rechte in der Schweiz hat 
bereits jetzt die Absicht, das zu machen, 
indem sie die Steuersätze für alle Un¬ 
ternehmen absenken will, was große 
Steuerverluste bedeuten würde, denen 
wiederum massive Einschnitte bei den 
öffentlichen Leistungen folgen würden. 
Das Schweizer Bürgertum prescht nun 
auch mit Katastrophen-Voraussagen be¬ 
züglich des Franken-Wechselkurses und 
dessen negativer Konsequenzen für die 
Schweizer Exporte voran - auch, wenn 
es keine wirklich fundierten Beweise für 
diese Voraussagen gibt -, um eine Of¬ 
fensive für niedrigere Löhne zu starten. 

UZ: Die Partei der Arbeit der Schweiz 
hat vor einem Monat erstmals an der 
Vier-Parteien-Konferenz der BeNeLux- 
KPen und der DKP teilgenommen. Wie 


sind eure Eindrücke und könnt ihr euch 
eine erweiterte Zusammenarbeit vorstel¬ 
len? 

Alexander Eniline: Unser Vorsitzen¬ 
der Gavriel Pinson, der im Namen 
der PdAS an der Vier-Parteien-Kon- 
ferenz teilgenommen hat, hat einen 
extrem angenehmen Eindruck mitge- 



Alexander Eniline ist Mitglied der 
Parteileitung der Partei der Arbeit der 
Schweiz (PdAS). 


nommen. Wir schätzen diese Art der 
Organisierung sehr. Außerdem fühlen 
wir uns ideologisch, auch durch unsere 
Herausforderungen, den vier Parteien 
nahe, die die Konferenz organisiert ha¬ 
ben. Die PdAS ist sehr interessiert, die¬ 
se gemeinsame Arbeit in der Zukunft 
fortzusetzen. Unser Vorstand wird am 
18. April über diese Frage befinden. 

UZ: Eure Partei ist Mitglied der Euro¬ 
päischen Linkspartei. Wir erinnern uns 
an die damalige Debatte über die Frage, 
was eine Schweizer Partei in einer EU- 
Parteienkonstruktion soll. Wo seht ihr 
euren Platz in der ELP, was sind deren 
Vor- und was deren Nachteile? 

Alexander Eniline: Die PdAS war 
Gründungsmitglied der ELP. Trotzdem 
handelt es sich um eine umstrittene 
Frage innerhalb der PdAS, zu der es un¬ 
terschiedliche Positionen gibt. 2011, auf 


Ich bewerte die jüngste Erklärung 
von Präsident Obama, umgehend über 
Kubas Notierung in der Liste der den 
Terrorismus fördernden Länder zu ent¬ 
scheiden, als einen positiven Schritt. Wie 
ich sagte, wir hätten niemals auf ihr auf¬ 
tauchen dürfen (...). Wir haben 3 478 
Tote und 2 099 für ihr Leben Geschädig¬ 
te und viele weitere Verletzte zu bekla¬ 
gen. Die Terroristen sind also diejenigen, 
die die Toten stellen. Woher kam dann 
der Terror? Wer hat ihn ausgelöst? (...) 

Ich möchte mich bei Präsident Oba¬ 
ma und den anderen hier Anwesenden 
für meine Ausdrucksweise entschuldi¬ 
gen. Ich habe ihm persönlich bereits ge¬ 
sagt, dass mir die Leidenschaft aus den 
Poren springt, wenn es um die Revolu¬ 
tion geht. Ich entschuldige mich dafür, 
weil Präsident Obama für nichts von 
Alledem verantwortlich ist. (...) 

Ich gehöre zu denen, die glauben 
(...) dass Präsident Obama ein ehrli¬ 
cher Mann ist. (...) Über diese Worte 
habe ich viel nachgedacht, ehe ich sie 
äußerte, ich hatte sie aufgeschrieben 
und wieder gelöscht; ich habe sie wie¬ 
der eingefügt und erneut gelöscht, und 
schlussendlich habe ich sie ausgespro¬ 
chen und bin damit zufrieden. 

Bis heute kommt die Wirtschafts-, 
Handels- und Finanzblockade in ih¬ 
rer vollen Intensität gegen die Insel 
zur Anwendung, verursacht für unsere 
Bevölkerung Schaden und Entbehrung 
und ist das Haupthindernis für unsere 
wirtschaftliche Entwicklung. (...) 

Eine Sache ist die Wiederaufnahme 
diplomatischer Beziehungen und eine 
andere Sache ist die Blockade. Deshalb 


dem 20. Parteitag, hat die PdAS über 
die Vor- und Nachteile des Verbleibs 
in der ELP diskutiert und beschlos¬ 
sen. Die Entscheidung fiel mit 60 zu 40 
Prozent der Stimmen. Und nicht alle 
stimmten aufgrund der gleichen Über¬ 
legungen, ob sie dafür oder dagegen 
waren. Man muss sich erinnern, dass 
die Debatte über die ELP-Mitglied- 
schaft auch in Verbindung mit der Ent¬ 
wicklung der Position der PdAS steht, 
was die EU-Frage angeht. In den 90er 
Jahren hatte die PdAS eine stark pro- 
EU-orientierte Position angenommen, 
die offiziell noch immer gültig ist, auch, 
wenn sie bis zum 19. Parteitag 2008 auf 
scharfen Widerstand gestoßen ist, wo 
sie auch hinweggefegt wurde zuguns¬ 
ten einer richtigen Analyse der EU. Die 
EU ist vor allem eine technokratische, 
neoliberale und antidemokratische 
Konstruktion im Dienste der europä¬ 
ischen Monopole, eine verschlossene 
und nicht reformierbare Konstruktion, 
und das schließt natürlich jegliche Mit¬ 
gliedschaft oder unhinterfragte Über¬ 
nahme des Gemeinschaftsrechts aus. 
Dieser pro-europäische Umweg war 
zweifelsohne ein wichtiger Grund, an 
der Gründung der ELP mitzuwirken, 
zumindest für einen Teil der damali¬ 
gen Parteiführung. Die Frage stellt sich 
heute sicherlich anders. Im Allgemei¬ 
nen hält die PdAS einen Zusammen¬ 
schluss der kommunistischen und ra¬ 
dikal linken Parteien auf europäischer 
Ebene für nützlich, und sei es nur, um 
gegen die EU-Technokraten Gesicht 
zu zeigen und die Kämpfe zu bündeln. 
Diese Bündelung der Kräfte geht uns 
angesichts der Natur der Verbindungen 
zwischen der Schweiz und der EU auch 
etwas an. Wir verstehen auch, dass es 
für die ELP objektiv schwierig ist, in¬ 
tern eine klare und kohärente Linie zu 
finden angesichts der großen Verschie¬ 
denheit der Parteien, aus denen sie sich 
zusammensetzt. Das hindert uns nicht 
daran, manchmal an Positionen und 
Taktik der ELP Kritik zu üben, insbe¬ 
sondere wegen ihrer eurokonstruktiven 
und reformistischen Tendenzen. Aber 
wir halten es trotz allem für wichtig und 
nützlich, daran teilzunehmen. 

Die Fragen stellte Günter Pohl 
Übersetzung: Andreas Spector 


bitte ich Sie alle - und das Leben lässt 
uns keinen anderen Weg - weiterhin 
den Kampf gegen die Blockade zu un¬ 
terstützen. (...) 

Wie es der Präsident Fidel Castro 
einmal ausdrückte, ,liegen die Haupt¬ 
ursachen (für die gegenwärtige Bedro¬ 
hung des Friedens, d. Red) in der Armut 
und der Unterentwicklung, und in der 
ungleichen Verteilung der Reichtümer 
und der Kenntnisse, die die Welt beherr¬ 
schen. Es darf nicht vergessen werden, 
dass die gegenwärtige Unterentwicklung 
und Armut die Folge der Eroberung, der 
Kolonisierung, der Versklavung und der 
Plünderung des größten Teils der Lände¬ 
reien durch die Kolonialmächte, der Ent¬ 
stehung des Imperialismus und der bluti¬ 
gen Kriege um Neuaufteilungen der Welt 
sind. (...) Nichts von dem, was heute in 
der wirtschaftlichen oder politischen 
Ordnung Bestand hat, dient den Inter¬ 
essen der Menschheit. So kann es nicht 
bleiben. Sie muss verändert werden. 4 (...) 

Kuba wird weiterhin die Ideen ver¬ 
teidigen, für die unser Volk die größten 
Opfer und Risiken auf sich genommen 
und gekämpft hat, an der Seite der Ar¬ 
men, der Kranken ohne medizinische 
Behandlung, der Arbeitslosen, der Jun¬ 
gen und Mädchen, die ihrem Schicksal 
überlassen oder zu Arbeit und Pros¬ 
titution gezwungen werden, der Hun¬ 
gernden, der Diskriminierten, der Un¬ 
terdrückten und der Ausgebeuteten, 
welche die übergroße Mehrheit der 
Weltbevölkerung darstellen.“ 

(Quelle: Staatsrat der Republik Kuba. Übersetzung: 
Granma Internacional/Tobias Kriele) 
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Dokumentiert 


Solidarität gegen 
Provokation 

20 kommunistische und Arbeiterpartei¬ 
en, darunter die DKP, haben ihre Soli¬ 
darität mit dem Volk, der kommunisti¬ 
schen Partei und der Regierung Venezu¬ 
elas erklärt, die sich wieder einmal gegen 
Einmischungsversuche und Angriffe der 
USA verteidigen müssen. Sie rufen für 
Sonntag, den 19. April, zu einem Tag der 
Solidarität mit Venezuela auf. UZ doku¬ 
mentiert Auszüge aus der Erklärung: 

„(Der Exekutiv-Erlass der US-Regie- 
rung), in dem die Lage in Venezuela zu 
einer ungewöhnlichen und außerordent¬ 
lichen Bedrohung der nationalen Sicher¬ 
heit und der Außenpolitik der Vereinig¬ 
ten Staaten 4 erklärt wird, stellt einen Akt 
der Provokation und Einmischung dar 
(-)• 

Wir verurteilen diese Aktivitäten, 
weil sie darauf gerichtet sind, die gesell¬ 
schaftlichen Fortschritte in der Region 
im Allgemeinen zu destabilisieren - im 
Besonderen den Prozess der Verände¬ 
rung in Venezuela, um die Hegemonie 
und die geostrategische Kontrolle der 
USA wiederherzustellen. 

Unsere Völker sehnen sich danach, 
einen souveränen und unabhängigen 
Entwicklungsweg zu gehen. Im Gegen¬ 
satz dazu ist der Imperialismus der An¬ 
stifter und Vollstrecker von Staatsstrei¬ 
chen und von blutiger militärischer Be¬ 
satzung, er begeht die größten Verstöße 
gegen die Menschenrechte. 

Venezuela hat sich, gemeinsam mit 
den Völkern der Region, dafür einge¬ 
setzt, dass ganz Lateinamerika und die 
Karibik zu einer Zone des Friedens wer¬ 
den, indem es den Einsatz von Atomwaf¬ 
fen zurückgewiesen und die Auflösung 
der Militärbasen der USA verlangt hat. 
(...) 

Die Regierungen der USA und ihrer 
NATO-Verbündeten setzen auf die De¬ 
regulierung der Beschäftigung, auf Mas¬ 
senentlassungen und den Abbau grund¬ 
legender Rechte. Sie bringen ihre Bürger 
an den Rand von Elend und Tod - als 
Antwort auf die weltweite Krise des ka¬ 
pitalistischen Systems. In Venezuela da¬ 
gegen strebt man an, die politischen, so¬ 
zialen und wirtschaftlichen Rechte der 
Mehrheit zu verwirklichen, die historisch 
davon ausgeschlossen war 44 Übers.: UZ 
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Mehr Jobs, 
mehr Flexibilität, 
mehr Wohlstand? 


Zum weltweiten Aktionstag gegen TTIP 


Über 1,6 Millionen Menschen haben europaweit bislang ge¬ 
gen TTIP unterschrieben, bald eine Million allein in Deutsch¬ 
land. Es ist Zeit, noch mehr Druck zu entwickeln. 

Seit 2013 laufen die Verhandlungen zwischen den USA und 
den Verantwortlichen in der EU. Doch je weiter die Gespräche 
voranschreiten - Ende 2016 könnte der Pakt stehen - desto 
schneller wächst die Zahl jener, die sich gegen TTIP wenden. 

Mehr Jobs, mehr Flexibilität, mehr Wohlstand, damit 
werben Politik und Industrie. Die EU-Handelskommissa- 
rin Cecilia Malmström schwärmt gar von einem „good deal 
for Europe, good deal for Germany“. Ein guter Deal? Nur 
für die Konzerne. 

Auch auf den Seiten der Europäischen Kommission wird 
umfassend für TTIP geworben - so mit einer Propaganda¬ 
broschüre „The top 10 myths about TTIP. Separating fact 
from fiction“, in der die angeblichen Mythen der TTIP-Geg- 
ner „widerlegt“ werden. 


Doch selbst Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
(SPD) erwartet keine Effekte des Freihandelsabkommens 
TTIP für die Konjunktur. Er hält aber trotzdem daran fest. 

Eine vom Global Delevopment and Environment Ins¬ 
titute an der amerikanischen Tufts-Universität veröffent¬ 
lichte Studie kommt zu einem anderen Ergebnis als Poli¬ 
tik und Industrie und der Wahrheit näher. Es wird darin 
darauf verwiesen, dass das TTIP auf die EU-Staaten eine 
geradezu verheerende Wirkung haben dürfte. 600 000 Ar¬ 
beitsplätze würden demnach bis 2025 verlorengehen. Das 
wären so viele wie in den Krisenjahren 2010 und 2011. 
Selbst wenn der Arbeitsplatzabbau über mehrere Jahre 
gestreckt ist, würde er zu gravierendenen sozialen Verän¬ 
derungen in den heute noch vergleichsweise reichen EU- 
Staaten führen. 

Es gibt viele Gründe, sich gegen TTIP zu wehren. 

UZ 
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Den 8. Mai zum gesetzlichen 
Feiertag machen 

damit die Befreiung vom Faschismus zum gesellschaftlichen 
Bezugspunkt wird“ - Interview mit Cornelia Kerth 


UZ: In Tröglitz brannte in der Nacht 
zum Ostersamstag der Dachstuhl eines 
Gebäudes, in dem Flüchtlinge unterge¬ 
bracht werden sollen. Vorausgegangen 
waren wochenlange - maßgeblich auch 
von NPD-Mitgliedern beförderte -Akti¬ 
onen gegen die Aufnahme von Flüchtlin¬ 
gen. Der Bürgermeister trat zurück und 
jetzt wird der Landrat bedroht. Ist das 
ein Einzelfall? 

Cornelia Kerth: Leider nein. Wir ha¬ 
ben ja schon seit dem vergangenen 
Herbst ständig irgendwo NPD-geführ¬ 
te „Bürgerinitiativen“, die mit dem Slo¬ 
gan „Nein zum Heim“ ihre rassistische 
und menschenfeindliche Haltung in 
die Öffentlichkeit und den Flüchtlin¬ 
gen entgegen tragen. Wir wissen, dass 
sich gewalttätige Angriffe auf Migran- 
tlnnen und Geflüchtete seit Beginn der 
unsäglichen PEGIDA-Aufmärsche ver¬ 
doppelt haben. 

UZ: Zunehmend gelingt es Rechtspo¬ 
pulisten und offenen Faschisten auch 
Bürgerinnen und Bürger zu mobilisie¬ 
ren, die aus der sogenannten Mitte der 
Gesellschaft stammen ... 

Cornelia Kerth: Immer wieder wird in 
Studien - wie jüngst an der Uni Leip¬ 
zig - festgestellt, dass Rassismus, An¬ 
tisemitismus, Feindschaft gegen Sinti 
und Roma, gegen Muslime, aber auch 
massiver Chauvinismus in unserer Ge¬ 
sellschaft erschreckend weit verbreitet 
sind. Wenn man nicht nur die „voll¬ 
ständige“ oder „teilweise Zustimmung“ 
sondern auch Bewertungen wie „nicht 
ganz falsch“ auf entsprechende Fragen 
betrachtet, haben da weit mehr als die 
Hälfte der Befragten eine Haltung, die 
einem Angst machen kann. 

Vor diesem Hintergrund fühlen 
sich organisierte Neofaschisten als die 
„Vollstrecker“ eines von der Politik 
angeblich vernachlässigten „Volkswil¬ 
lens“. 

UZ: Vom „Stammtisch“geht es mittler¬ 
weile aber auf die Straße: Bei Pegida, 
Dügida, Kögida usw. usf. gelang es ih¬ 
nen sogar Hunderte, ja sogar Tausende 
„gegen die Islamisierung“ auf die Stra¬ 
ße zu bringen. Wie schätzt ihr als VVN/ 
BdA diese Entwicklung ein? 

Cornelia Kerth: Viele unserer älteren 
Kameradinnen, besonders diejenigen, 
die das in Sachsen ganz direkt erleben, 
fühlen sich bei den montäglichen Auf¬ 
märschen tatsächlich an die 1930er Jah¬ 
re erinnert, sei es dass sie das selbst er¬ 
lebt haben, sei es dass sie es aus Erzäh¬ 
lungen ihrer Eltern kennen. 

Natürlich ist das eine bedrohliche 
Entwicklung, die - wie HogeSa in Köln 
und die fürchterlichen Zusammenrot¬ 
tungen in Dortmund - nicht auf Sach¬ 
sen beschränkt ist. 

Es macht Mut, dass es in vielen Städ¬ 
ten Gegenkundgebungen gab und gibt, 
an denen erfreulicherweise bis zu zehn 
Mal so viele Menschen teilgenommen 
haben wie bei den „Gida“-Märschen. 

UZ: Worin sehr ihr die Gründe für diese 
Entwicklung? 

Cornelia Kerth: Was uns Sorge macht, 
ist die Politik der Abschottung Euro¬ 
pas gegen die Menschen, die auch 
durch deutsche Politik überhaupt erst 
Flüchtlinge geworden sind. Ich denke 
an die Vernichtung bäuerlicher Exis¬ 
tenzen in vielen Ländern durch IWF- 
und Weltbank-Auflagen bei gleich¬ 
zeitiger Exportoffensive aus Europa 
und ich denke natürlich an Waffen¬ 
lieferungen in Kriegsgebiete und im¬ 
mer wieder auch direkte Kriegsbetei- 
ligung. 

Und da ist in Medien und Politik 
hierzulande die Rede von „Armuts¬ 
flüchtlingen“, von „Asylbetrug“ und 
„Missbrauch der deutschen Sozialsys¬ 


teme“. Da wird so getan, als sei eines der 
reichsten Länder der Welt nicht in der 
Lage ein paar Hunderttausend Flücht¬ 
linge pro Jahr aufzunehmen, bis dahin, 
dass tatsächlich im vergangenen Herbst 
Menschen in Zelten untergebracht wur¬ 
den - gerade so wie z. B. in Libanon, wo 
durch den Krieg in Syrien und im Irak 
mittlerweile jeder Vierte ein Flüchtling 
ist. 

UZ: In einer ganzen Reihe europäi¬ 
scher Staaten geht die Entwicklung nach 
Rechts. Was sind aus eurer Sicht die we¬ 
sentlichen sozialen und politischen Ur¬ 
sachen dafür? 

Cornelia Kerth: Einerseits konzentriert 
sich der Reichtum der Welt in einigen 
Regionen und dazu gehört die Euro¬ 
päische Union. Andererseits ist dieser 
Reichtum extrem ungleich verteilt. Die 
soziale Spaltung der Gesellschaften als 
Folge der neoliberalen Politik und der 
damit verbundenen Umverteilung ge¬ 
sellschaftlichen Reichtums von unten 
nach oben ist eine europäische Ent¬ 
wicklung, und wir wissen, dass es da ja 
auch innerhalb Europas wiederum gra- 



Cornelia Kerth ist Vorsitzende der 
VVN-BdA. 


vierende Unterschiede in Hinblick auf 
die realen Lebensverhältnisse der Men¬ 
schen gibt. Und der Antikommunismus 
hat in den letzten 25 Jahren europaweit 
um sich gegriffen. Das alles bereitet den 
rechten Menschenfängern den Boden 
für ihre Erfolge. 

Wir sehen aber auch, dass dort, wo 
es oppositionelle Kräfte gibt, die glaub¬ 
würdig für Alternativen - vielleicht 
nicht zum herrschenden System, aber 
wenigstens zur herrschenden Politik - 
stehen, wie in Griechenland, linke ge¬ 
sellschaftliche Mehrheiten entstehen 
können. Ich finde es schade, dass dies 
in Griechenland nicht in einer ent¬ 
sprechenden Koalition zum Ausdruck 
kommt. 

UZ: Hat die Tatsache, dass hierzulande 
extrem rechte Einstellungen in der Ge¬ 
sellschaft weit verbreitet sind, nicht auch 
etwas mit dem offiziellen Umgang mit 
der Geschichte zu tun? So auch mit dem 
Umgang mit dem Widerstand - vor al¬ 
lem dem kommunistischen in Deutsch¬ 
land - wie den sowjetischen Befreiern? 

Cornelia Kerth: Selbstverständlich ist 
auch das ein Grund, und zwar nicht nur 
in Deutschland. Hier haben wir es mit 
dem seit den 1950er Jahren zur Staats¬ 
doktrin gewordenen Antikommunis¬ 
mus zu tun, der schon zum Verbot der 
KPD und zum Ausschluss von kommu¬ 
nistischen Widerstandskämpferinnen 
aus Leistungen des Bundesentschädi¬ 
gungsgesetzes und damit auch von der 
Anerkennung des Widerstands als Leis¬ 
tung für diese Gesellschaft geführt hat¬ 
te. Ob es um die „Roten Kapos“ oder 
die unerhörte Behauptung geht, am 
8. Mai 1945 habe im Osten Deutsch¬ 
lands nur eine Diktatur die andere ab¬ 
gelöst, es war ja immer da. 

UZ: In vielen Städten und Gemeinden 
finden in diesen Wochen Veranstaltun¬ 


gen zum 70. Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus statt. Nicht selten wer¬ 
den sie durch ein breites Bündnis - bis 
ins bürgerliche Lager hinein - organi¬ 
siert. Ihr habt als VVN-BdA frühzeitig 
auf die Vorbereitung des Gedenkens zu 
diesem Jahrestag orientiert und Initiati¬ 
ven ergriffen. 

Cornelia Kerth: Ja, wir haben vor, zum 
70. Jahrestag den 8. Mai als Tag der Be¬ 
freiung zu einem öffentlichen Ereignis 
werden zu lassen. 

Wir haben erfreulich viele und re¬ 
gional ganz unterschiedliche Bündnis¬ 
partner/innen gefunden, die mit uns 
gemeinsam in der ganzen Republik an 
diesen Tag und die damit verbundenen 
Hoffnungen erinnern und mit uns for¬ 
dern, dass der 8. Mai zum gesetzlichen 
Feiertag und damit die Befreiung vom 
Faschismus zum gesellschaftlichen Be¬ 
zugspunkt wird. 

UZ: Auf den Ostermärschen wurde vie¬ 
lerorts an den 70. Jahrestag der Befrei¬ 
ung und des Sieges über den Faschismus 
gedacht und auf Aktionen zum 8. Mai 
orientiert. Wie fällt eurer erstes Fazit 
aus? 

Cornelia Kerth: Es ist gut, dass die Os¬ 
termärsche in diesen Zeiten von neu¬ 
er - auch atomarer - Aufrüstung, von 
kriegerischer Politik und zunehmen¬ 
der Beteiligung Kriegen mehr Men¬ 
schen auf die Straßen gebracht haben 
als in den vergangenen Jahren. Es ist 
auch gut, dass der 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung, der ja auch eine Befreiung vom 
Krieg war, auf den Ostermärschen the¬ 
matisiert wurde und weitgehend für die 
Aktivitäten am 8. und 9. Mai geworben 
wurde. 

Allerdings macht es uns auch Sorge, 
dass es in der Friedensbewegung nicht 
immer die Aufmerksamkeit für rechte 
Rand-Erscheinungen gibt, die wir uns 
wünschen und die wir für unverzicht¬ 
bar halten. „Volksfront“ ist das Gegen¬ 
teil von „Volksgemeinschaft“. Wer ver¬ 
sucht, das zu verwischen, kann für uns 
kein Bündnispartner sein. 

UZ: Welche Aufgaben sind jetzt die 
dringendsten? Schon wieder wird ja un¬ 
ter anderem versucht das Verbotsverfah¬ 
ren gegen die NPD zu torpedieren. 

Cornelia Kerth: Wir haben immer ge¬ 
sagt, das V-Mann-System muss been¬ 
det werden, weil es keine Erkenntnis¬ 
se liefert, sondern über die Bezahlung 
von Nazi-Kadern deren Strukturen 
stärkt. Es ist ein Skandal, dass einige 
Bundesländer weitermachen, als habe 
es die Beteiligung von V-Leuten und 
möglicherweise auch von VS-Perso- 
nal an den NSU-Strukturen nicht ge¬ 
geben. 

Wir sagen aber auch: Ein NPD- 
Funktionär ist und bleibt ein NPD- 
Funktionär, auch wenn er vom VS be¬ 
zahlt wird. Wir fordern die befassten 
Richter auf, diesem Umstand das ge¬ 
bührende Gewicht zu verleihen. 

Wir brauchen zudem eine massive 
Auseinandersetzung mit PEGIDA, mit 
der AfD und mit neuen Strukturen wie 
EnDgAmE (Endgame), in denen sich 
Faschisten und Rechtspopulisten mit 
Teilen der „Mahnwachen“-Bewegung 
finden. 

Wir brauchen eine starke Bewegung zur 
Unterstützung der Flüchtlinge, für das 
Menschenrecht auf Leben in Sicherheit. 

Wir brauchen eine starke Bewegung 
gegen den deutschen Militarismus, ge¬ 
gen weitere Aufrüstung, Drohnenkriege 
und das Werben für‘s Sterben in Schu¬ 
len und Berufsberatung; für Rüstungs¬ 
konversion und gegen Rüstungsexpor¬ 
te. 

Wir müssen an einer gesellschaftlichen 
Mehrheit für eine andere Politik arbei¬ 
ten. 

Das Gespräch führte Nina Hager 


Kommentar von Patrik Köbele 


Angst vor der Wahrheit 


Ist es verwunderlich, dass die Selbst¬ 
befreiung des faschistischen Konzen¬ 
trationslagers Buchenwald mit sol¬ 
cher Massivität weggefälscht werden 
soll? 



Bei genauerem Nachdenken nicht. 
Die historischen Fakten sind eindeu¬ 
tig, aber sie schmerzen die heutigen 
Kriegstreiber, die in der Tradition 
des Monopolkapitals und der Junker 
stehen, die den Faschisten die Macht 
übertrugen. Deshalb sollen sie nach 
dem Motto „die Geschichte ist im¬ 
mer die Geschichte der Herrschen¬ 
den“ umgeschrieben werden. 

Es soll vertuscht werden, dass 
selbst an den Orten des blutigsten 
Terrors der Faschisten Widerstand 
geleistet wurde und zwar vor allem 
durch Kräfte der Arbeiterbewegung, 
vor allem durch Kommunisten. Es 
soll vertuscht werden, dass dieser Wi¬ 
derstand nach der Machtübertragung 
an die Faschisten begann und nicht 
erst als klar war, dass der Krieg ver¬ 
loren ist. 


Mit der Verleumdung des kom¬ 
munistischen Widerstands („rote 
Kapos“) soll das in der Tat heroische 
Werk der Widerstandorganisation ge¬ 
schmäht werden. Diese Schmähung 
ist ein Skandal. Wie hätte eine schlag¬ 
kräftige Organisation aufgebaut wer¬ 
den sollen, ohne genau die Funktio¬ 
nen zu besetzen, mit denen Kommu¬ 
nikation, Bewaffnung, militärische 
Organisation und militärisches Han¬ 
deln erst möglich wurde. Wie soll das 
unter faschistischer Bewachung, per¬ 
manenter Todesgefahr gehen, ohne 
dass Menschen zu schwierigsten Ent¬ 
scheidungen gezwungen sind. 

Der kommunistische Widerstand 
wird verleumdet, um die Ursache für 
diesen Widerstand, die faschistische 
Herrschaft und diejenigen, die sie er¬ 
möglicht haben, aus der geschichtli¬ 
chen Wahrnehmung zu nehmen. 

Und nicht zuletzt, die Verleum¬ 
dung erfolgt, weil die Selbstbefrei¬ 
ung Buchenwalds tatsächlich Kern¬ 
bestandteil der Identität der DDR 
war. Mit ihr, der Enteignung der 
Kriegsverbrecher, der Vergesell¬ 
schaftung des Großkapitals war die 
Grundlage gelegt für die Verwirkli¬ 
chung des Schwurs der Überleben¬ 
den von Buchenwald, für „Nie wie¬ 
der Krieg - nie wieder Faschismus“. 
Daran soll sich niemand erinnern. 
Darum scheint man jetzt sogar den 
Selbstbefreiern von Buchenwald 
noch vorzuwerfen, dass sie auf den 
richtigen Zeitpunkt für die Befrei¬ 
ung warteten. 

Das ist übel und skandalös. 
Schlimmer, es ist die ideologische 
Begleitung von Demokratie, Sozial¬ 
abbau und Kriegstreiberei. Dem müs¬ 
sen wir entgegentreten, auch zum 70. 
Jahrestag der Befreiung von Krieg 
und Faschismus. 


Kommentar von Günter Pohl 


Obamas Listen 


Da war er: der Händedruck, auf den 
die Weltpresse gewartet hatte. „Ende 
des Kalten Kriegs nun auch in der 
Karibik“ und ähnlich unpassend 
überschrieb man die überschwäng¬ 
lichen Kommentare, in denen das 
Wort „historisch“ keinesfalls fehlen 
durfte. Auch die kubanischen Medi¬ 
en sprachen anlässlich des 7. Amerika- 
Gipfels in Panama-Stadt von einem 
„historischen Treffen“, meinten da¬ 
mit jedoch vor allem die erstmalige 
Einladung Kubas zu einem Amerika- 
Gipfel. 

Die Symbolik des Händedrucks 
und auch die Tatsache eines ersten 
Treffens auf dieser Ebene seit den 
ersten Auseinandersetzungen um 
Enteignungen US-amerikanischen 
„Besitzes“ auf Kuba waren dazu an¬ 
getan, der in den bürgerlichen Me¬ 
dien üblichen Dekontextualisierung 
noch ein Krönchen aufzusetzen: Bei¬ 
de Staaten seien „aufeinander zuge¬ 
gangen“. Davon kann wohl kaum die 
Rede sein, denn Kuba hatte sich nicht 
bewegen müssen um bei einer Positi¬ 
on von Gesprächen, Verhandlungen, 
Reiseverkehr, Telekommunikation 
und ganz allgemein einem Zustand 
beiderseitigen Vorteils anzukommen. 

Wohl aber die USA. Präsident 
Obama sagte in Panama, er sei nicht 
bereit Probleme fortzuführen, die 
älter seien als er selbst. Als gäbe es 
in den USA mit Rassismus, Polizei- 
willkür und extremst ausgeprägter 
Klassengesellschaft nicht genügend 
solcher Probleme, die Obamas Le¬ 
bensalter überragen ohne gelöst zu 
werden, zeigt er dennoch auf angeb¬ 
liche Menschenrechtsverletzungen 
auf Kuba. 

Daher ist fraglich, ob der Schritt 
auf Kuba zu wirklich einer ohne Wie¬ 
derkehr ist. Dass Kuba nun von der 
von den USA (an)geführten Liste 
von Terror unterstützenden Staaten 
genommen werden soll, ist ebenso 



halbgar. Zum einen gehört Kuba mit 
dem gleichen Recht auf eine solche 
Liste wie die USA auf eine der Staa¬ 
ten, die den Frieden in der Welt beför¬ 
dern, zum anderen beweisen die USA 
just in diesen Tagen und Wochen im 
Falle des mit Kuba befreundeten Ve¬ 
nezuela, dass es ihnen grundsätzlich 
nicht um Freundschaft, sondern um 
Durchsetzung ihrer aggressiven Au¬ 
ßenpolitik geht. 

Die Linksregierung des wirt¬ 
schaftlich gebeutelten Venezuela 
steht zurzeit wie die Regierungen 
Brasiliens und Chiles vor massiven in¬ 
nenpolitischen Problemen und stelle 
deshalb eine Bedrohung für die inne¬ 
re Sicherheit der USA dar, so die US- 
Regierung. Womöglich führt sie auch 
über Staaten, die von irgendwo aus 
mutmaßlich die innere Sicherheit der 
USA bedrohen, eine Liste. 

Die DKP hat sich mit dem vene¬ 
zolanischen Volk ebenso solidarisch 
erklärt, wie sie unverbrüchlich an der 
Seite des revolutionären Kuba steht. 
Ohne List und Listen. 

Günter Pohl, 
iinternationaler Sekretär der DKP. 
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„Erinnerung mit dem Fleischermesser“ 

Heldengedenken ä la USA 


A m 30. April 2015 jährt sich zum 
40. Mal das Ende des Kriegs der 
USA gegen Vietnam. Bereits vor 
einem Jahr startete die US-Regierung 
unter dem Titel „Commemoration of 
Vietnam War“ eine landesweite Kam¬ 
pagne zur Erinnerung an diesen Krieg. 
Das ehrende Gedenken (commemora¬ 
tion) gilt aber allein den US Soldaten. 
Die Opfer in Vietnam und die Leiden 
der am Krieg Beteiligten bleiben ohne 
ehrende Erinnerung. 

Ein Blick zurück: Am 7. August 1964 
stimmten der US Senat und das Reprä¬ 
sentantenhaus über eine Resolution ab, 
die den Präsidenten der USA Lyndon 
B. Johnson ermächtigte, mit militäri¬ 
scher Gewalt gegen die Demokrati¬ 
sche Republik Vietnam (DRV) vor¬ 
zugehen. Es war der offizielle Beginn 
eines der fürchterlichsten Kriege des 
letzten Jahrhunderts. Vorausgegangen 
war eine Lüge. Angeblich hatten nord¬ 
vietnamesische Boote den US Zerstö¬ 
rer Maddox angegriffen. Wer allerdings 
erwartet, dass 50 Jahre danach, end¬ 
lich die wahren Abläufe auf den Tisch 
kommen würden, wird eines anderen 
belehrt. Wer denkt, dass das Gedenken 
an diesen Krieg Selbstkritik beinhaltet 
oder gar so etwas wie Bitten um Ver¬ 
zeihung gegenüber den Opfern in Viet¬ 
nam, wird bitter enttäuscht. 

Unter dem Namen „Ehrendes Ge¬ 
denken an den Vietnamkrieg“ rechtfer¬ 
tigt, verherrlicht und verharmlost die 
US-Regierung diesen Krieg. Als Ziel 
für das Programm wird vorgegeben: 

„Den Veteranen des Vietnamkriegs 
einschließlich der Kriegsgefangenen 
und der Vermissten, Dank zu sagen und 
ihnen Ehre zu zollen für ihren Einsatz 
und ihr Opfer für die Vereinigten Staa¬ 
ten. Dies gilt auch für die Familien die¬ 
ser Veteranen. 

Den Einsatz der Streitkräfte wäh¬ 
rend des Vietnamkriegs ebenso her¬ 
vorzuheben wie die Beiträge der staat¬ 
lichen und nichtstaatlichen Organi¬ 
sationen, die direkt oder indirekt die 
Streitkräfte unterstützt haben. 

Den Organisationen des amerikani¬ 
schen Volkes Anerkennung zu zollen, 
die an der Heimatfront während des 
Vietnamkriegs Hilfe geleistet haben. 

Die technologischen, wissenschaft¬ 
lichen und medizinischen Fortschritte 
hervorzuheben, die von der militäri¬ 
schen Forschung während des Viet¬ 
namkriegs erzielt wurden. 

Die Leistungen und Opfer anzu¬ 
erkennen, die von den Alliierten der 


USA während des Vietnamkriegs er¬ 
bracht wurden“ 

13 Jahre Geschichtsklitterung 

Das Projekt „Commemoration of 
Vietnam War“ war und ist kein Event, 
das einmalig mit mehr oder weniger 
großem Pomp zelebriert wird. Das 
Pentagon startete vielmehr ein Pro¬ 
gramm, das über 13 Jahre laufen und 
die komplette Geschichte dieses Krie¬ 
ges neu schreiben soll. Diesmal aber 


lauf beschrieben werden. Weitere Fact 
Sheets enthalten Informationen über 
den Einsatz der Krankenschwestern in 
den US-Lazaretten in Vietnam. Diese 
Dokumente sind alle von Autoren des 
„Center for Military History“ geschrie¬ 
ben worden. Neutrale Historiker sind 
nicht zu finden. Eines der Factsheets 
enthält Statiken über den Umfang der 
Mannstärke der Truppen über die Jahre 
1955 bis 1973 sowie die Zahl der Op¬ 
fer. Gezählt wurden hier lediglich die 


Es ist der Tag des Massakers von My 
Lai. Hier vermerkt die ,ehrenwerte 
Chronik 4 auf vier Zeilen lapidar, dass 
bis zu 500 Zivilisten getötet wurden. 
Oder der Eintrag vom 4. Mai 1970. An 
diesem Tag wurden auf dem Gelände 
der Kent State University sechs Frie¬ 
densdemonstranten erschossen. In den 
3 Zeilen zu diesem Ereignis ist für die 
Namen der Toten natürlich 4 kein Platz. 

Die Absicht des Pentagon liegt auf 
der Hand. Die Schrecken des Krieges 



ohne lästige Reporter und Fotografen 
wie Ronald Ridenhour, Ron Haeber- 
le oder Seymour Hersh, die das Mas¬ 
saker von My Lai in die Welt trugen. 
Und ohne Nick Ut, der das Foto des 
napalmverbrannten Mädchens Kim 
Phuc schoss. Es ist eine Umwertung al¬ 
ler Erfahrungen und Phänomene des 
Vietnamkriegs, also reine Geschichts¬ 
klitterung. 

Wie die Jahre ehrenvoller Erin¬ 
nerung 4 laufen sollen zeigt eine um¬ 
fangreiche Homepage mit dem bereits 
genannten Titel „Commemoration of 
Vietnam War“, (http://www. vietnam¬ 
war 50th.com/timeline/#/page/2 ) Die 
Seite wird vom Pentagon betrieben und 
enthält eine große Zahl von Dokumen¬ 
ten (z.B. Fact Sheets) in denen einzel¬ 
ne Truppenteile, die in Vietnam kämpf¬ 
ten und ihre Aufgaben im Kriegsver¬ 


getöteten und verletzten US Soldaten. 
Über die Opfer in Vietnam erfährt man 
nichts - noch nicht einmal über die Op¬ 
fer der alliierten südvietnamesischen 
Streitkräfte. 

Ein Kernelement der Seite ist ein 
Interactive Timeline 4 . Dies ist ein Ka¬ 
lender, der ähnlich wie ein Album 
aufgemacht ist, in dem chronologisch 
einzelne Tage aus dem Kriegsver¬ 
lauf genannt werden, an dem auf dem 
Schlachtfeld oder auch in den USA 
Ereignisse stattfanden, die in den Au¬ 
gen der Autoren der Homepage von 
Bedeutung sind. Der größte Teil der 
Einträge würdigt mit Bild und aus¬ 
führlichen Lebensbildern Soldaten, 
denen für Heldentaten Orden verlie¬ 
hen wurden. Der Rest der ca. 500 Ein¬ 
träge ist teilweise an Zynismus kaum 
zu überbieten. Beispiel: 16. März 1968. 


werden wegretuschiert. Die Opfer der 
Kriegshandlungen ebenfalls und selbst 
die Wunden und der Tod, den die ei¬ 
genen ,heroischen 4 Soldaten erleiden 
mussten. Denn neue Kampfeinsätze 
stehen bevor. So wie auch die Zeit nach 
dem Vietnamkrieg nur die Zeit vor 
dem Irakkrieg war und weiteren Mili¬ 
täreinsätzen in Afghanistan, im Sudan, 
in Libyen, in Syrien. 

„US-Vets für den Frieden“ 

Die amerikanischen Veteranen für 
den Frieden, eine Organisation, die 
aus Erfahrungen zu Kriegsgegnern ge¬ 
wordene Vietnam-Veteranen vertritt, 
reagierten rasch. Sie starteten eine 
Gegenkampagne unter dem Motto: 
„Volle Offenlegung der Ereignisse in 
Vietnam“. ( http://www. vietnamfulldis- 
closure.org/) Im Aufruf heißt es: „Statt 


eine ehrliche Auseinandersetzung mit 
den bitteren Lektionen, die die USA 
in Vietnam lernen mussten, vorzu¬ 
nehmen, rechtfertigt das US-Verteidi¬ 
gungsministerium diesen Krieg, ohne 
die fürchterlichen Zerstörungen und 
Verwüstungen zu nennen, die Vietnam 
und seiner Bevölkerung zugefügt wur¬ 
den. Es werden noch nicht einmal die 
Auswirkungen genannt, die auch ame¬ 
rikanische Soldaten und ihre Familien 
bis heute treffen. Kein Wort zu den psy¬ 
chischen und physischen Schäden und 
Krankheiten. Keine Hinweise auf die 
bis heute andauernden Geburtsschä¬ 
den der Nachgeborenen. Keine Erwäh¬ 
nung der Millionen Opfer, vor allem 
Frauen und Kinder, die entführt, ge¬ 
foltert und getötet wurden. Keine Hin¬ 
weise auf mutige amerikanische Solda¬ 
ten, die in Vietnam Widerstand leiste¬ 
ten. Das US Verteidigungsministerium 
würdigt außerdem in keiner Weise die 
Nachkriegsaktivitäten zu Versöhnung 
vieler ehemaliger Soldaten, die in Viet¬ 
nam waren.“ 

Die Veteranen für Frieden setzen 
den offiziellen Zielen ihre eigene Bot¬ 
schaft entgegen: „Unser Ziel ist eine 
wahrheitsgetreue und ehrliche Be¬ 
schreibung dieses Kriegs“. In Veran¬ 
staltungen und Foren wird insbesonde¬ 
re über die chemische Kriegsführung 
(Agent Orange), die Angriffe gegen die 
Zivilbevölkerung und den Irrsinn einer 
automatischen Technologie-Kriegsfüh¬ 
rung aufgeklärt. 

Auf ihrer Homepage rufen sie auf. 
„Lasst uns die Lehren aus diesen Ge¬ 
schehnissen ziehen und dazu beitragen 
dass sich Amerikas Politik ändert und 
eine bessere Gestalt annimmt für uns 
und andere Nationen.“ 

Der amerikanische Buchautor, 
Journalist und Historiker Nick Tur- 
se unterstützt diese Argumentation. 
Er nennt in einem Beitrag in der Asia 
Times vom 19.2.2014 die Kampagne 
frei übersetzt „Erinnerung mit dem 
Fleischermesser“ (A hutchered memo- 
ry of war). Turse hat über das Massa¬ 
ker von My Lai und andere Kriegs¬ 
verbrechen in Vietnam durch das US- 
Militär promoviert. Seine Arbeit ist als 
Buch erschienen unter dem Titel „Kill 
Anything That Moves“ (Töte alles was 
sich bewegt) (Metropolitan Book, New 
York 2013). 

Stefan Kühner 

(Vorabdruck aus den Marxistischen 
Blättern) 


Der Schneider von Ulm 

Ein Buch über die Geschichte der Italienischen Kommunistischen Partei (IKP) 
mit neuen Erkenntnissen, Anregungen aber auch Problemen 


Lucio Magri, Jahrgang 1932, ein enga¬ 
gierter Mitgestalter der kommunisti¬ 
schen und linken Bewegung Italiens, 
legt seine Autobiografie vor. Einge¬ 
bunden in den Komplizierten interna¬ 
tionalen Rahmen (Oktoberrevolution, 
Komintern, „Wende von Salerno“, Hal¬ 
tung Stalins, Nachkriegssituation, Kal¬ 
ter Krieg, Rolle der KPdSU) legt er sei¬ 
ne Sicht auf die Auseinandersetzungen 
um die Strategie der IKP, die Haltung 
der revolutionären Linken dazu und 
dabei gewonnene Erfahrungen dar, 
wirft Fragen auf, die Anregungen ver¬ 
mitteln, zieht Schlussfolgerungen. Er 
betont, sein Buch „kann und will keine 
genaue und vollständige Geschichte der 
KPI sein 44 . 

Aus der Jugendorganisation der 
großbürgerlichen Democrazia Cristi- 
ana (DC) kommend trat er Ende der 
1950er Jahre der IKP bei. Gegen den 
Historischen Kompromiss gründete er 
1969 zusammen mit Rossana Rossan- 
da und weiteren Linken die Zeitschrift 
Manifesto. 1970 wurden sie deswegen 
aus der Partei ausgeschlossen. 1974 bil¬ 
dete Manifesto mit linken Sozialisten 
(Lelio Basso. Emilio Lusso), die 1964 
aus Protest gegen den Eintritt der Sozi¬ 


alisten in die DC-geführte Mitte Links- 
Regierung, eine Sozialistische Partei 
der Proletarischen Einheit (PSIUP) 
gegründet hatten, deren Fortsetzung 
als Partei der Proletarischen Einheit 
für den Kommunismus (PdUP). Auch 
mit der PdUP, die Magri zum General¬ 
sekretär wählte, gelang es nicht, der re¬ 
formistischen Entwicklung in der IKP 
eine revolutionäre linke Alternative 
entgegenzustellen. Die Partei löste sich 
1984 auf. Die meisten Mitglieder traten 
der IKP bei, Magri stieg in ihr Zentral¬ 
komitee auf. 

Magri sucht zu ergründen, warum 
der verhängnisvolle Prozess der „Be¬ 
seitigung der IKP“, der zu der bis heu¬ 
te anhaltenden tiefen Krise der Lin¬ 
ken führte, nicht aufgehalten werden 
konnte. Er hat den historischen Kom¬ 
promiss „von Anfang an für grundsätz¬ 
lich falsch“ gesehen und „sein Schei¬ 
tern vorausgesagt“. Seine Erkenntnisse 
münden jedoch in keine tiefergehen¬ 
de marxistische Analyse. Er übersieht, 
dass Berlinguer schon 1971 die Regie¬ 
rungszusammenarbeit mit der DC zur 
„Überwindung der Klassenschranken“ 
anstrebte, die Ereignisse in Chile dann 
zum Anlass nahm, die bereits verfolgte 


Konzeption unter den Linken mit anti¬ 
faschistischen Bündnisgrundsätzen zu 
begründen. 

Das Erbe Antonio Gramscis schätzt 
Magri als „eine Fundgrube an Ideen 44 , 
die in der „Politik der IKP immer im 
Schatten geblieben sind“. Er fragt, ob 
Stalin die Situation zum Kriegsende 
richtig einschätzte. Hier schwingt die 
unter sowjetisch-russischen Histori¬ 
kern diskutierte Frage mit, ob es rich¬ 
tig war, dass die Rote Armee die ang- 
loamerikanischen Alliierten durch ihre 
um mehrere Wochen, auf den 12. Ja¬ 
nuar 1945, vorverlegte Offensive vor 
einem Desaster durch die Ardennen¬ 
offensive der Wehrmacht bewahrte, 
während die westlichen Verbündeten 
dann wochenlang tatenlos verharrten 
und die UdSSR nochmals die schwers¬ 
ten Lasten bei der Zerschlagung Hit¬ 
lerdeutschlands tragen musste. Stalins 
Ziel, die Antihitlerkoalition zu Erhal¬ 
ten, wirkte sich auf den Verzicht Togli- 
attis aus, antifaschistisch-demokratische 
Veränderungen, mit revolutionären 
Masseninitiativen durchzusetzen. Ma¬ 
gri nennt das „gebremste Revolution“. 
Die IKP habe in der Regierung auch 
nicht versucht, das „Thema der nationa¬ 


len Unabhängigkeit und der Ablehnung 
der Machtblöcke“ aufzuwerfen.Togliat- 
ti habe dennoch um eine eigenständige 
nationale Linie gerungen und die IKP 
habe weder linientreu die Weisungen 
aus Moskau befolgt, noch sei sie nach 
1945 von Anfang an eine sozialdemo¬ 
kratische Reformpartei gewesen. 

Es gibt Fehleinschätzungen und Un¬ 
terbelichtungen: So meint der Autor, 
die herrschenden Klassen dachten 1914 
„an keinen Weltkrieg, noch wünschten 
sie ihn“. Bei den Antikriegspositionen 
der Linken 1914 erwähnt er die der ita¬ 
lienischen Sozialisten, vergisst die der 
Bolschewiki und hält fest, „Lenin blieb 
allein“. Die Regierung der Nationalen 
Einheit datiert er bis 1948 (sie endete 
1947 mit der Vertreibung der Kommu¬ 
nisten und Sozialisten aus der Regie- 
rang). 

Luigi Longos Rolle bleibt ver¬ 
schwommen. Er forderte schon 1945, 
die Mobilisierungsfähigkeit der Par¬ 
tei nicht zu vernachlässigen. Togliatti 
räumte im Oktober 1946 ein, die nach 
dem Sieg der Resistenza günstige Aus¬ 
gangssituation sei „im Grunde genom¬ 
men nicht genutzt worden“. 

Ungenau werden Fragen wie die 
Spannungsstrategie oder die Funktion 
der faschistischen Putschloge P2 als ih¬ 
rer Zentrale beleuchtet. Die geheime 
Nato-Truppe Gladio wird überhaupt 
nicht erwähnt, die Manipulierung der 
„Roten Brigaden“ als Instrument im 


Mordkomplott gegen Aldo Moro „ein¬ 
fach absurd“ genannt. 

Das Buch schließt, von einigen Aus¬ 
blicken abgesehen, mit der Liquidie¬ 
rung der IKP auf ihrem letzten Partei¬ 
tag vom 31. Januar bis 3. Februar 1991. 
Magri stieß im Dezember 1991 zu den 
Gründern der Nachfolgepartei Rifon- 
dazione Comunista (PRC), in der es 
nicht gelang, den aus der IKP mitge¬ 
schleppten Opportunismus zu über¬ 
winden, weshalb sie heute ein bedeu¬ 
tungsloses Dasein fristet. Dass Magri 
diesen Niedergangsprozess nicht weiter 
verfolgte, ist sicher auf sein tragisches 
Lebensende zurückzuführen. Er konn¬ 
te den Verlust seiner geliebten Frau 
Mara nicht verwinden und folgte ihr am 
28. November 2011 im Schweizerischen 
Bellinzona mit seinem Freitod. 

Der Titel „Der Schneider von Ulm“, 
dem Berthold Brecht eine Ballade wid¬ 
mete, drückt Magris Überzeugung aus, 
dass, so wie der Mensch nach Etappen 
des Scheiterns fliegen lernte, der Weg 
der Geschichte über Irrtümer und Feh¬ 
ler vorwärtsgehen wird zu einer Ge¬ 
sellschaft der sozialen Gerechtigkeit, 
für die Italiens Kommunisten im Sinne 
Gramscis stets eingetreten sind. 

Gerhard Feldbauer 

Lucio Magri: Der Schneider von Ulm. 
Eine mögliche Geschichte der KPI. Argu¬ 
mente Verlag/lnkriT, Berlin 2015. 460 S., 
46 Euro, ISBN 978-3-86754-106-0. 
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Der große Erzähler der 
Geschichte Lateinamerikas 

Der uruguayische Schriftsteller und Journalist Eduardo Galeano ist tot 



D ie Welt und Lateinamerika ha¬ 
ben einen Lehrmeister der Be¬ 
freiung der Völker verloren“ 
sagte der Präsident Boliviens, Evo Mo¬ 
rales, kurz nach dem Tod des Schrift¬ 
stellers und Journalisten Eduardo Ga¬ 
leano aus Uruguay. Galeano verstarb 
am Montag im Alter von 74 Jahren in 
Montevideo. „Seine Botschaften und 
Werke waren immer auf die Verteidi¬ 
gung der Selbstbestimmung und Würde 
unserer Völker ausgerichtet.“ so Mora¬ 
les weiter. Die Präsidentin Brasiliens, 
Dilma Rousseff, nannte Galeanos Tod 
einen großen Verlust besonders für 
diejenigen, die für ein Lateinamerika 
kämpfen, das „integrativer, gerechter 
und vereinter“ ist. 

Und es war Hugo Chävez, der Ga¬ 
leanos 1971 erschienenes Werk „Die 
offenen Adern Lateinamerikas“ 2009 
auf die Bestsellerliste in den USA 
brachte, indem er Barack Obama eine 
Ausgabe des Buches überreichte. Zu 
Galeanos Leidwesen war es allerdings 
eine spanische Ausgabe, die Obama 
kaum hat lesen können. Dennoch: Die 
linken Regierungschefs Lateinameri¬ 
kas wussten bzw. wissen, was sie an ihm 
hatten. 

Galeano war eine vielgelesene 
Stimme Lateinamerikas, die so etwas 
wie eine selbstbewusste, über Länder¬ 
und Klassengrenzen reichende Identifi¬ 
kation formulieren konnte, eine Art an¬ 
tiimperialistischen Konsens. Christen, 
Bürgerliche, Kommunisten konnten 
mit ihm etwas anfangen, weil er die Ur¬ 
sachen für das Leid der Völker Latein¬ 
amerikas analysierte und immer wie¬ 
der darauf bestand, dass es Unterdrü¬ 
ckung, Versklavung, und Ausbeutung 
sind, die eine Chance auf Fortschritt 
und eine Vereinigung des Kontinents 
verhindern. 

Eduardo Galeano begann in den 
1960ern als Journalist zu arbeiten, als 
Redakteur von „Marcha“, einer Wo¬ 


chenzeitung für Politik und Kultur. 
1973 floh er nach einem Militärputsch 
nach Argentinien, wo er „Crisis“ grün¬ 
dete. Als die Militärdiktatur in Argen¬ 
tinien wiederum ihrem „schmutzigen 
Krieg“ gegen Linke begann, ging er ins 
Exil nach Spanien. 

Wie Marx im Europa des 19. Jahr¬ 
hunderts musste er im Lateinamerika 
des 20. ein ums andere Mal der Re¬ 
aktion in seiner Heimat weichen, um 
weiter atmen und arbeiten zu können. 


Und auch sein Hauptwerk „Die offe¬ 
nen Adern Lateinamerikas“ war wäh¬ 
rend der Zeit der jeweiligen Militärdik¬ 
tatur in Chile, Argentinien und Urugu¬ 
ay verboten. 

Gerade deswegen ist er zum Ge¬ 
dächtnis Lateinamerikas geworden, 
zum Erzähler einer großen Geschichte 
der Völker dieses Kontinents, die weit 
zurückreicht und doch gerade erst be¬ 
gonnen zu haben scheint. 

Lars Mörking 


Schafft ein, zwei, viele Konzerte 

Die Polizei konnte „Volkskonzert“ von Grup Yorum 
in Istanbul nicht verhindern 


A m vergangenen Wochenende soll¬ 
te in Istanbul im Stadtteil Bakir- 
köy das fünfte „Volkskonzert“ 
der populären linken Band Grup Yorum 
stattfinden. Auftreten sollte dort neben 
weiteren Musikern auch das italienische 
Bandprojekt Banda Bassotti. Das Kon¬ 
zert wurde untersagt und das Verbot 
sollte mit einem martialischen Polizei¬ 
aufgebot durchgesetzt werden. Wasser¬ 
werfer, abgesperrte Straßen und Hub¬ 
schrauber in der Luft bestimmten das 
Bild rund um den Basar von Bakirköy. 

Zum vierten „Volkskonzert“ von 
Grup Yorum waren im vergangenen 
Jahr bei freiem Eintritt 1,1 Millionen 
Besucher gekommen. Dieses Jahr soll¬ 
ten es noch mehr werden, doch die 
AKP-Regierung hatte die Veranstaltung 
kurz zuvor verboten - mit der Begrün¬ 
dung, das Konzert „könnte das Volk in 
Aufruhr versetzen“. Grup Yorum rief 
ihre Anhänger auf, trotzdem zum Kon¬ 
zert kommen, das um 15 Uhr beginnen 
sollte. Bereits am Mittag wurden Busse 
und Autos von Fans gestoppt und An¬ 
hänger der Gruppe durch die Straßen 
gejagt. Es kam zu Straßenschlachten. 

Für Grup Yorum ist die Repression 
in der Türkei, aber auch in anderen Län¬ 
dern Europas nicht neu. Im Januar war 
ein aus verkauftes Konzert der Band in 
den Niederlanden verboten worden. In 
Stuttgart-Stammheim stehen mehre¬ 
re Anhänger der Gruppe vor Gericht, 
weil sie Konzertkarten verkauft hatten. 
Ihnen wird die Unterstützung einer 
ausländischen „terroristischen Verei¬ 
nigung“ vorgeworfen. Gemeint ist die 
DHKP-C. 

Grup Yorum hatte angesichts des 
Verbots ihres fünften „Volkskonzer¬ 
tes“ auf ein neues Konzept gesetzt: De¬ 


zentralisierung. Die Bandmitglieder des 
Musikprojektes, das in verschiedenen 
Formationen auftritt, verteilten sich zu 
zweit oder zu dritt in ganz Istanbul. Sie 
trugen an verschiedenen Plätzen trotz 
des Verbots ihre Lieder vor - wenn auch 
ohne Soundsystem und Mikrofon. Die 
Botschaft lautete: „Es sind eure Bal¬ 


kons, Busse, Arbeitsplätze, Straßen und 
Viertel - überall, wo das Volk ist, ist ein 
Konzertgelände von Grup Yorum“. 

Das Bandmitglied Inan Altin kom¬ 
mentierte: „Heute haben sich Yorum 
und ihre Anhänger auf zig Plätze ver¬ 
teilt. Wir haben gezeigt, wie man Ver¬ 
bote umgehen kann. Es hieß, unser 
Konzert würde für Aufruhr sorgen. 
Doch wir haben gesehen, wer für Auf¬ 
ruhr gesorgt hat“ - der türkische Staat, 
der die Repression zusehends milita¬ 
risiert. 


54 Menschen wurden an dem Tag 
festgenommen, darunter acht Minder¬ 
jährige und auch die Solistinnen von 
Grup Yorum Selma Altin und Sultan 
Gökcek. Die beiden hatten auf dem 
Taksim-Platz Lieder gesungen und dazu 
Flöte gespielt. Das brutale Vorgehen der 
Polizei mit Tränengas, Wasserwerfern, 


Lärmbomben und Plastikmunition führ¬ 
te zu zahlreichen Verletzungen. Man 
könnte meinen, das Verbot und seine 
Durchsetzung waren ein Probelauf für 
den 1. Mai. Auch für diesen Tag wurde 
die Kundgebung auf dem Taksim-Platz 
erneut verboten. 

Wegen des Konzertverbots hatte 
Grup Yorum das Verwaltungsgericht 
angerufen, ohne Ergebnis. Ob die Ent¬ 
scheidung der Behörden rechtmäßig 
war oder nicht, soll erst später geprüft 
werden. Sü kriye Aka r, Wera Richter 



Der Untergang einer Ära 

Zum Tod von Günter Grass 


Einen „Dichter des sozialdemokrati¬ 
schen Zeitalters“ will der Spiegel in ihm 
erkannt haben. Ein nicht gerade positi¬ 
ves Urteil aus der Perspektive der neoli¬ 
beralen Kampfpostille. Günter Grass ist 
tot. Die Ära, die ihn prägte und die er 
vielleicht mitprägte, ist lange vor seinem 
Tod untergegangen. 

Der große Kompromiss, den die Welt- 
bourgeousie nach 1945 beim Anblick der 
siegreichen Sowjetunion mit der Sozial¬ 
demokratie schloss, ermöglichte so etwas 
wie eine romantische Rückbesinnung auf 
den 1914/1918 längst verlorenen Eman¬ 
zipationsanspruch. Auf die großartige 
Marx‘sche Forderung „alle Verhältnisse 
umzuwerfen“. Sie war nun selbstredend, 
zum geduldeten Reformismus gewandelt 
und durch die in Godesberg auch formal 
nachvollzogenen Absage an den Macht¬ 
anspruch aller Ernsthaftigkeit beraubt. 
Weniger „Arzt am Krankenbett des Ka¬ 
pitalismus“ als „willig-naiver Helfer“, 
dem man, neben den paar Groschen in 
die Hand, auch mal einen aufmuntern¬ 
den, jovialen Klaps auf den Rücken gibt. 

Zentrale Bedingung für diesen histo¬ 
rischen „New Deal“: Verlässlicher Anti¬ 
kommunismus. Die verhassten Gegner 
waren immer die Roten. So lange das klar 
blieb, gingen politische wie künstlerische 
Hanswurstiaden ebenso in Ordnung wie 
auch die Erlaubnis, die Brosamen unter 
den Tischen des Finanzkapitals aufzu¬ 
sammeln. Auch Grass hatte diese condi¬ 
tio sine qua non klar verstanden. 

Tat sich das überlebende Herrenvolk 
in der Adenauer-Gesellschaft noch etwas 
schwer mit derlei Frivolitäten, so ließ sich 
der längst überfällige Sieg über die ver¬ 
knöcherte Zeit, das „Wagnis“ von etwas 
mehr Demokratie, doch umso besser als 
ein sozialdemokratisches Fundamental¬ 
ereignis inszenieren. Hier hatte Günter 
Grass, als Wahlkämpfer für Willy Brandt, 
seine große Stunde. 

Grass hatte diese Zeit, schon in der 
Gruppe 47, literarisch und politisch seit 
Mitte der 1950er Jahre begleitet. Mit 
der „Blechtrommel“ (1959), einer sa¬ 
tirisch-grotesken Verarbeitung dieses 
Umbruchsprozesses, erlebte er seinen 
bundesrepublikanischen Durchbruch 
und die internationale Wahrnehmung. 
Es folgten in der „Danziger Trilogie“ die 
Novelle „Katz und Maus“ (1961), und 
der Roman „Hundejahre“ (1963). Auch 
darin bleibt er dem Kleinbürgermilieu 
seiner Heimatstadt verbunden. Es sind 
eher die Außenseiterexistenzen, die ihn 
interessieren. Hier deuten sich die poli¬ 
tisch-ideologischen Grundmuster seines 
Denkens bereits deutlich an. 

Die Parallelen zu seiner Partei sind 
offenkundig. In einer auf genehmigten 
Reformismus ausgerichtete Partei ist der 
„workingclass hero“ der selbst- und klas¬ 
senbewusste Proletarier keine Identifi¬ 
kationsfigur mehr. Die Verkleinbürger- 
lichung proletarischer Milieus ist eine 


logische Folge. Grass bedient diesen Pro¬ 
zess. Literarisch und politisch. 

Nicht ohne Illusionen in seine Wirk¬ 
mächtigkeit. Bereits Ende der 1960er 
Jahre beginnt er einen Briefwechsel mit 
Willy Brandt, in dem er dem Kanzler sei¬ 
nen vermeintlich zu laschen Führungsstil 
vorhält. 

Da der sozialdemokratische Auf¬ 
bruch zu mehr Demokratie schon bald 
in den Schmidtschen Sachzwängen und 
der bleiernen Zeit des Deutschen Herbs¬ 
tes stecken bleibt, steht die Literatur wie¬ 
der im Zentrum. „Der Butt“, eine auf ei¬ 
nem gewissermaßen ewigen Geschlech¬ 
terverhältnis basierende Weltgeschichte, 
erscheint 1977. Die „zweite Welle“ des 
bürgerlichen Feminismus hatte ihren 
Höhepunkt erreicht. Die strukturelle 
ideologische Parallelität bei kontrover¬ 
ser Interpretation war unübersehbar. 

Mit „Kopfgeburten oder die Deut¬ 
schen sterben aus“ (1980) ironisiert 
Grass in gewisser Weise die „rechten“ 
Themen Demographie und Überfrem¬ 
dung, ohne allerdings eine schlüssige Al¬ 
ternative formulieren zu können. „Die 
Rättin“ (1986) reflektierte das Wettrüs¬ 
ten und die Club of Rome-Analysen in 
einem geradezu apokalyptischen Szena¬ 
rio. Und Grass engagiert sich noch ein¬ 
mal in den letzten großen Massenbewe¬ 
gungen der alten Bundesrepublik. 

Mit der Rückeroberung der DDR ist 
auch der bundesrepublikanische „New 
Deal“ endgültig aufgekündigt. Grass ver¬ 
liert seine gesellschaftliche wie politisch- 
ideologische Basis. Er wendet sich gegen 
die „Ruck-Zuck-Einheit“ über den Arti¬ 
kel 23.1992 tritt er wegen der Asylpolitik 
aus der SPD aus. Grass verliert langsam 
seine Position als Staatsdichter im bür¬ 
gerlichen Feuilleton. 

Und er verliert, ebenso wie die SPD, 
seine sozialdemokratischen Überzeu¬ 
gungen. Als Gerhard Schröder mit der 
„Agenda“ den Ausverkauf der deutschen 
Arbeiterbewegung betreibt, ist Grass als 
publizistischer Marktschreier dabei. Und 
als Rudolf Scharping dann den Hufeisen¬ 
plan entdeckte und es mit Hilfe der SPD 
wieder deutsche Bomben auf Belgrad 
regnete, ist vom großen Mahner nichts 
zu hören. 

Mit seiner Kritik am atomar hoch¬ 
gerüsteten zionistischen Regime in Isra¬ 
el und an der Europa-Politik der Bun¬ 
desregierung hat Grass in seinen letz¬ 
ten Jahren, zwar nicht mit den stärksten 
Argumenten, aber doch deutlich in der 
Stoßrichtung, zu einem kritischeren An¬ 
satz zurückgefunden. Zur allgemeinen 
Verärgerung der dem Nobelpreisträger 
(1999) schon seit dem „weiten Feld“ 
(1995) nicht mehr so gewogenen „Qua¬ 
litätspresse“. Am Ende ein Entwurzelter. 
Aber auf das Gleis des skurrilen, präde¬ 
menten Alten abgeschoben zu werden, 
hatte selbst Günter Grass nicht verdient. 

Klaus Wagener 
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Selbst die löchrige Mietpreisbremse ist in Gefahr 

TTIP würde auch Auswirkungen in den Kommunen haben - Die Kosten tragen natürlich die Bürger und Bürgerinnen 


EU und USA verhandeln seit mehr als 
einem Jahr hinter verschlossenen Tü¬ 
ren über das Handels- und Investitions¬ 
abkommen TTIP (Transatlantic Trade 
and Investment Partnership). Nicht 
wenige Verhandlungsdokumente sind 
mittlerweile durchgesickert und haben 
TTIP zu einem heftig umstrittenen po¬ 
litischen Fall in Europa gemacht. Ne¬ 
ben zivilgesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen, Gewerkschaften und sozialen 
Bewegungen beteiligte sich auch die 
DKP an den Aktionen und hat viele 
Unterschriften gegen TTIP gesammelt. 
Am 18. April wird es nochmals richtig 
zur Sache gehen. Zwei Millionen Un¬ 
terschriften könnten erreicht und sogar 
überschritten werden. 

UZ: In Deutschland wie auch in ande¬ 
ren EU-Ländern könnten die Folgen 
von TTIP bis in die regionale und lo¬ 
kale Ebene spürbar werden. Hast du 
als Stadtrat der DKP im Heidenheimer 
Gemeinderat TTIP bereits ins Gespräch 
gebracht? 

Reinhard Püschel: Auf meine Initiative 
haben zwölf Gemeinderatsmitglieder 
(SPD/Grüne/Linke/DKP) einen Antrag 
zu TTIP an den Gemeinderat gestellt. 
Der Oberbürgermeister (CDU) hat es 
allerdings abgelehnt, den Antrag auf die 
Tagesordnung zu setzen, mit dem Argu¬ 
ment, es handele sich nicht um eine kom¬ 
munale Angelegenheit. Festzustellen ist, 
dass in vielen anderen Städten über das 
Thema TTIP beraten und beschlossen 


wurde. Auf Grund meiner Nachfrage 
beim Stuttgarter Regierungspräsidium 
hat auch dieses dem Heidenheimer OB 
recht gegeben. Wie viele Rechte werden 
durch TTIP abgebaut? Der Chefredak¬ 
teur H. Prantl ( Süddeutsche Zeitung ) 
nannte TTIP einen „Anschlag auf die 
parlamentarische Demokratie“. 

UZ: Wie ist das mit den Schiedsverfah¬ 
ren? 

Reinhard Püschel: ISDS-Schiedsverfah- 
ren haben weltweit in den letzten Jahren 
zugenommen. Gab es in den 90er Jahren 
noch zehn bekannte Fälle, kletterte die 
Zahl 2013 auf 568. Mit TTIP könnten 
die Klagen deutlich anwachsen. Diese 
Verfahren werden vor privaten Schieds- 
stellen verhandelt und unterscheiden 
sich von ordentlichen Gerichten. Sie ta¬ 
gen unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
und halten die meisten Dokumente un¬ 
ter Verschluss. Ihre Urteile sind bindend 
und es gibt keine Berufungsinstanz. 

UZ: Was ist das Ziel von TTIP/CETA? 

Reinhard Püschel: Wir, die DKP, ha¬ 
ben schon immer deutlich gemacht, 
dass TTIP, CETA etc. die Unterwer¬ 
fung von ganzen Staaten unter die Ka¬ 
pitalinteressen der großen Konzerne 
bedeuten. Im Kampf um Wettbewerbs¬ 
vorteile arbeiten die Konzerne des gro¬ 
ßen und Monopolkapitals über Länder- 
grenzen hinweg bis zum Abschluss des 
Freihandelsabkommens zusammen. 


Danach werden sie zu Gegnern. Dies 
wird zu einer neuen Welle der Priva¬ 
tisierung öffentlicher Daseinsvorsorge 
führen. Kleinere und mittlere Unter¬ 
nehmen werden in den Ruin getrieben, 
Föhne werden gedrückt, Arbeitsplät¬ 
ze vernichtet und die soziale Spaltung 
vertieft. Demokratie und bürgerlicher 
Rechtsstaat, Arbeits- und Menschen¬ 
rechte sowie die Erhaltung der Um¬ 
welt spielen keine Rolle bei den Frei¬ 
handelsabkommen. Es geht allein um 
die Freiheit des Großkapitals und die 
Verbesserung seiner Profite - und das 
auf Kosten der Menschen. 

UZ: Gibt es Beispiele, was auf die Kom¬ 
munen zukommen könnte? 

Reinhard Püschel: Ja! Die von der 

Bundesregierung beschlossene, aber 
löchrige Mietpreisbremse: Sie soll die 
Möglichkeit geben, hohe Preissprün¬ 
ge bei Neuvermietung einzudämmen. 
Das gleiche gilt auch bei den „Sozial¬ 
chartas“. Hier soll den Mietern ein ge¬ 
wisser Schutz garantiert werden. Dies 
könnten die Immobilieninvestoren als 
Bruch ihrer „legitimen“ Gewinnerwar¬ 
tungen auffassen und sich mit Verweis 
auf TTIP zur Wehr setzen. Die Frage 
nach der kommunalen Daseinsvor¬ 
sorge sehe ich ebenfalls kritisch, näm¬ 
lich wie die staatliche Beihilfe in TTIP 
geregelt wird. Wie entschlossen schon 
jetzt private Betreiber gegen kommu¬ 
nale Zuwendungen für öffentliche Auf¬ 
gaben vorgehen zeigt das Beispiel des 



Reinhard Püschel ist DKP-Stadtrat in 
Heidenheim. 


Bundesverbandes Deutscher Privatkli¬ 
niken (BDPK). In einem Musterprozess 
verklagte der Verband den Fandkreis 
Calw wegen dessen Hilfszahlungen für 
die Kreiskliniken. Diese betrachtete er 
als Verstoß gegen das EU-Beihilferecht. 
Auch in Heidenheim ist das Kreiskli¬ 
nikum in einem desolaten finanziellen 
Zustand. Müssen wir Kommunalpoli¬ 
tiker damit rechnen, mit einer Klage 
bedroht zu werden, wenn wir unserer 
Kreisklinik finanzielle Hilfe geben? 

Noch ein Beispiel. Schon seit Jahren 
kämpfen Kommunen mit dem immer re¬ 
striktiveren europäischen Vergaberecht, 
das sie zu europäischen Ausschreibun¬ 
gen von Fiefer-, Dienstleistungs- und 


Bauaufträgen zwingt. Das engt ihre 
Möglichkeiten ein,Aufträge an eigene, 
gemeinnützige oder an ortsansässige pri¬ 
vate Unternehmen zu vergeben. Durch 
diese wettbewerblichen Ausschreibungs¬ 
verfahren kommen immer mehr Konzer¬ 
ne zum Zuge und wirken so als ein effek¬ 
tiver Hebel zur schleichenden Privatisie¬ 
rung der Daseinsvorsorge. 

UZ: Wer trägt die Kosten? 

Reinhard Püschel: In nicht wenigen Fäl¬ 
len wurden Staaten zu Strafzahlungen 
in Millionen- oder sogar Milliardenhö¬ 
he verurteilt. Die Kosten tragen natür¬ 
lich die Bürger und Bürgerinnen. We¬ 
gen des beschlossenen Atomausstiegs 
forderte beispielsweise der Konzern 
Vattenfall über vier Milliarden Euro 
Schadensersatz von Deutschland. Libe- 
ralisierung und Privatisierung werden 
zur Einbahnstraße. Einmal privatisier¬ 
te Stadtwerke, Entsorgungsfirmen oder 
Krankenhäuser zurück in kommunale 
Hände zu geben, würde mit TTIP er¬ 
schwert. Öffentliche Aufträge können 
noch stärker einer markt- und wettbe¬ 
werbsorientierten Fogik unterzogen 
werden. Fokale Wirtschaftsförderung 
oder die Beschaffung nach sozialen 
und ökologischen Kriterien könnten 
erschwert oder gar verboten werden. 
Deshalb müssen wir alles tun, damit 
TTIP, CETA etc. gestoppt werden. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler 
für die UZ. 


Die Partei muss einen Gebrauchswert für die Bevölkerung haben 

Bochumer Kommunalpolitiker informierten sich über die Kommunalpolitik der KPÖ-Graz in der steierische Hauptstadt 


E ine dreiköpfige Gruppe der Sozi¬ 
alen Fiste Bochum, darunter auch 
der Vorsitzende der DKP-Bo- 
chum, Eberhard Eick, besuchte in der 
letzten Märzwoche die österreichische 
Stadt Graz, um die dortige überaus 
erfolgreiche Kommunalpolitik zu stu¬ 
dieren und Möglichkeiten zum Erfah¬ 
rungsaustausch zu nutzen. Die Reise 
erfolgte auf Einladung der KPÖ-Graz, 
die mit 20 Prozent Wählerstimmen die 
zweitstärkste Fraktion im Gemeinde¬ 
rat ist. Die Mitglieder der Sozialen Fis¬ 
te wurden vom Grazer Bürgermeister 
Siegfried Nagl (ÖVP) begrüßt und nah¬ 
men an einer Ratssitzung teil. 

Der Information und dem Erfah¬ 
rungsaustausch über die Kommunal¬ 
politik und deren Verbindung mit der 
Fandespolitik waren zahlreiche Zu¬ 
sammenkünfte gewidmet. Unter ande¬ 
rem mit den zehn Gemeinderäten der 
KPÖ-Graz, der Wohnungsbau-Stadträ- 
tin Elke Kahr (KPÖ), der Landtagsab- 
geordneten Claudia Klimt-Weitthaler 
sowie mit Franz Parteder und Ernst 
Kaltenegger, die schon vor vielen Jah¬ 
ren den Grundstein für die erfolgreiche 
Politik der KPÖ in Graz legten. Groß 
geworden ist die Grazer KPÖ mit ih- 



Grast StacTtbudge: 2015/16. Sozius geht rieht unter. 
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Die erfolgreiche Kommunalpolitik 
in Graz dokumentieren zahlreiche 
konkrete von der KPÖ durchgesetzte 
Forderungen wie der Bau von 500 
neuen Gemeindewohnungen oder die 
Einführung einer Jahreskarte für den 
ÖPNV für 228 Euro. 


rer Politik für die „kleinen Feute“. Vor 
allem die Hilfe bei Problemen mit der 
Mietwohnung (oft gemeindeeigene 
Wohnungen), der drohenden Zwangs¬ 
räumung, den hohen Nebenkosten, 
dem behinderten und altengerechten 
Umbau spielt bis heute eine große Rol¬ 
le. Die Mandatsträgerinnen gründeten 
auch einen eigenen Sozialfond aus dem 
Hilfen in Notlagen finanziert werden. 
Fegendär bis heute ist der Mieternot¬ 
ruf, den Ernst Kaltenegger einführte. 
Über diesen Weg gelang es der KPÖ 
sich in Graz zu verstärken. 

1998, nach einem großen Wahl¬ 
erfolg, wurde Kaltenegger erstmals 
Wohnbaustadtrat und verantwortlich 
für das Wohnungsamt der Stadt Graz. 
2005 konnte Elke Kahr das Amt von 
Kaltenegger übernehmen, der Land- 
tagsabgeordneter geworden war. Bei 
unserem Besuch fiel uns auf, dass vor 
dem Büro der Stadträtin Elke Kahr 
eine weiße Bank steht, auf der eine alte 
Frau saß. Also musste unser Gespräch 
warten, erst wurde der Frau geholfen. 
Eine typische Szene während unse¬ 
res Besuches. Ebenso typisch waren 
für uns die Plakate, die wir im Stadt¬ 
bild sahen und die Sprechstunden von 


Elke zu Wohnungsfragen in der Uni¬ 
versität ankündigten. Mehrfach hörten 
wir die Meinung, dass die Partei einen 
Gebrauchswert für die Bevölkerung 
haben muss. 

Interessant war es auch zu sehen, 
welche Zusammenhänge es zwischen 
der Sozialstruktur und den (Wahl-) 
Erfolgen der KPÖ gibt. Aktuell wur¬ 
de das auch bei den, außerhalb von 
Graz, stattgefundenen Gemeinderats¬ 
wahlen Mitte März deutlich. Zum Teil 
hohe Stimmenzuwächse gab es in den 
Gemeinden, die vom Bergbau und der 
Eisenindustrie geprägt wurden. So in 
Karpfenberg, Leoben, Eisenerz und 
Knittelfeld. Insgesamt erzielte die KPÖ 
38 kommunale Mandate in den steieri¬ 
schen Gemeinden. 

Überrascht waren wir, wie viele jun¬ 
ge Menschen in der KPÖ und ihrem 
Umfeld tätig sind. So nahmen wir teil an 
einer Veranstaltung des KSV zur Ent¬ 
wicklung in Griechenland. Über die Zu¬ 
sammenarbeit in Sachen Ferienfahrten 
für Kinder konnten wir mit Vertretern 
der Organisation Kinderland sprechen. 

Auch ein Treffen und Erfahrungs¬ 
austausch mit Betriebsräten und 
Funktionären des Gewerkschaftlichen 


Linksblocks fand satt. Hierbei inter¬ 
essierten sich die Gastgeber in beson¬ 
derer Weise für den Kampf der Opel- 
Belegschaft und die Folgen der Schlie¬ 
ßung des Opel-Werkes für die Stadt 
Bochum. Vor einigen Jahren war der 
steierische Magna-Konzern als Kauf¬ 
interessent für Opel in Erscheinung 
getreten. 

Die Teilnahme an der Veranstaltung 
zum kurdischen Neujahrsfest (Newroz) 
und an der Grazer Anti-Pegida-De- 
monstration am Sonntag (29. März) 
gab der Delegationsreise auch einen 
starken Bezug zur internationalen So¬ 
lidarität. An der Gedenktafel für die 
Opfer des Faschismus gegenüber der 
früheren Grazer Gestapozentrale legte 
die Gruppe aus Bochum ein Blumen¬ 
gebinde nieder. 

Alles in allem eine interessante und 
sehr lehrreiche Reise die uns einen gro¬ 
ßen Auftrieb für die Arbeit in Bochum 
und im Ruhrgebiet gegeben hat. Un¬ 
ser Dank gilt den Gastgebern von der 
Grazer KPÖ für das Engagement, die 
Aufmerksamkeit, Offenheit und Wär¬ 
me die wir in den Märztagen erfahren 
durften. 

Günter Gleising 



Zu Gast in der Fraktion der Grazer KPÖ. 


Die Anti-Pegida Demo in Graz. 
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Perspektive: Selbstbestimmung 

Westsahara: Widersprüche zwischen den Großmächten - Spielräume für die Befreiungsbewegung 



Die Delegierten der sahrauischen Frauen protestieren gegen den Diebstahl der Ressourcen ihres Landes durch ausländische 
Konzerne. Das kanadische Unternehmen Agrium vertreibt und produziert Dünger. So wie die Ölkonzerne Total (Frankreich) 
und Kosmos (USA) profitiert es von sahrauischen Rohstoffen. 


D ie Frauenorganisation Union 
National de Mujeres Saharaoui 
(UNMS) der Volksbefreiungs¬ 
front der Westsahara - Frente Polisa- 
rio - beendete ihren 7. Kongress mit 
einer kämpferischen Deklaration und 
reichte beim Sekretär der UN, Ban Ki- 
Moon die Forderung nach Beschleuni¬ 
gung des Dekolonisierungsprozesses in 
der Westsahara ein. 

Vom 4. bis zum 6. April 2015 fand 
der Kongress im Flüchtlingslager Tind- 
ouf auf algerischem Territorium statt. 
Zu diesem Kongress waren zahlreiche 
ausländische Organisationen eingela¬ 
den, unter anderem auch die Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP), die mit 
einer Vertreterin vor Ort war. Es nah¬ 
men Delegierte aus Spanien, viele aus 
dem Baskenland, aus Portugal, Kuba, 
Argentinien und Palästina (PFLP) teil. 
Eine starke Delegation der Union al¬ 
gerischer Frauen war mit dabei, sowie 
Parlamentarier des ANC aus Südafrika, 
Aktivisten aus Namibia, Kenia und Tan¬ 
sania. Auch viele sahrauische Frauen¬ 
delegierte aus den besetzten Gebieten 
hatten unter schwersten Umständen 
ihre Teilnahme am Kongress gesichert. 

„Mauer der Schande“ 

Der 7. Kongress der UNMS stand unter 
dem Zeichen des von der marokkani¬ 
schen Monarchie brutal geräumten Pro¬ 
testcamps „Gdeim Izik“ im Jahre 2010. 
Damals waren über 20 000 Menschen in 
einer gewaltfreien Aktion vor die Tore 
der sahrauischen Hauptstadt El Aaiün 
gezogen und hatten dort ein Protest¬ 
camp aufgebaut, um ihrer Forderung 
nach Aufnahme von Verhandlungen 
mit Marokko Ausdruck zu verleihen. 
Die Besatzungsmacht Marokko räum¬ 
te das Camp brutal. Die Bilanz waren 
11 Tote, 723 Verletzte, 159 Verschwun¬ 
dene. Deshalb war und ist eine der wich¬ 
tigsten Forderungen des Kongresses die 
Aufklärung der Umstände, unter denen 
dieser brutale Einsatz stattgefunden hat, 
Auskunft über die Verschwundenen, die 
Befreiung der politischen Gefangenen. 

Bis heute wird jeder Protest des 
sahrauischen Volkes in den besetzten 
Gebieten niedergeschlagen und unter¬ 
drückt. Trotzdem setzen die dort leben¬ 
den Menschen ihre Strategie der ge¬ 
waltfreien Aktionen fort und lassen sich 
nicht einschüchtern. Regelmäßig finden 
Kundgebungen und Demonstrationen 
in den besetzten Gebieten statt. Auch 


deshalb sind Gefangennahmen, Folter 
und Repression auf der Tagesordnung. 
Im Rahmen des Kongresses wurde eine 
bedeutende Demonstration zur „Mauer 
der Schande“ durchgeführt, die das be¬ 
freite Gebiet vom besetzten Territorium 
trennt. Diese Sandmauer wird auf beiden 
Seiten durch Minen abgesichert. Mehre¬ 
re hundert Frauen demonstrierten in der 
heißen Mittagshitze durch die Sahara in 
Sichtweite der marokkanischen Besat¬ 
zungsmacht und forderten ein Ende der 
Besatzung und der Repression. Als ein 
erster Erfolg kann die Entscheidung des 
spanischen Richters Ruz gesehen wer¬ 
den, der am vergangenen Donnerstag 
verlautbaren ließ, dass er genug „ratio¬ 
nale Indizien“ dafür sehe, den Völker¬ 
mordprozess gegen marokkanische Ex- 
Politiker einzuleiten, die Übergriffe ge¬ 
gen die Sahrauis zu verantworten haben. 

Kein Referendum 

Seit 1991 das Waffenstillstandsabkom¬ 
men geschlossen wurde, gibt es Ver¬ 


handlungen - besser gesagt ein Geran¬ 
gel um Verhandlungen - zwischen der 
marokkanischen Besatzungsmacht und 
der Frente Polisario als legitime Ver¬ 
tretung der sahrauischen Bevölkerung. 
Beide Seiten halten an ihren Positionen 
fest: Während Marokko nur über eine 
Autonomie zu verhandeln bereit ist, 
lässt sich die Frente Polisario nicht die 
Perspektive einer Selbstbestimmung 
nehmen und besteht deshalb auf ein 
faires Referendum. 2003 scheiterte der 
„Baker Plan II“, der vorgesehen hatte, 
Westsahara für fünf Jahre einen Auto¬ 
nomiestatus zuzugestehen, anschlie¬ 
ßend aber ein Referendum über das 
weitere Schicksal des Landes abhalten 
zu lassen. Dieser Plan verlangte von 
der Frente Polisario Zugeständnisse, 
sie stimmte dennoch zu, da dieser Plan 
immerhin die Aussicht auf Selbstbe¬ 
stimmung beinhaltete. Marokko lehn¬ 
te diesen Plan ab. 

Während sich die Frente einer gro¬ 
ßen Zustimmung für die Demokrati¬ 
sche Republik Westsahara sicher ist, 
verweigert Marokko genau aus die¬ 
sem Grund das Abhalten eines Re¬ 
ferendums. Die Volksbefreiungsfront 
Frente Polisario erfreut sich bis heu¬ 
te einer weitgehenden Unterstützung 
der sahrauischen Bevölkerung, so¬ 
wohl in den besetzten Gebieten als 
auch in den Flüchtlingslagern in Alge¬ 
rien. Es handelt sich dabei schätzungs¬ 
weise um eine Bevölkerungszahl von 
ungefähr einer halben Million Men¬ 
schen. Die Demokratische Republik 
Westsahara wird von vielen, vor allem 
afrikanischen, Staaten anerkannt und 
unterhält dort diplomatische Vertre¬ 
tungen. 

Besatzung für Profite 

Es geht auch in der Westsahara um 
mehr als nur territoriale Ansprüche. 
Handfeste ökonomische und geostra- 
tegische Interessen sind die treiben¬ 
de Kraft hinter dem Gezerre um das 
Land. Die Westsahara verfügt, als eine 
der wenigen Regionen der Welt, über 
Phosphat. Rund 80 Prozent aller Vor¬ 
kommen sind auf vier Länder verteilt: 
Marokko und/bzw. Westsahara, Chi¬ 
na, Südafrika und Jordanien. Folgen¬ 
de Länder teilen sich die Förderung 
der Ressource: China, USA, Marokko, 
Russland und Tunesien in dieser Rei¬ 
henfolge. Phosphate werden vor allem 
in der Düngemittelproduktion und in 
der Tierhaltung eingesetzt. Da es bisher 
nicht gelungen ist, Phosphat künstlich 
herzustellen, gehen führende Chemi¬ 
ker und Materialwissenschaftler davon 
aus, dass ein weltweiter Phosphatman¬ 
gel droht. 

Marokko ist der weltgrößte Ex¬ 
porteur von Phosphat. Die meisten 


Vorkommen liegen in der Westsahara. 
Ein Bericht über die Phosphatexporte 
Marokkos, der von der Western Sahara 
Resource Watch erstellt wurde, erfass¬ 
te im Zeitraum von 2012 und 2013 im 
Hafen von El Aaiün 98 Transportschif¬ 
fe, die Ladung aufnahmen. Davon ent¬ 
fielen etwa 50 Prozent aller Einkäufe 
auf PotashCorp (Kanada) und Lifosa 
(Litauen). 

Auch Energiekonzerne wie Total 
und Kosmos sind aufgrund der Ölvor¬ 
kommen in der Westsahara dort aktiv. 
Sie haben mit Marokko Verträge ab¬ 
geschlossen und nehmen dort Bohrun¬ 
gen vor. 

Die Fischvorkommen und damit Fi¬ 
scherei an der 2200 km lange Küste der 
Westsahara sind ein weiterer Grund für 
die ökonomische Bedeutung der West¬ 
sahara für Marokko und die Abneh¬ 
merkonzerne. Die Gewässer zählen zu 
den fischreichsten der Welt. 

Nicht zuletzt werden auch land¬ 
wirtschaftliche Produkte wie Tomaten, 
Gurken und Melonen z.B. unter dem 
Markennamen „Stern des Südens“ 


durch das französische Unternehmen 
Idyl nach Europa verschifft. 

Der Diebstahl der Ressourcen aus 
der Westsahara ist ein profitables Ge¬ 
schäft für Marokko und für die Kon¬ 
zerne, mit denen Marokko Verträge 
abgeschlossen hat. Eine Kundgebung 
der Sahrauischen Frauenunion UNMS 
machte im Rahmen des 7. Kongresses 
auf dieses schmutzige Geschäft auf¬ 
merksam und forderte die sofortige 
Einstellung der illegitimen Ausbeutung 
der westsaharischen Ressourcen. Die 


UNMS rief die internationalen Teilneh¬ 
merinnen des Kongresses dazu auf, in 
ihren Ländern Protestaktionen gegen 
diese Ausbeutungspolitik und gegen 
die Profiteure zu organisieren. 

Die Gelegenheit nutzen 

Ende April wird der UNO Sicherheits¬ 
rat die Westsahara-Frage wieder einmal 
auf dem Tisch liegen haben. Beobach¬ 
ter gehen davon aus, dass es diesmal 
nicht die Wiederholung der mittlerweile 
schon ritualisierten Abläufe geben wird, 
worin sich vor allem Frankreich bisher 
als Komplize der morokkanischen Be¬ 
satzung erwiesen hatte. Diesmal scheint 
es sowohl innerhalb der Europäischen 
Union als auch bei Russland den Willen 
zu einer Lösung zu geben. Frankreich 
gerät dabei unter Druck, seine vom Ver¬ 
teidigungsminister Le Drian erklärte 
„Neutralität“ aufzugeben, um nicht bei 
der weiteren Entwicklung der Westsa- 
hara-Frage abgehängt zu werden. Es 
geht dabei nicht nur um die Frage der 
Westsahara, sondern auch um Algeri¬ 
en. Die mittlerweile sehr weitgehende 
Destabilisierung des nordafrikanischen 
Raums hat Algerien mehr oder minder 
zum letzten Stabilitätsgaranten des Ma- 
ghrebs gemacht. Dabei spielt nicht nur 
eine Rolle, dass Algerien seit Jahren 
sein Mitlitär aufrüstet, um sich gegen 
weitere Destabilisierungen zu schützen, 
sondern auch, dass es im Anti-Terror- 
Kampf und bei der Flüchtlingsabwehr 
einen nicht unbedeutenden Anteil hat. 
Laut einer algerischen Zeitung wurde 
kürzlich auf einem Symposium mit dem 
Titel „Europäische Sicherheit - der al¬ 
gerische Schlüssel“ der Weg für Gesprä¬ 
che auch mit der Polisario geebnet, mit 
der Begründung, auch dieser sei ein 
Partner im Kampf gegen den Terror. 
Gleichzeitig ist die Westsahara-Frage 
für Algerien von großer Bedeutung. 
Die algerische Regierung steht histo¬ 
risch fest an der Seite der Frente Polisa¬ 
rio und unterstützt diese logistisch und 
politisch. Die mögliche Entstehung ei¬ 
nes befreundeten Staates an der Atlan¬ 
tik-Küste hat aber auch aktuell einen 
hohen Stellenwert aus Sicht Algeriens, 
der auch gleichzeitig ein Punktsieg ge¬ 
genüber dem Konkurrenten Marokko 
sein könnte. 

Die Frente Polisario scheint ent¬ 
schlossen zu sein, vor dem Hintergrund 
der innerimperialistischen Widersprü¬ 
che, die Möglichkeit für die Aufnahme 
weiterer Verhandlungen mit Marokko 
über ein Referendum zu nutzen. Un¬ 


terstützt wird die Frente auch von der 
Afrikanischen Union (AU), besonders 
von Südafrika, und seit einiger Zeit 
auch vom Iran. Auf dem 7. Kongress der 
Sahrauischen Frauenunion war zu ver¬ 
nehmen, dass das Scheitern dieses Ver¬ 
suchs möglicherweise die Wiederauf¬ 
nahme des bewaffneten Kampfes ge¬ 
gen die Besatzungsmacht Marokko zur 
Folge haben könnte. Es bleibt zu hoffen, 
dass ein Krieg mit sicherlich vielen Op¬ 
fern noch zu vermeiden sein wird. 

Aitak Barani 


Chronik der Kolonialisierung 

1884 Anerkennung der Westsahara als spanische Kolonie auf dem Europäi¬ 
schen Kongress, auch „Kongo-Konferenz“ in Berlin. Seitdem energischer 
Widerstand der Sahrauis (indigenes Volk der Westsahara). 

1965 Die Vereinten Nationen erkennen das Recht des Sahrauischen Volkes auf 
Selbstbestimmung an und fordern Spanien auf, die Westsahara zu ent¬ 
kolonialisieren. 

1973 Die Befreiungsbewegung der Sahrauis erklärt die Gründung der Frente 
Polisario (spanisch: Frente Populär para la liberation de Saguia el Hamra 
y Rio de Oro) und eröffnet den bewaffneten Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. 

1975 Marokko beginnt mit militärischen Übergriffen auf die Westsahara,schon 
bevor sich die spanische Kolonialmacht zurückgezogen hat. Marokko be¬ 
ginnt den sogenannten „Grünen Marsch“ von ca. 350 000 überwiegend 
unbewaffneten Marokkanern Richtung El Aaiün, aus der marokkanischen 
Sicht ein Friedensmarsch mit legitimen territorialen Ansprüchen. 

1975 Im November Spanien zieht sich, auch aufgrund innenpolitischer Insta¬ 
bilität nach dem Tod Francos, aus der Westsahara zurück. 

1975 Ende November marschieren Marokkanische Truppen in die Westsahara 
ein und besetzen die Stadt Smara. Während des Einmarsches der marok¬ 
kanischen Armee in die Westsahara fliehen über 100 000 Sahrauis vor 
dem brutalen Eingriff, bei dem unter anderem Napalm und Phosphor 
eingesetzt werden. 

1976 Am 28. Februar ruft die Volksbefreiungsfront der Westsahara, Frente Po¬ 
lisario, die Demokratische Arabische Republik Sahara aus. Sie wurde von 
vielen Staaten anerkannt und wurde 1984 Mitglied der Organisation für 
Afrikanische Einheit. Als Reaktion darauf tritt Marokko aus dieser Orga¬ 
nisation aus. 

1981 Marokko beginnt mit dem Mauerbau. Diese soll die besetzten und nütz¬ 
lichen* Gebiete der Westsahara (im Westen und an der Küste) von den 
befreiten Gebieten trennen. 

1991 Abschluss eines Waffenstillstandsabkommens. Diesem Abkommen liegt 
ein von UNO und AU vorgelegter Friedensplan zugrunde, der die Durch¬ 
führung eines Referendums vorsieht. 

Seitdem gibt es kein Übereinkommen. Marokko bleibt bei Autonomie-Zuge¬ 
ständnissen, Frente Polisario besteht auf einer Perspektive der Selbstbestim¬ 
mung. Seit 2005 beginnen die Sahrauis in den besetzten Gebieten mit gewalt- 
freien Aktionen und Demonstrationen. Der marokkanische Staat antwortet mit 
harter Repression. A.B. 



Dunkel: Von der Befreiungsbewegung Frente Polisario kontrollierte Gebiete. 
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Wir trauern um unsere Kameradin 

Alice Bringmann 

aus Aukrug, die im Alter von 95 Jahren nach langer schwerer 
Krankheit von uns gegangen ist. 

Alice, seit 1947 Ehefrau unseres unvergessenen Ehrenvorsitzenden 
Fritz Bringmann, gehörte zu den Gründungsmitgliedern der Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Naziregimes in Schleswig-Holstein. An 
der Seite von Fritz, dem langjährigen Vorsitzenden der Amicale de 
International de Neuengamme, kämpfte sie seit ihrer Jugendzeit 
unermüdlich für Frieden, Menschlichkeit Völkerverständigung, 
gegen Geschichtsverfälschung und für das Wachhalten der Erinne¬ 
rung an die Verbrechen des NS-Regimes. 

Große Verdienste erwarb sie sich zusammen mit ihrem Ehemann in 
der Heimleitung der antifaschistischen Wohn- und Erholungsstätte 
„Heideruh“ in Buchholz (Nordheide). Dass es „Heideruh“ bis heute 
gibt, dafür haben sich Alice und Fritz vorbildlich engagiert. 

Unser Mitgefühl gilt ihren Kindern, Schwiegerkindern, Enkeln und 
Urenkeln. Wir haben von Alice am 14. April 2015 auf dem Ohlsdor- 
fer Friedhof in Hamburg Abschied genommen. 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes 
Bund der Antifaschisten 
Landesvereinigung Schleswig- Holstein 


Wir suchen für die telefonische Werbung von UZ-Abonnentinnen 
/ Abonnenten zielstrebige und freundliche Genossin oder eben¬ 
solchen Genossen auf Honorarbasis. 

Nachfragen, Infos und Bewerbungen: 

E-Mail: verlag@unsere-zeit.de 


< \ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 
v_y 



Ferienhaus 4 Pers. 

Noch frei: 
27.6.-18.7.15 
01.8.-8.8.15 
elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151/22292 



Entschleunigung: 


ltuhi i ft&rur tute im Müriu- 
Häiionalpftfk. 2 F«Wo je 2-3 Per*. 
B&raoßhnK in 

llavel & 0 ool & Red, 

IzlTp: «ww.triiwgp.d« 

T*l.: Q2$lf$7Q?9G (AB] 


( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_ y 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

Ckchof im Olivenhain, 

weite* Blick, Stille; 
große helle Zimmer; 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
KindcrpaiadiCi. 



Befreiung! Was sonst? 

Diskussionsveranstaltung der DKP Stuttgart 
zum 70. Jahrestag der Befreiung von Faschismus und Krieg 
und zu aktuellen Entwicklungen 

am Freitag, 24. April um 19.00 Uhr 

im Linken Zentrum Lilo Herrmann, Böblinger Str. 105 

Matinee am Samstag, 25. April um 11.00 Uhr 

im Friedensbüro, Spreuergasse 43, Eingang Finstermünzgasse 

jeweils mit Daniel Bratanovic, Journalist und Wissenschaftler 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Do, 23. April bis So, 26. April 2015 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 

4-tägige Grundlagenschulung (nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie beschäftigen 

• und wie wir sie in organisierte Politik umsetzen - unser Statut 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits 
Mittwoch zwischen 17.00 und 22.00 Uhr erfolgen. 

Beginn Donnerstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 
Kosten pro Person incl. Unterkunft und Verpflegung 60,- €. 

Ab Mittwoch 65,- €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis 
oder Bezirk abklären. 


Die Geschichte der KPD(O) 
Zeitzeugengespräch 

27. April 2015,19.00 Uhr, DKP-Zentrum Bielefeld 
August Bebel Str. 105 

Prof. Theodor Bergmann, Jahrgang 1916 

Die KPD(O) steht für eine alternative Entwicklungsmöglichkeit der 
deutschen kommunistischen Bewegung in der Zwischenkriegszeit. 
Sie hat einen herausragenden Beitrag zu einer situationsgerech¬ 
ten marxistischen Theorie und Praxis in den 20er und 30er Jahren 
des 20. Jahrhunderts geleistet: die erste marxistische Faschismus- 
Analyse und den Kampf gegen das Führungsmonopol der KPdSU. Sie 
setzte sich für die Selbstständigkeit der KPD bei kritischer Solidarität 
mit der Sowjetunion ein und bemühte sich schon früh um eine Ein¬ 
heitsfront gegen den Faschismus. Diese Strategie hätte ein Beitrag 
dazu sein können, die große historische Niederlage der deutschen 
Arbeiterbewegung 1933 mit all ihren furchtbaren Folgen noch abzu¬ 
wenden. (Zitat Th. Bergmann) 

Wir wollen uns mit der Geschichte der KPD(O) auseinandersetzen 
und laden alle dazu ein. 


Anzeigen helfen der UZ! 



Urlaub in Köln 

Helferinnen und Helfer für 
das Festival der Jugend 
gesucht. 

22. bis 25. Mai 2015, Jugend¬ 
park, Kölner Rheinwiesen 
Die DKP unterstützt das Festival 
der SDAJ 

u.a. mit dem Cafe K • bei Auf- 
und Abbau • bei der Versorgung 

Kontakt: dkp.pv@t-online.de 


8. Mai 1945 :70 Jahre 
Befreiung vom Faschismus 



Konferenz mit Referaten... 

... zur Rolle der Roten Armee und der Sowjetunion 
beim Sieg über den Faschismus sowie das antifa¬ 
schistische Erbe der DDR 

... zur Kontinuität der Europastrategien des 
deutschen Imperialismus 

... zu den Erscheinungen und Funktionen reak¬ 
tionärer Bewegungen und Organisationen für 
imperialistische Strategien heute 

Podiumsdiskussion: „Von deutschem Boden darf 
nie wieder Krieg ausgehen - Strategien im Kampf 
für den Frieden“ mit Lühr Henken, Sevim Dagdelen, 
Heinrich Fink, Patrik Köbele u.a. 


11.00 Uhr | Franz-Mehring-Platz 1 1 Nähe Ostbhf. Mehr Infos: news.dkp.de 


Sa, 02. Mai 2015 
ND-Gebäude | Berlin 



Alles Gute nachträglich zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich 
den folgenden Genossinnen und Genossen: 

am 3.3. wurde Leonore Schmidt 74 
am 12.3. wurde Reinhold Weismann-Kieser 72 
am 28.3. wurde Helga de Peris-Blaumeiser 74 
und am 30.3. wurde Herbert Dege 89 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute; 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


Vormaifeier 2015 

Montag, 27. April 2015,19.00 Uhr 

Gaststätte Walhalla", Augartenstraße 27, Karlsruhe-Südstadt 
Eintritt: frei 

1. Mai - Internationaler Kampftag der Arbeiterklasse 
Die DKP Karlsruhe und Karin Binder, MDB „Die Linke" 
laden ein zur Maifeier 

Programm: 

• „8. Mai - Tag der Befreiung" 

Vortrag und Diskussion mit dem international renommierten Histori¬ 
ker und Faschismusforscher Prof. Dr. phil. Kurt Pätzold 

• Politisches Kabarett „Krisenstimmung 11 


BERND KÖHLER UND EW02 

ln dieser Straße 



Die neue Platte von Bernd Köhler zusammen mit 
ewo2, dem »kleinen elektronischen weltorchester«. 

15, - Euro + Versandkosten - ab Mitte März bei JumpUp. 
Alle Texte sind lesbar (!) in einem 32-seitige Booklet ent¬ 
halten. 

IN DIESER STRASSE spiegeln sich, gleich einem 
Zoom aus dem All, die globalen wie die individuellen 
Themen die unsere Epoche bestimmen. Krieg, Zerstö¬ 
rung, Ringen um Selbstbestimmung, um Menschen¬ 
würde, ums Überleben. Eine dezidiert politische und 
musikalisch außergewöhnliche CD mit vielen privaten 
Momenten. 


jumpup matthias henk, postfach 11 04 47, 28207 bremen 
Tel.: 0421 - 49 88 535, Fax.: 0421 - 49 88 535 
info@jumpup.de, www.jump-up.de 



FÜR EURE 1. MAI STÄNDE: 

INFOMATERIAL ZUM 8. MAI: 

Plakat A2 (Motiv mit Fahne) 10 Stück 1€ 

Infoblatt A5 (Motiv mit Fahne) 100 Stück 4,- € 

Aufkleber A7 (Motiv mit Fahne) 100 Stück 7,50 € 



PREISE FÜR WIEDERVERKÄUFER: 

Kaffeebecher (Aufdruck auf rotem Becher) 6,- € 

Button (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 1€ 

* Abnahme je mindestens 5 Stück. 

CommPress Verlag GmbH. Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 4,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 


22 .- 25 . 

MAI 2015 


JUGENDPARK 


KÖLN 
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Aktionen / Termine / Impressum 


Cafe K auf dem Festival in Köln 

Die DKP unterstützt das Pfingstcamp der SDAJ mit eigenem Programm 


Vom 22. bis 25. Mai lädt die SDAJ zum 
Festival der Jugend nach Köln an den 
Rhein. Neben der Naturfreundejugend 
NRW und zahlreichen Medienpartnern 
und Unterstützern ist auch die DKP da¬ 
bei. 

Im Cafe K, das gemeinsam von den 
Bezirken Rheinland, Ruhr und der Ju¬ 
gendkommission des Parteivorstandes 
organisiert wird, gibt es Platz zum Klö¬ 
nen bei Kaffee, Kuchen, Snacks, Sekt 
und Wein sowie Zeit zum Stöbern im 
Antiquariat und Shop des Commpress- 
Verlages. Aber es gibt auch ein politi¬ 
sches und kulturelles Programm, das 
zum Zuhören einlädt. 

Am Samstagmittag stellen sich 
Kommunistinnen und Kommunisten, 
die aktiv in Betrieb und Gewerkschaf¬ 
ten sind, in lockerer Runde den Fra¬ 
gen der Teilnehmerinnen, darunter die 
Parteivorstandsmitglieder Olaf Harms 
und Rainer Perschewski. Im Anschluss 
wird auf Einladung der Marx-Engels- 
Stiftung der Historiker und Publi¬ 
zist Otto Köhler zur Bedeutung des 
Jahrestages der Befreiung reden. Am 
Nachmittag sitzt der Vorsitzende der 
DKP, Patrik Köbele, auf dem „heißen 
Stuhl“ und gibt eine Einschätzung zur 


Die UZ zum i.Mai 

Nach intensiver Beratung hat die 
UZ-Redaktion beschlossen für die 
UZ-Ausgabe, die am i. Mai verteilt 
werden soll, doch die reguläre Aus¬ 
gabe i. Mai zu verwenden. 

Damit die Zeitung dennoch rechtzei¬ 
tig am i. Mai vor Ort ist wurde 
der Drucktermin auf den Montag 
(27.04) vorverlegt. Der 1. Mai-Aus¬ 
gabe wird die UZ-Extra zum 8. Mai 
beigelegt. 

Bitte, verteilt die UZ offensiv, damit 
unsere Zeitung und unsere Politik 
bekannt(er) wird und bestellt bis 
spätestens Sonntag (26.04.) bei: 
Gustl Ballin 0911 8019991 (von 13.- 
20.04. nur 0176 45503975), E-Mail: 
vertrieb@unsere-zeit.de oder: 
CommPress Verlag GmbH,Tel.: 0201 
17788923, Fax.: 0201 17788928, E- 
Mail: info@unsere-zeit.de 

Sonderpreise für die 
1 . Mai-UZ mit eingelegter 
8 . Mai-UZ-Extra 

70 Exemplare: 7,00 Euro 

250 Exemplare: 22,50 Euro 

500 Exemplare: 45,00 Euro 

1000 Exemplare: 90,00 Euro 

Es ist auch jede andere Liefermenge 
möglich. 


Lage der Partei vor dem 21. Parteitag. 
Nach so viel hartem Stoff werden die 
chilenischen Genossinnen von Musi- 
kandes aufspielen. Spät am Abend wird 
es dann noch einmal ernst: Der Film 
„Lauffeuer“ des Kollektivs Leftvisi- 
on versucht die Ereignisse am 2. Mai 
2014 in Odessa aufzuarbeiten. An dem 
Tag belagerten Faschisten das Gewerk¬ 
schaftshaus von Odessa, zündeten es an 
und ermordeten dutzende Antifaschis¬ 
tinnen. 

Der Sonntag beginnt mit Kon¬ 
zernkritik: Axel Köhler-Schnura, Co- 
ordination gegen BAYER-Gefahren, 
und Klaus Stein, Bezirks Vorsitzender 
der DKP Rheinland-Westfalen, plau¬ 
dern über den politischen Einfluss des 
Bayer-Konzerns und was dagegen zu 
tun ist. Mittags wird Kutlu Yurtseven 
von der Microphone Mafia im Cafe 
K zu Gast sein. Dieses Mal tritt er 
nicht als Sänger der Microphone Ma¬ 
fia, sondern als Aktivist der Initiative 
„Keupstraße ist überall“ auf. Die In¬ 
itiative fordert die vollständige Auf¬ 
klärung der Morde und Verbrechen 
der faschistischen Terrorgruppe NSU 
auf deren Konto auch ein Nagelbom¬ 
benattentat im Jahr 2004 in der Kölner 


Keupstraße geht. 

Ein weiterer Höhepunkt wird am 
Nachmittag das Programm „Befreiung, 
was denn sonst?“ sein. Dazu werden 
erwartet die Zeitzeugin Erika Baum 
aus Berlin, Teilnehmer der Antifa- 
Karawane in den Donbass des italie¬ 
nischen Bandprojektes Banda Bassot- 
ti und Sergej Kiritschuk, Mitglied der 
antifaschistischen Organisation Borot- 
ba aus der Ukraine. Der Singeclub der 
DKP- und SDAJ-Berlin trägt Lieder 
des antifaschistischen Widerstands vor. 
Etwas später geht es weiter mit Erich 
Schaffner, der mit Begleitung von Ge¬ 
org Klemp Spanienlieder und Texte 
aus dem Spanienkrieg singt und rezi¬ 
tiert. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Ein Be¬ 
such im Cafe K der DKP auf dem Fes¬ 
tival der Jugend in Köln lohnt sich für 
jung und alt. Es soll das Programm der 
SDAJ, das natürlich im Mittelpunkt des 
Festivals steht, ergänzen. Wir werden 
es an dieser Stelle in den kommenden 
Ausgaben in all seinen Facetten vor¬ 
stellen. Einen Einblick - samt Anfahrt¬ 
skizze und Eintrittspreisen - bekommt 
ihr aber auch hier: www.festival-der-ju- 
gend.de (wr) 


Gedenken an die Kämpfer 
der Roten Ruhrarmee 



In vielen Städten des Ruhrgebietes wurde - wie hier in Recklinghausen - mit 
Kranzniederlegungen der Kämpfer der Roten Ruhrarmee gedacht. 

Die Rote Ruhrarmee hatte sich nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch im Jahre 1920 
gebildet. Sie bestand aus bewaffneten Arbeitern, vielfach waren Abteilungen in 
großen Betrieben gebildet worden. Die über 80 000 Kämpfer wollten die sozia¬ 
len und demokratischen Errungenschaften nach dem Ersten Weltkrieg gegen das 
putschende Militär verteidigen 

Über 2000 Arbeiter kamen zu Tode, überwiegend wurden sie erst nach dem 
eigentlichen Kampfgeschehen ermordet. 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 17. APRIL 


Düsseldorf: Antifa-Konzertveranstaltung 
unter Beteiligung der DKP. Haus der Jugend, 
Lacombletstraße 10,19.00 Uhr. 

Essen: „Der weltgeschichtliche Platz des 
8. Mai 1945“, Veranstaltung der WN/BdA 
mit Ludwig Elm. Kulturzentrum Grend, West¬ 
falenstraße 31,19.00 Uhr. 


SA ★IS. APRIL 


Düsseldorf: Zum Umgang der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland mit den Tätern und Opfern 
des Naziregimes. Konferenz von MES und 
WN-BdA, Bürgersaal im Bürgerhaus Bilk, 
Bachstraße 145 (am Bilker Bahnhof), 11.00 
Uhr_ 

Heidenheim: „TTIP stoppen“, Infostand der 
DKP zum Aktionstag. Karlstraße, 10.00 Uhr. 

Berlin: Kundgebung anlässlich des 129. 
Geburtstages Ernst Thälmanns. Ernst-Thäl- 
mann-Denkmal, Prenzlauer Berg, 14.00 Uhr. 


SO ★ 19. APRIL 


Solingen: Gedenken für die 71 Ermordeten 
des Faschimus in der Wenzelnbergschlucht 
bei Langenfeld. Sammelpunkt: Parkplatz am 
Hotel „Gravenberg“, Stadtgrenze Solingen/ 
Langenfeld, Elberfelder Straße 45,10.00 Uhr. 

Stuttgart: Kreismitgliederversammlung der 
DKP Stuttgart. Gaststätte Friedenau, Roten¬ 
bergstraße 127,14.00 Uhr. 

München: „Brandanschlag auf das Gewerk¬ 
schaftshaus von Odessa am 2. Mai 2014“, 
Vernissage im KommTreff, 17.00 Uhr. Ver¬ 
anstalter ist die DKP München. Die Foto¬ 
ausstellung ist zu sehen vom 19. April bis 
zum 3. Mai im KommTreff, Holzapfelstraße 
3,15.00 Uhr bis 19.00 Uhr._ 

Ziegenhals-Niederlehme: Kundgebung an¬ 
lässlich des 129. Geburtstages Ernst Thäl¬ 
manns vor dem Gelände der zerstörten und 
zertrümmerten Ernst-Thälmann-Gedenk- 
stätte, 11.30 Uhr. 


Dl ★21. APRIL 


Dortmund: Mitgliederversammlung mit 
Hans-Peter Brenner über den Leitantrag zum 
21. Parteitag der DKP. Z, Oesterholzstraße 
27,19.00 Uhr._ 

Bremen: „Die Novelle .Frühlingssonate’, 
herausragendes künstlerisches Werk Willi 
Bredels.“ Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen-Nord. Gustav-Heinemann-Bürger- 
haus, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 22. APRIL 


Cottbus: „Täter, Opfer, Widerstand - Cottbus 
im 3. Reich.“ Veranstaltung der DKP. Quasi- 
Mono, 19.00 Uhr. 


DO ★ 23. APRIL 


Hagen: Diskussion der DKP Hagen zum 
Leitantrag mit Patrik Köbele. Gaststätte 
„Im Fässchen“, Lange Straße 51, Hagen- 
Wehringhausen, 19.00 Uhr. 

Göttingen: „Die Befreiung Göttingens am 
8. April 1945“, Veranstaltung von WN-BdA 


und der Jüdischen Gemeinde mit Dr. Martin 
Heinzeimann. Jüdische Gemeinde, Anger¬ 
straße 14,19.00 Uhr. 

Cottbus: „1933-1945 - Krieg und Wirt¬ 
schaft in Cottbus“, Veranstaltung der DKP. 
QuasiMono 19.00 Uhr. Im Anschluss: Lange 
Filmnacht zur Befreiung, 20.00 Uhr. 


FR ★ 24. APRIL 


Hanau: 1. Mai-Feier der DKP mit Erich 
Schaffner. Hanau Kesselstadt, Reinhards¬ 
kirche, 19.30 Uhr. Eintritt: Ein Mitbringsel 
für‘s gemeinsame Buffet. 


SA ★ 25. APRIL 


München: Kreisdelegiertenkonferenz der 
DKP München. KommTreff, Holzapfelstraße 
3,12.00 Uhr._ 

Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP Dortmund. Z, Oesterholzstraße 27, 
14.00 Uhr._ 

Cottbus: Täterspurenmahngang durch Cott¬ 
bus. Treffpunkt Altmarkt, 14.00 Uhr. 


MO ★ 27. APRIL 


Karlsruhe: „Vormaifeier - Festveranstaltung 
70 Jahre nach der Befreiung vom Faschis¬ 
mus“ der DKP mit Kurt Pätzold. Restaurant 
„Walhalla“, großer Saal, Augartenstraße 27, 
19.00 Uhr._ 

München: Marxistische Abendschulung des 
DKP Betriebsaktivs, Lektüre und Diskussi¬ 
on von Texten der Klassiker des Marxismus. 
KommTreff, Kellerräume, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 28. APRIL 


Recklinghausen: Jahreshauptversammlung 
der DKP Recklinghausen. Ladenlokal Keller¬ 
straße 7,19.30 Uhr. 


Ml H 29. APRIL 


Hannover: „Solidarität mit den Antifaschis¬ 
ten in der Ukraine!“ Vortrag und Diskussi¬ 
on mit Susann Witt-Stahl. Veranstaltung der 
DKP, Rote Hilfe, SDAJ und WN/BdA Hanno¬ 
ver. Freizeitheim Vahrenwald, 19.00 Uhr. 

Hamburg: „70 Jahre Befreiung vom Fa¬ 
schismus- Schlussfolgerungen für heute“, 
Veranstaltung der DKP Bergedorf ir in Zu¬ 
sammenarbeit mit der Masch mit Michi Göt¬ 
ze, Landesvorsitzender der DKP Hamburg. 
Kulturzentrum Lola, Lohbrügger Landstraße 
8,19.00 Uhr. 


Termine der 

Karl-Liebknecht-Schule der 
DKP 

„Die Grundlagen unserer Politik - 
Einführungslehrgang (nicht nur) für 
Anfänger“ 

Referent: Jürgen Lloyd 
Seminar vom 23 . bis 26 . April 2015 
Weitere Informationen und Anmel¬ 
dung unter www.karl-liebknecht- 
schule.org 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 
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□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo ( 126 ,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis ( 72 ,- € / Jahr) 
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Ich zahle mein UZ-Abonnement 
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durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3 -Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Vor 70 Jahren - quasi in den letzten Minuten vor Kriegsende und der Zerschla¬ 
gung des Faschismus in Düsseldorf- wurde Else Gores (26), Mutter des vier 
Jahre alten Sohnes Joseph, im Eller Forst zusammen mit zwei Deserteuren 
erschossen. Ihrer gedachte die DKP gemeinsam mit Vertretern derVVN-BdA, der 
DFG-VK, der Linkspartei und Dieter Andresen, dem Sohn des am letzten Kriegs¬ 
tag exekutierten Theodor Andresen. 

Rechtsanwalt Volker Götz las aus dem Buch „Der Junge mit den blutigen Schu¬ 
hen“ von Dieter Forte, in dem die letzten Minuten des Mordes ergreifend skizziert 
werden. Else Gores hatte im Gegensatz zu den beiden Soldaten die Kopfschüsse 
der „Heeresstreife Kaiser“ überlebt. Sie wurde von Spaziergängern schwerverletzt 
gefunden und in die Gaststätte „Waldschänke“ gebracht. Dort wurde Else Gores 
erneut gefasst und deportiert. Ihre Leiche wurde bis heute nicht gefunden. 

Else Gores war kein Einzelfall in der Kriegsendphase: Ermordet wurden unter 
anderem auch der„Halbjude“ Moritz Sommer, der ebenfalls Deserteure 
versteckt hatte, der „Fahnenflüchtige“ Josef Funk, der 17 Jahre alte Alwin Briese 
aus Gerresheim, der an Ort und Stelle auf der Dreherstraße erschossen wurde. 
Hauptmann a.D. August Kaiser wurde nach dem Krieg wegen Beihilfe zum 
Totschlag zu fünf Jahren und zwei Monaten Zuchthaus verurteilt. Der Feldwebel 
Stender, ebenfalls eine treibende Kraft in der Heeresstreife Kaiser, wurde wegen 
Mordes an Moritz Sommer und wegen gemeinschaftlich versuchten Totschlags 
an Else Gores zum Tode verurteilt. Das Grundgesetz trat in Kraft. Die Todesstrafe 
wurde verboten. Stender blieb die lebenslange Zuchthausstrafe. 

Uwe Koopmann 


Schäubles Gorbatschow-Legende 

Von Herbert Mies 


Wolfgang Schäuble, heute deutscher 
Finanzminister, war zunächst Chef des 
Bundeskanzleramtes und ab 1989 Bun¬ 
desinnenminister. In ersterer Funktion 
wurde er auch mit der Vorbereitung des 
Staatsbesuches von Erich Honecker 
1987 betraut. 1990 war er bundesdeut¬ 
scher Verhandlungsführer zu dem am 
2. Juli 1990 abgeschlossenen Liquidati¬ 
onsvertrag zur Auflösung der DDR. So 
durfte er denn auch nicht als Zeitzeuge 
in einer Serie „25 Jahre Einheit“ der 
Mannheimer Lokalzeitung „als selbst¬ 
ernannter „Architekt“ des wiederver¬ 
einigten Deutschland fehlen. In einem 
Interview mit dem „Mannheimer Mor¬ 
gen“ (MM) vom 27. März 2015 schilder¬ 
te er seine Eindrücke in dieser Zeit und 
versuchte sich als Historiker. 

Das Interview beginnt mit einem 
Ausflug in die Geschichte. Redaktions¬ 
mitglied Hans Dieter Füser fragt: „Herr 
Schäuble, zu Beginn eine provokante 
Behauptung: Der ,Kanzler der Einheit 4 
heißt Otto von Bismarck, nicht Helmut 
Kohl“. Und weiter: Der Unterschied zwi¬ 
schen beiden sei, „der eine hat auf die 
Einheit hingearbeitet, dem anderen ist 
sie in den Schoß gefallen“. Schäuble erwi¬ 
dert mit einer Lobhudelei auf Kohl und, 
dass es „sicher viele Unterschiede zwi¬ 
schen dem 19. und dem 20. Jahrhundert 
und zwischen Bismarck und Kohl gibt“. 
Aber im 20. Jahrhundert sei das Erbe 
Bismarcks „verspielt“ worden. „Und so 
heißt der Kanzler dieser deutschen Ein¬ 
heit unbestreitbar Helmut Kohl“. 

Über eine solche geschichtswissen¬ 
schaftliche Banalität kann man hinweg 
lesen. Dafür fällt die Aufmerksamkeit 
aber auf Ausführungen zu Gorbat¬ 
schow: „Welthistorisch entscheidend 
war wohl, dass Gorbatschow nicht 
richtig klar war, vielleicht auch nicht 
sein konnte, was er da lostrat“. Und 
weiter: „DDR-Staatssekretär Alexan¬ 
der Schalck-Golodkowski hat in einem 
Gespräch mit mir gesagt: ,Der Gorbat¬ 
schow hat keine Ahnung. Wenn wir in 
der DDR Glasnost und Perestroika, 
Offenheit und Umstrukturierung ma¬ 
chen, dann sind wir weg. Deshalb hat 
die SED ja versucht, gegen zusteuern“ 4 

Das heißt doch Gorbatschow hätte 
nicht an die Zukunft seines Handelns 
gedacht, er habe wohl dabei nicht alle 
beisammen - einen Blackout - gehabt. 
Aber die von Gorbatschow selbst gelie¬ 


ferten Auskünfte und Taten lassen eine 
solche unsinnige Spekulation nicht zu. 
Gorbatschow wusste sehr wohl, was er 
mit der Zukunft des Sozialismus in der 
Sowjetunion im Schilde führte. Er hat 
sie verraten. Er war Chef ihrer Toten¬ 
gräber. Dies einzugestehen fiel mir, der 
ich ihn auch persönlich sehr gut kannte, 
nicht leicht. 

Gemeinsam mit Jelzin hat er am 
21. August 1991 die Kommunistische 
Partei der Sowjetunion (KPdSU) ver¬ 
boten und damit das sozialistische 
Land führungslos gemacht. Im März 
1990 hat er der Loslösung Litauens 
von der Sowjetunion tatenlos zugese¬ 
hen und in der Folgezeit den Zerfall 
der sowjetischen Nationen- und Staa¬ 
tengemeinschaft in fünfzehn einzelne 
Republiken befördert. Er hat dafür ge¬ 
sorgt, dass sozialistisches Volkseigen¬ 
tum einer Schicht neuer Großkapita¬ 
listen, den Oligarchen, zugeschanzt und 
übereignet wurde. Er hat auf die Ent¬ 
machtung der Arbeiterklasse im Bünd¬ 
nis mit den übrigen Werktätigen hinge¬ 
arbeitet und die Installation der Herr¬ 
schaft einer Oligarchie begünstigt. So 
hat er Russland in ein Land mit chao¬ 
tischen Zuständen verwandelt, in dem 
die Reichen immer reicher und die Ar¬ 
men immer noch ärmer werden. Gor¬ 
batschow, der mit der Täuschung ange¬ 
treten war, den Sozialismus „attrakti¬ 
ver“ zu machen, hat den Sowjetvölkern 
nicht nur den Sozialismus genommen, 
sondern auch die Attraktivität der sozi¬ 
alistischen Weltanschauung beschädigt. 
Was ihm gleichfalls von uns deutschen 
Kommunistinnen und Kommunisten 
besonders anzulasten ist, das ist sein 
Verrat der DDR. Gorbatschow schenk¬ 
te im Juli 1990 im Kaukasus Helmut 
Kohl die DDR und setzte damit vor¬ 
erst dem Aufbau einer sozialistischen 
Gesellschaft in Deutschland ein Ende. 

So sah Gorbatschows „außerge¬ 
wöhnliche und mutige Leistung“ aus. 
Das wurde aus seiner Perestroika und 
Glasnost. Das wurde aus seiner Peres¬ 
troika-Philosophie, seinem Hang zum 
Sozialdemokratismus: Ein bisschen 
Sozialismus und viel Kapitalismus. Er 
brachte die Sowjetunion an den Ab¬ 
grund und nahm damit der kommunis¬ 
tischen Weltbewegung ihr Aufbruch¬ 
signal sowie Europa einen Stabilitäts¬ 
faktor für den Frieden. 


Meine progressive Woche 

Vom 4 . bis 10 . April 


Dienstag 

Mitte dieses Jahrhunderts wird die Eis¬ 
fläche der Arktis nur noch halb so groß 
sein wie in den fünfziger Jahren des vo¬ 
rigen Jahrhunderts. Diese Folge der Er¬ 
derwärmung wird nur noch von wenigen 
geleugnet. 

Der Zugang zum nördlichen Eis¬ 
meer wird damit erheblich erleichtert. 
Fünf Staaten sind die Anrainer - Däne¬ 
mark (Grönland), Norwegen, Kanada, 
die USA (Alaska) und Russland. Für 
Letzteres öffnet sich angesichts seiner 
gewaltigen Ausdehnung rund um den 
Nordpol der größte Teil des Raumes, der 
nun zugänglich wird. Im Gebiet um den 
Pol vermuten US-Wissenschaftler allein 
25 bis 30 Prozent des Weltvorkommens 
an fossilen Brennstoffen - außerdem rei¬ 
che Vorkommen an Bodenschätzen al¬ 
ler Art. 

Wer auch hier Gründe für die Ein¬ 
kreisungspolitik der Nato gegenüber dem 
einzigen Nicht-Nato-Anrainer der Arktis 
sucht, liegt sicher nicht ganz falsch. Umso 
berechtigter ist die Sorge vor militärischen 
Auseinandersetzungen großen Stils. 


Mittwoch 

Der „kleine Grenzverkehr u zwischen Po¬ 
len und dem russischen Kaliningrad ist 
rege. Der Schmuggel auch. Die einen reizt 
das „ West-Shopping “ für die Polen sind 
ostwärts Benzin und Zigaretten billiger. 
Immerhin drei Mio. Menschen pro Jahr 
und Seite passieren die Grenze. 

Um den Schmuggel einzudämmen, 
will die polnische Seite jetzt sechs neue 
Wachtürme aufstellen - eigentlich nicht 
weiter verwunderlich. Doch angesichts 
der wachsenden Spannungen zwischen 
beiden Ländern, erhält die Maßnahme 
symbolischen Charakter und neue Auf¬ 
merksamkeit. Angeblich hat die russische 
Seite auf Kaliningrader Boden Atomrake¬ 
ten auf gestellt, die ganz Polen bestreichen 
können. Das wiederum soll mit dem US- 
Raketenschutzschild gekontert werden. 
Mal sehen, wie lange der „kleine Grenz¬ 
verkehr“ noch anhält. 

Donnerstag 

Vielleicht werden die Wachtürme an der 
polnisch-russischen Grenze eines Tages 
von der neuen Nato-Eingreiftruppe be¬ 


setzt, die zur Zeit erstmals ins Manöver 
geht-in den Niederlanden und Tschechi¬ 
en. Der tschechische General Jiri Baloun 
erklärte, es werde „nach einem Szenario 
in den baltischen Ländern geübt u , Haupt¬ 
ziel sei, „das neue Konzept vom Eingrei¬ 
fen binnen dutzender Stunden nach dem 
Befehl zu erproben “. Die baltischen Län¬ 
der grenzen bekanntlich an Kaliningrad. 

Freitag 

Die Kampfpanzer bilden immer noch das 
Rückgrat der Landstreitkräfte. Die Auf¬ 
stockung der Bundeswehr um 100 reak¬ 
tivierte Leopard II auf etwa 300 Panzer 
dieses Typs bedeutet also auch eine ent¬ 
sprechende beträchtliche Ausweitung der 
Landstreitmacht des neuen Deutschlands. 

Panzer sind und waren nie Waffen der 
Defensive. Auch dies ein Hinweis darauf, 
dass es sich bei der Reaktivierung nicht 
um Abschreckung und damit Kriegsver¬ 
hinderung, sondern um reale Kriegsvor¬ 
bereitung handelt. Die Ärztin und Vor- 
zeigemutter Ursula von der Leyen will 
offensichtlich den Landkrieg in Europa 
führbarer machen. Adi Reiher 


Neue Sportbekleidung und Antrittsprämie 

Spannungen zwischen proletarischen und bürgerlichen Fußballclubs 


Jeder Fußballfan kennt Uwe Seeler und 
Franz Beckenbauer. Aber wer kennt 
schon Erwin Seeler und Alfons Becken¬ 
bauer? Der Vater von Uwe und der On¬ 
kel von Franz begannen ihre sportliche 
Laufbahn in Arbeitersportvereinen. 

Erwin Seeler, Lastkranführer im 
Hamburger Hafen und Vater von Uwe 
und Dieter, war ein Star im Hamburger 
Arbeiterfußball. Mit ihm gewann die ers¬ 
te Herren-Mannschaft des SC Lorbeer 
06 zweimal, 1929 und 1931, die Bundes¬ 
meisterschaft des Arbeiter Turn- und 
Sportbundes. Erwin Seeler trug bei neun 
Länderspielen und Alfons Beckenbau¬ 
er bei fünf Länderspielen das Trikot der 
Auswahl des deutschen Arbeitersports. 

Der Ringer und Olympia-Teilneh¬ 
mer Werner Seelenbinder und der Fuß¬ 
baller Franz ,Bimbo 4 Binder sind weitere 
Sportler, die ihre ersten Erfolge in Arbei¬ 
tersportvereinen feierten. Binder konnte 
später mit Rapid Wien sechs österreichi¬ 
sche Meisterschaften erringen. Binders 
umfangreiche Torausbeute von 421 Tref¬ 
fern in 347 Pflicht- und Länderspielen ist 
bis heute unvergessen. 

Abgrenzung vom DFB 

In Abgrenzung und Konkurrenz zum 
Deutschen Fußballbund (DFB) organi¬ 
sierte der Arbeiter Turn- und Sportbund 
(ATSB) einen eigenen Spielbetrieb, trug 
Verbands- und Bundesmeisterschaften 
aus und bestritt auch internationale Par¬ 
tien. Die Proletarier, die von Nationalis¬ 
mus nichts wissen wollten, bezeichneten 
ihr Team als Bundesauswahl. In Konkur¬ 
renz zur sozialistischen Luzerner Sport¬ 
internationalen gründete sich Mitte der 
1920er Jahre die kommunistische Rote 
Sportinternationale. 

Sportbuchautor Christian Wolter hat 
in seinem aktuellen Werk die Entwick¬ 
lung des Arbeiterfußballs in der Regi¬ 
on Berlin und Brandenburg vom Kai¬ 
serreich bis 1933 untersucht. Ausgelöst 
durch die politischen Umbrüche ver¬ 
schärfte sich 1919 auch die Konkurrenz 
zwischen dem bürgerlichen Verband 
Brandenburgischer Ballsportvereine 
(VBB) und der proletarischen Märki¬ 
schen Spielvereinigung (MSV), die fort¬ 
an den Arbeiterspielbetrieb organisierte. 
In übersichtlichen Kästen stellt Wolter 
jährlich die Endrundenpaarungen der 
vier ATSB-Verbandsmeisterschaften 
und der Bundesmeisterschaft vor. An 
mehreren Stellen berichtet Wolter über 
vorhandene Spannungen und taktische 
Winkelzüge zwischen sozialdemokra¬ 
tischen und kommunistischen Fußball¬ 
funktionären. 

Gescheiterter Anwerbeversuch 

Von allen ATSB-Sportarten hatte der 
Fußball die meisten Abgänge zu den bür¬ 
gerlichen Vereinen zu verzeichnen. Dies 
hing laut Wolter damit zusammen, dass 
mit Fußballspielen etwas Geld zu verdie¬ 


nen war. Erich Bergmann, Führungsspie¬ 
ler beim proletarischen BFC Alemannia 
1922, bekam am 9. September 1924 Be¬ 
such in der elterlichen Wohnung. Ver¬ 
treter der bürgerlichen Concordia Wil¬ 
helmsruh wollten ihn zu einem Vereins¬ 
wechsel bewegen und boten Bergmann 
neue Sportbekleidung und zehn Mark je 
Einsatz. Bergmann ging zum Schein auf 
das Angebot ein und machte den Anwer¬ 
beversuch öffentlich. 

Mangels Fahrgeld reisten viele Mann¬ 
schaften per Fahrrad zu ihren Auswärts¬ 
spielen. Pfingsten 1932 hatten die radeln¬ 
den Kicker von Eintracht Neukölln eine 
Anfahrt von rund 120 Kilometern zu 
Blau-Weiß Finsterwalde. Nachdem die 
Partie 2:2 geendet hatte, wurde zurück¬ 
geradelt. 

In seiner Darstellung geht Christi¬ 
an Wolter streng chronologisch vor. Von 
1919 bis 1933 widmet er jedem Jahr ein 
Kapitel. Zu Beginn schildert er jeweils 
kurz die allgemeine wirtschaftliche und 
politische Lage. Aus zeitgenössischen 
Sportpublikationen hat er eine Fülle an 
Vereins- und Verbandsinterna, Spieler¬ 
gebnissen, sportlichen Erfolgen und or¬ 
ganisatorischen Einzelheiten zusammen¬ 
getragen. 

Detaillierte Vereinsinterna 

Wie ein Buchhalter berichtet Wolter 
detailversessen von Anträgen und Dis¬ 
kussionen auf Kreistagen der Märki¬ 
schen Spielvereinigung und zitiert aus 
den Zeitschriften: Vorwärts, Rote Fahne, 
Arbeiter-Fußball, Arbeiter-Sport, Arbei- 
ter-Turn-Zeitung, Berliner Fußball-Wo¬ 
che, Spiel und Sport, Rot-Sport und Freie 
Sportwoche. 1927 verweigerten MSV- 
Vereine Angehörigen der bewaffneten 
Staatsmacht die Mitgliedschaft. Ein Jahr 
später bestätigte eine Versammlung die 


Sperre für Polizei- und Reichswehrange¬ 
hörige, auch wenn eine Weddinger Poli¬ 
zeibereitschaft für die Rote Hilfe gesam¬ 
melt hatte. 

Wolters Zusammenstellung ist eine 
Fundgrube von Kuriositäten, Beson¬ 
derheiten und Einzelfällen. Doch durch 
die chronologische Aneinanderreihung 
zahlreicher Einzelfakten ermüdet und 
verwirrt Christian Wolter seine Leser. 
Kurzbiografien bedeutender Sportler 
und Funktionäre hätten eine Einordnung 
erleichtert. Eine thematische Gliederung 
nach Sportfesten, Meisterschaften und 
eine Aufschlüsselung sozialdemokrati¬ 
scher und kommunistischer Interessen 
und Einflussnahmen auf Sportverbände 
wäre nachhaltiger gewesen. Kai Böhne 



Christian Wolter: Arbeiterfußball in Berlin und Bran¬ 
denburg 1910-1933. Arete Verlag, 2015 Hildesheim, 
228 Seiten DIN A4,19,95 EUR, 

ISBN 978-3-942468-49-7 


Der rote Kanal 


Das alte Gewehr, F/BRD1975 

Der Spielfilm von Robert Enrico stellt 
das SS-Massaker von Oradour im Jahr 
1944 dar. In den Hauptrollen spielen 
Philippe Noiret und Romy Schneider. 
Eigens für die westdeutsche Premieren¬ 
fassung unter dem Alternativtitel „Ab¬ 
schied in der Nacht“ wurden neue Sze¬ 
nen gedreht und eingeschnitten, die be¬ 
sonders menschenverachtende Dialoge 
der Deutschen im französischen Original 
milderten und relativierten. Besonders 
brutale Szenen wurden entfernt. Der 
MDR zeigt die französische Originalfas¬ 
sung in der DEFA-Synchronisation. 

Sa., 18.4., 23.20-1.00 Uhr, mdr 

V-Mann-Land, D 2015 

Clemens Riha interviewt ehemalige 
V-Leute aus der Neonazi-Szene, ein¬ 
schließlich des Umfeldes des NSU. 

Mo., 20.4., 22.45-23.30 Uhr, ard 


Eine Blutspur durch 
Frankreich, F 2015 

Nach der Landung der Alliierten in 
der Normandie erhält die SS-Division 
„Das Reich“ den Befehl die Resistance 
auszumerzen. 

Di., 2i. 4., 20.15-21.45 Uhr, arte 
Meine Tochter Anne Frank , D 2015 

Der Film ist nach „Das Tagebuch der 
Anne Frank“ aus dem Jahr 1958 erst 
die zweite deutsche Verfilmung des 
weltweit bekannten und erfolgreichen 
Tagebuchs der Anne Frank. 

Di., 21.4., 22.45-0.15 Uhr, rbb 

Überall war Tod , D 2015 

Die Dokumentation „Überall war Tod 
- Vom Leiden und Sterben im KZ- 
Flossenbürg“ zeichnet die Geschichte 
des KZs nach. 

Mi., 22.4., 22.00-23.30 Uhr, br3 














